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1 Einleitung

Die Anzahl an fliichtenden Menschen nach Europa nahm in den letzten Jahren kontinuierlich
zu. Infolgedessen intensivierten sich zeitgleich die Offentlichen und politischen Debatten uber
Asylpolitik, Integration oder Menschenrechte. Jedoch ist das Thema der politischen
Partizipation, trotz seines engen Zusammenhangs mit diesen Themenbereichen, im Zuge dieser
Debatten nur selten zu finden. Vielmehr z&hlt die politische Beteiligung von geflichteten
Menschen in Osterreich zu den Randthemen. Dementsprechend rar sind die dazugehdrigen
wissenschaftlichen Erkenntnisse und Forschungen. Dieser Befund zum geringen Wissen Uber
die politische Partizipation von Gefliichteten gilt allerdings nicht nur fiir Osterreich. Auch auf
internationaler Ebene ist dieser Zustand feststellbar, worauf im weiteren Verlauf dieser

Masterarbeit noch detaillierter eingegangen wird.

Hinsichtlich der politischen Partizipation sind geflichtete Menschen mit unterschiedlichen
Herausforderungen konfrontiert. Dazu z&hlen beispielsweise ihre Fluchterfahrung, ihre
Erfahrungen mit der Politik in den Herkunftslandern, ihr rechtlicher Aufenthaltsstatus im
Aufnahmeland oder ihre Sprachkenntnisse und ihr Informationsstand in Bezug auf Politik und
das politische System im Aufnahmeland (vgl. Ragab 2018: 15). In Bezug auf diese Aspekte
haben Gefliichtete andere Ausgangsbedingungen als Einheimische und andere Migrant/innen
fur eine politische Beteiligung. Die eingehende Literaturrecherche macht deutlich, dass die
Forschungsgrundlagen iber diese Bedingungen und Einflussfaktoren fehlen. Ausnahmen dazu
stellen unter anderem die wissenschaftliche Arbeit von Armend Bekaj und Lina Antara (2018),
die sich mit der politischen Partizipation von Gefllichteten beschéftigen, und die Analyse von

Lise Togeby (1999) mit dem Schwerpunkt der lokalen Wahlen in Ddnemark, dar.

Der im Jahr 2011 ausgebrochene und weiterhin andauernde Konflikt in Syrien macht Syrien zu
einem Fluchtland. Seither nimmt die Anzahl an syrischen Geflichteten in die Nachbarlander
und auch nach Europa zu. Statistiken von United Nations High Commissioner for Refugees
(UNHCR) zufolge bildeten Syrer/innen im Jahr 2021 mit 6.8 Millionen Personen, verteilt auf
129 Léander, die weltweit grolite Gruppe an gefliichteten Menschen (vgl. UNHCR 2022: 3 &
17). Auch in Osterreich spiegelt sich diese Tatsache wider. Syrer/innen machten zwischen 2015
und Janner 2023 die groflte Gruppe an Gefluchteten in der Republik aus und stellten die meisten
Asylantrage. In diesem Zeitraum beantragten Gber 88.000 Menschen mit syrischer
Staatsbiirgerschaft Asyl in Osterreich (vgl. BMI 2023: 2).



Die groBe Anzahl an syrischen Geflichteten, welche fiir Aufmerksamkeit in medialen und
politischen Debatten weltweit und in Osterreich sorgen, wirft zahlreiche Fragen nach ihren
politischen Rechten, Partizipationsmdglichkeiten und Faktoren, die ihre politische Beteiligung
beeinflussen, auf. Diese Masterarbeit widmet sich erstens der Frage nach den
Ausgangsbedingungen flr die politische Partizipation von Gefluchteten, welche sie von
anderen Gruppen unterscheiden, und zweitens den Einflussfaktoren auf ihre politische
Partizipation. Dies erfolgt anhand einer empirischen Untersuchung, deren Gegenstand in Wien

lebende syrische Gefluchtete sind.

In den nédchsten Abschnitten werden die Zielsetzung inklusive der Forschungsfrage, die
Forschungsrelevanz und Problemstellung, der Forschungsgegenstand und der Aufbau dieser

Masterarbeit dargestellt.

1.1 Zielsetzung und Forschungsfrage

Das Hauptziel der vorliegenden Masterarbeit ist es herauszufinden, welche Aspekte die
politische Partizipation von in Wien lebenden syrischen Gefliichteten beeinflussen. Zu diesem
Zweck wird die folgende Forschungsfrage formuliert: Welche Faktoren fordern oder hemmen

die politische Partizipation von syrischen Gefluchteten in Wien?

Mit dieser Forschungsfrage wird der Fokus nicht nur auf die traditionellen Faktoren der
politischen Partizipation, wie beispielsweise die sozio6konomischen Ressourcen und die Rolle
der politischen Interessen (vgl. Verba et al. 1995), gelegt. Vielmehr werden aus der Asyl- und
Migrationsforschung bekannte weitere Faktoren empirisch identifiziert und untersucht, welche
spezifisch fur gefliichtete Menschen gelten. Dies erfolgt anhand gezielter Interviewfragen nach
Aspekten, die im Zusammenhang mit politischer Beteiligung stehen kdnnten, bisher jedoch
noch nicht im wissenschaftlichen Forschungsstand prasent sind. Dazu zahlen: Erfahrungen mit
Politik im Herkunftsland und ob diese Erfahrung eine Rolle bei der politischen Beteiligung im
Aufnahmeland spielt; ein moglicher Zusammenhang zwischen politischer Beteiligung und
politischen Themen wie der Asyl- und Integrationspolitik, von denen gefliichtete Menschen
direkt betroffen sind; die Rolle von Netzwerken der gleichen Community im Zusammenhang
mit der politischen Beteiligung von Gefliichteten; der rechtliche Aufenthaltstitel sowie die
Aufenthaltsdauer (vgl. Wisser 2021: 38-42, Togeby 1999: 671-672).

Aus arbeits- und zeitbkonomischen Griinden bezieht sich die Untersuchung auf in Wien lebende
syrische Gefliichtete als Interviewpartner/innen. Der Zugang zu den Interviewpartner/innen

erfolgte Uber eine direkte Ansprache. Die Erhebung der Daten von direkt betroffenen Personen
2



ist ein zentraler Bestandteil dieser Masterarbeit. Dadurch kommen gefliichtete Syrer/innen zu
Wort und haben die Mdglichkeit ihre Wahrnehmung und ihre Praxis von politischer

Partizipation selbst zu beschreiben.

Mit der Hauptforschungsfrage wird bestrebt, die traditionellen Partizipationstheorien wie das
Civic Voluntarism Model (CVM) mit neuen Erkenntnissen Uber politische Partizipation von

Gefllichteten zu erganzen und damit einen Teil der aktuellen Forschungsliicke zu schlieRen.

1.2 Forschungsrelevanz und Problemstellung

Das Forschungsinteresse am Thema dieser Masterarbeit liegt darin, neue Erkenntnisse zur
Erklarung der politischen Partizipation am Beispiel von syrischen Gefliichteten in Wien zu
gewinnen. Die Relevanz der Arbeit liegt in mehreren politischen Entwicklungen und im
Forschungsstand, der kaum dieses Thema bearbeitet. Ein Faktor ist die wachsende Anzahl an
Gefllichteten weltweit, wodurch sich gleichzeitig der Bedarf an einer Erhebung von
wissenschaftlichen Daten Uber diese Gruppe ergibt. Dartber hinaus wird in
politikwissenschaftlichen Forschungen von Akteuren gesprochen. Dieser Begriff ist in der
Politikwissenschaft signifikant und Akteure stellen einen entscheidenden Bestandteil vieler
Analysen und Forschungen dar. Im wissenschaftlichen Diskurs wird unter anderem mit dem
Ansatz Active citizenship, mit dem insbesondere Proteste von Gefllichteten untersucht werden
(vgl. Hadj Abdou & Rosenberger 2021, Ata¢ 2016), der Akteursperspektive von Gefliichteten
Rechnung getragen. Im Gegensatz dazu treten Gefliichtete im 6ffentlichen Diskurs zumeist als
passive Akteure und Hilfsempfanger auf. Aufgrund dieser Darstellung werden sie als Objekte
der Politik und nicht als Subjekte bzw. als Gestaltende angesehen (vgl. Braun et al. 2021: 18,
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt 2019: 25).

Diese Masterarbeit betrachtet Gefluchtete als Subjekte und Gestaltende der Politik. Es ist an
dieser Stelle wichtig zu erwéhnen, dass es sich bei Geflichteten nicht um eine einheitliche
Gruppe handelt, da ihre Ethnien, Fluchtgriinde, Fluchtregionen und Aufnahmelander
unterschiedlich sind. Sie lassen sich aufgrund dieser Differenziertheit erheblich voneinander
unterscheiden (vgl. Braun et al. 2021: 43). Um aussagekréftige Ergebnisse liefern zu kénnen,
werden Gefllichtete in wissenschaftlichen Forschungen nicht pauschalisiert betrachtet, sondern
anhand ihrer Merkmale in definierte Gruppen eingeteilt. Diesen Aspekt berlicksichtigt diese
Masterarbeit, indem sie sich mit einer spezifischen Gruppe, namlich mit geflichteten

Syrer/innen in Wien, beschéftigt. Diese Gruppe hat nicht nur gemeinsame Berthrungspunkte



aufgrund ihrer Herkunft, sondern ist den gleichen Rahmenbedingungen hinsichtlich ihres

Wohnorts ausgesetzt.

Die Auswahl der Zielgruppe erfolgt auf der Grundlage der numerischen Starke. Im Jahr 2021
machte die Gruppe an gefliichteten Syrer/innen mit 6.8 Millionen weltweit den groten Anteil
an Gefluchteten aus (vgl. UNHCR 2022: 3). Gleichzeitig zeigen die Statistiken des
oOsterreichischen Innenministeriums (BMI), dass zwischen den Jahren 2015 und 2023 die
meisten Asylantrdge von syrischen Staatsangehorigen stammten. Im Vergleich mit
Antragsteller/innen mit anderer Nationalitdt war die Chance auf einen positiven Asylbescheid
bei Syrer/innen am hdchsten (vgl. BMI 2023: 2, 22). Weltweit, wie auch in Osterreich, stellten
mit Stand 2021 Syrer/innen zahlenmafig die Mehrheit an gefliichteten Menschen dar.

Die Anzahl der in Osterreich lebenden gefliichteten Syrer/innen konzentriert sich auf die
Bundeshauptstadt. Nach Klimont et al. (2022: 81) leben circa 49 Prozent der in Osterreich
angekommenen Syrer/innen in Wien. In absoluten Zahlen sind dies knapp 41.000 in der
Bundeshauptstadt lebende Syrer/innen (vgl. Statista 2023). Eine lokale Einschrankung des
Forschungsfelds auf Wien ist mit dieser vergleichsweisen grofen Anzahl an syrischen
Gefllchteten in der Stadt begrindbar. Diese Tatsache ermdglicht gleichzeitig einen besseren

Zugang zu interviewten Personen.

Wie bereits erwahnt, wird Gefliichteten im 6ffentlichen und politischen Diskurs eine tendenziell
passive Rolle zugeschrieben. Hingegen werden sie in der Wissenschaft als Akteure angesehen,
aber in der Partizipationsforschung nicht als spezielle Gruppe untersucht. Es werden vielmehr
Theorien der politischen Partizipation auch auf Migrant/innen und insbesondere auch auf
Gefllichtete angewandt, ohne dezidiert auf Besonderheiten einzugehen. Somit bleiben die
Einflussfaktoren auf die politische Teilnahme von Gefliichteten oder einzelnen gefliichteten
Gruppierungen vage. Der Bedarf an wissenschaftlicher Forschung tber die politische
Partizipation von Gefluchteten oder insbesondere von spezifischen Gruppen von Gefliichteten
ist folglich betréchtlich. Um valide Erkenntnisse hinsichtlich der Einflussfaktoren zu erhalten,
ist eine Trennung der Betrachtungsgruppe von Einheimischen oder Migrant/innen im Zuge der
wissenschaftlichen Datenerhebung unabdinglich. Diese Masterarbeit kann diesen Bedarf nicht
vollumfanglich decken. Jedoch ist das Bestreben aufrecht, einen Teil der aktuellen
Forschungslicke zu schlieBen und eine Ausgangsbasis fiir weiterfihrende umfangreichere

Forschungen in diesem oder in verwandten Bereichen zu bilden.



1.3 Forschungsgegenstand

Flucht und Fluchtbewegungen sind keine neuen Phdnomene unserer heutigen Zeit und werden
vielseitig erforscht. Zu den Forschungsfeldern im Zusammenhang mit Flucht zahlen unter
anderem die Migrations-, Integrations- und die Partizipationsforschung. Das zentrale Thema
dieser Masterarbeit stellt die politische Partizipation von gefliichteten Syrer/innen dar. Im Zuge
der Literaturrecherche zu diesem Thema erdffnete sich eine groRRe Forschungsliicke. Ein Grund
fur diese Lucke ist, dass in den vorhandenen Datensétzen keine Unterscheidung zwischen
einem/einer Migrant/in und einer/einem Gefliichtete/n getroffen werden kann. Als Beispiel
hierfir konnen die Ergebnisse der European Social Survey (ESS)! herangezogen werden, da
sich dieser Datensatz als eine gute Grundlage zur Erforschung der politischen Partizipation
anbietet. Bei der Erhebung wird jedoch der Aufenthaltstitel der Befragten nicht erfasst. Die
Teilnehmenden werden lediglich nach der Staatsangehdrigkeit, dem Geburtsland und dem
Zeitpunkt der Zuwanderung befragt (vgl. European Social Survey 2018/2019). Bei einer
solchen Umfrage kann nicht festgestellt werden, ob es sich um Gefluichtete oder Migrant/innen
handelt. Dies bedeutet wiederum, dass Wissen Uber die Einflussfaktoren auf die Partizipation

von Gefliichteten fehlt.

Dieser Mangel an Konkretisierung und Unterscheidung betrifft nicht nur die Datensétze bzw.
die statistischen Erhebungen, sondern gleichermalien die Literatur und die wissenschaftliche
Forschung insgesamt. Bestatigt wird diese Ausgangslage von Nora Jasmin Ragab in ihrer
Fallstudie zur politischen Partizipation von afghanischen und syrischen Gefliichteten in
Deutschland. Die Wissenschaftlerin fihrt die geringe Datenlage tber die politische Teilnahme
von Gefluchteten auf die formelle Wahlbeteiligung zurlick, welche fur Geflichtete sehr
begrenzt ist ,,There seems to be a lack of literature, however, on political participation of
refugees and asylum seekers, which can be explained in part by the very limited channels for
formal electoral participation open to this group* (Ragab 2018: 15). Die Fallstudie von Ragab
stellt einen Teil des Projekts Refugees, Asylum Seekers and Democracy vom International
Institute for Democracy and Electoral Assistance dar. Dieses Projekt versucht Antworten auf
die Frage nach den Herausforderungen und Chancen, die Gefliichtete bei ihrer politischen
Partizipation in den Herkunfts- und Aufnahmelandern begegnen, zu finden. Im Rahmen dieses
Projekts wurden mehrere Fallstudien in Deutschland, Kenia, dem Libanon, Sudafrika,

Schweden, der Tirkei, Uganda und dem Vereinigten Konigreich durchgefiihrt. Diese

1 ,,.Der European Social Survey (ESS) ist eine landeriibergreifende, auf wissenschaftlichen Standards beruhende
Erhebung, die seit 2001 alle zwei Jahre durchgefiihrt wird. Der ESS erhebt Daten (ber Einstellungen und
Verhaltensmuster der Bevolkerung in mehr als 30 européischen Landern* (ESS 2023).
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beschéftigen sich mit Geflichteten aus Afghanistan, der Demokratischen Republik Kongo,
Somalia, Stidsudan und Syrien (vgl. Bekaj & Antara 2018: 13). Aus der Recherche heraus ergibt
sich, dass dieses Projekt die grolte wissenschaftliche Forschung ist, welche sich mit der

politischen Partizipation von Gefliichteten weltweit auseinandersetzt.

Eine weitere Forschung, die sich mit der Wahlbeteiligung von Gefliichteten und Migrant/innen
beschéftigt, stammt von Lise Togeby (1999: 666-667) und wurde in Danemark durchgefuhrt.
Hierbei geht es um die Faktoren, welche die Wahlbeteiligung von libanesischen Gefliichteten
und tarkischen Migrant/innen auf kommunaler Ebene beeinflussen bzw. erkléren kénnen. Die
Untersuchung erfolgte am Beispiel der Kommunalwahlen im Jahr 1997 in Kopenhagen und
Aarhus. Die Ergebnisse stiitzen sich bei der Erkl&rung der Wahlbeteiligung beider Gruppen vor
allem auf die individuelle und kollektive Mobilisierung. Diese Faktoren wurden von der
Autorin wiederum in Anlehnung an das Civic Voluntarism Model (CVM) von Sidney Verba
(1995) weiterentwickelt und spezifiziert. An dieser Stelle ist hervorzuheben, dass Togeby
(1999) nur auf eine einzige Form der politischen Partizipation, ndmlich die Wahlbeteiligung,
eingeht und bei der Erklarung dieser die gleiche theoretische Perspektive flr Gefliichtete und

Migrant/innen anwendet.

Ahnlich wie in anderen Landern ist auch in Osterreich der Forschungsstand gering. Im Zuge
der Recherche konnten lediglich zwei Studien identifiziert werden, die sich mit der politischen
Partizipation von Gefllchteten befassen. Die erste Studie wurde im Rahmen des Projekts
Partizipation und Gesundheit von Gefliichteten in Salzburg an der Fachhochschule Salzburg
durchgefuhrt. Dieses Projekt widmet sich der Forschungsfrage: ,,How does participation
contribute to subjective health and how does it affect the perception of individual well-being?*
(Pausch 2020: 2). Im Projekt wurde erhoben, wie die Partizipationsmdglichkeiten mit der
Verbesserung der Gesundheit von Gefllchteten im Bundesland Salzburg zusammenhéngen.
Die Teilnehmer/innen dieser Studie stammen aus dem Iran, dem Irak, Afghanistan, Pakistan,
Syrien, Somalia und Venezuela (vgl. ebd. 2). Im Vergleich zur zuvor préasentierten Forschung
aus Danemark handelt es sich hierbei nicht um eine Zielgruppe aus dem gleichen
Herkunftsland, sondern um Personen aus unterschiedlichen Fluchtléndern. Die zweite Studie
zum Thema der politischen Partizipation von Gefliichteten wurde in Wien durchgefiihrt. Der
Studie liegt die folgende Forschungsfrage zu Grunde: ,,Welche demokratischen
Beteiligungsmaglichkeiten gibt es in Wien fiir Gefliichtete und inwieweit werden diese wahr-
und angenommen? (Braun et al. 2021: 8). Die Datenerhebung dieser Studie umfasst sechs

Interviews mit Expert/innen und 14 Interviews mit Gefliichteten. Die interviewten Gefllichteten
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stammen aus Syrien, dem Irak, Afghanistan und dem Iran (vgl. ebd. 14). Ahnlich wie bei der
Studie von der Fachhochschule Salzburg handelt es sich auch hierbei um eine Gruppe von
Teilnehmer/innen unterschiedlicher Herkunft. Basierend auf den skizzierten Forschungsstand
ist festzuhalten, dass das Wissen tiber das Thema der politischen Partizipation von Gefliichteten

sehr dinn ist.

Dariiber hinaus beschaftigen sich Forschungen zur Partizipation eher mit institutionellen
Faktoren und weniger mit den Faktoren auf der Ebene des Individuums. AuRerdem findet bei
vielen Forschungen zur politischen Beteiligung keine Trennung zwischen Migrant/innen und
Gefliichteten statt. Seltener wird bei Forschungsprojekten alleinig die Gruppe der Gefliichteten
herangezogen. Da die teilnehmenden Gefliichteten jedoch aus verschiedenen L&ndern und
Ethnien stammen, verkorpern sie keine einheitliche Gruppe. Allerdings kénnen die in diesen
Forschungen gewonnenen Erkenntnisse und Schlussfolgerungen der theoretischen Einbettung
und Orientierung dieser Masterarbeit dienen, indem sie zur Erstellung von Annahmen bzw.

Erweiterung des angewendeten Theorieansatzes eingesetzt werden.

1.4 Aufbau und Struktur

Nach der Einleitung, in der die Grundlagen fir diese Masterarbeit wie die Forschungsfrage und
Zielsetzung, die Forschungsrelevanz und Problemstellung sowie der Forschungsgegenstand

beschrieben werden, folgt der Theorieteil, auf dem der empirische Teil aufbaut.

Der Theorieteil beginnt mit dem Kapitel 2, welches die Begriffe Flucht und Asyl sowie
Gefliichtete und Flichtlinge, definiert. Das anschlieBende 3. Kapitel beinhaltet eine Darstellung
der theoretischen Ansétze und Annahmen dieser Masterarbeit. In diesem Kapitel werden in drei
Unterkapiteln die Definitionen der politischen Partizipation, das Civic Voluntarism Model
(CVM) und spezifische Faktoren zur Erklarung der politischen Partizipation von gefliichteten
Menschen vorgestellt. Das Kapitel 4 besteht aus drei Unterkapiteln und beschreibt die
Entwicklungen der Asylzahlen und der Asylpolitik sowie den Ablauf des Asylverfahrens und
die politischen Rechte von Gefliichteten in Osterreich. Im darauffolgendem Kapitel 5 findet
eine Auseinandersetzung mit syrischen Gefliichteten statt, welche einen Uberblick tiber die
Partizipationsrechte und Fluchtgriinde von Syrer/innen erarbeitet. Zudem werden Zahlen und
Merkmale von syrischen Gefliichteten in Osterreich vorgestellt. Abgeschlossen wird dieser Teil
mit dem Kapitel 6, in dem die im empirischen Teil angewandten Methoden vorgestellt werden.
Im Zuge dessen werden der Erhebungs- und der Auswertungsprozess inklusive der ihnen

zugeordneten Verfahren und Arbeitsschritte beschrieben.
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Der empirische Teil wird im Kapitel 7 abgebildet. Das erste Unterkapitel beinhaltet die
Interviewergebnisse. Im zweiten Unterkapitel werden diese Ergebnisse mit den theoretischen

Ansatzen und Annahmen diskutiert und anschlieRend daran Schlussfolgerungen gezogen.

Nach dem empirischen Teil erfolgt im Kapitel 8 die Zusammenfassung, welche einen
verklrzten Ruckblick auf die gesamte Masterarbeit anbietet und die Forschungsfrage
beantwortet. Das Fazit bildet das letzte Kapitel in dieser Masterarbeit. Neben einem Ausblick
auf weitere Forschungsansatze oder Folgearbeiten ist darin die Reflexion der Ergebnisse aus

personlicher Perspektive festgehalten.



2 Zentrale Phanomene und Begriffe

Diese Masterarbeit beschéftigt sich mit jenen Faktoren, welche die politische Partizipation von
syrischen Gefluchteten, am Beispiel von Wien, beeinflussen. Im Zuge der Forschung werden
die Begriffe Flucht, Asyl, Flichtlinge und Gefluchtete verwendet. Im Rahmen der
Auseinandersetzung mit diesen Begrifflichkeiten werden deren Bedeutung sowie die
geschichtlichen und rechtlichen Entwicklungen erértert. Die Begriffsarbeit erfolgt in zwei
Kapiteln. Wéhrend sich das erste Kapitel den Begriffen Flucht und Asyl widmet, besch&ftigt

sich das zweite Kapitel mit den Begriffen Flichtlinge und Geflichtete.

2.1 Flucht und Asyl

Das Phanomen der Flucht, die Fluchtbewegungen sowie die dazu gehdrigen gesetzlichen
Regulierungen reichen bis in das Altertum zurick. Im Zuge der européischen
Nationalstaatsbildung und der vermehrten Fluchtbewegungen im 19. Jahrhundert verstirken
sich die damit einhergehenden Regelungen zur Flucht bzw. zum Asyl (vgl. Oltmer 2016: 1).
Allerdings beschrankten sich die damals giltigen Regelungen auf die nationale Ebene, indem
bestimmte Staaten den Umgang mit Gefliichteten in ihrer Gesetzgebung einbetteten. Beispiele
dafiir stellen das belgische Auslieferungsgesetz von 1833 und die Regelungen in Niederlanden
von 1849 dar. Dabei ,,blieb die Macht des jeweiligen aufnehmenden Staates faktisch
unbeschrankt, auszuweisen, abzuschieben und zuriickzuweisen — die Méglichkeit der Anrufung

eines Gerichts gab es nicht, von den Niederlanden seit 1849 abgesehen* (ebd. 1).

Die ersten Ziige eines international ausgerichteten Asylrechts pragten sich Nowak und Walter
(2017: 172-174) zufolge mit dem Beginn des 20. Jahrhunderts aus. Ein Grund daftr war der
Erste Weltkrieg und die von den Kriegsgeschehnissen ausgeldsten Fluchtbewegungen. Dazu
zdhlen unter anderem die Flucht zahlreicher Armenier/innen aus der Tlrkei aufgrund des
Volkermordes an ihnen und die Fluchtbewegung aus Russland als Folge der gewaltsamen
russischen Oktober-Revolution, welche ein bis zwei Millionen Menschen zu Fliichtlingen
machte. Ebenso flihrten die gezielten Angriffe auf Zivilist/innen im Ersten Weltkrieg zu

vielen Fluchtbewegungen.

Die Aufforderung des Roten Kreuzes an den Vélkerbund, die Verantwortung tiber die Regelung
der zunehmenden Fluchtbewegungen zu Gbernehmen, fihrte im Jahr 1921 zur Ernennung von
Friedhof Nansen zum ersten Hochkommissar fiir Geflichtete. Zu seinen Hauptaufgaben zahlte
sowohl den Gefliichteten wieder zu einer ldentitat zu verhelfen, indem ihnen Ausweise und

Reisepasse ausgehandigt wurden, als auch ihnen Zugang zu Unterbringung und Arbeit zu
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schaffen. In den darauffolgenden Jahren wurden weitere rechtliche Schritte fiir die Regelung
der Fluchtthemen geschaffen, welche die ersten Grundsteine des internationalen Asylrechts
bildeten. Nowak und Walter (2017: 173) halten diesbezlglich die nachstehenden gesetzlichen
Erneuerungen fest:
,1933 wurde im Rahmen des Volkerbundes eine eigene Konvention tber den
internationalen Status von Flichtlingen verabschiedet, die allerdings nur von wenigen
europédischen Staaten [...] ratifiziert wurde. Sie regelte vor allem administrative Fragen,
das Refoulement-Verbot, Verbot der Zuriickschiebung von Fliichtlingen in ein Land, in
dem ihre fundamentalen Menschenrechte bedroht sind, sowie den Zugang von
Flichtlingen zu Arbeit und Bildung.«
Die Mallinahmen beschrankten sich auf eine humanitare Unterstiitzung, wodurch diese
Entwicklungsphase des internationalen Asylrechts als humanitére Phase des Gefluichtetenrechts
bezeichnet wird. Zu diesem Zeitpunkt gab es fiir die Gefliichteten noch kein Recht darauf, Asyl

in einem anderen Land zu beantragen (vgl. ebd. 173).

Im Jahr 1939, nach dem Ausbruch des Zweiten Weltkriegs, konnten Deutsche und
Osterreicher/innen den Gefliichtetenschutz in Anspruch nehmen. Darliber hinaus wurde das
allgemeine Hochkommissariat des Volkerbundes fir alle gefliichteten Menschen aus der
ganzen Welt eingerichtet. Zum Ende des Zweiten Weltkriegs waren in etwa 30 Millionen
Menschen auf der Flucht. Als einen Teil der Losung dieses Problems errichteten die Alliierten
1943 die United Nations Relief and Rehabilitation Administration (UNRRA). Die
Hilfsorganisation machte sich unter anderem zur Aufgabe, die Repatriierung der Vertriebenen
zu unterstiitzen. Die UNRRA wurde im Jahr 1947 durch die International Refugee Organization
(IRO) ersetzt. Die Grindungen all dieser Institutionen basierten auf der Auffassung, dass es
sich bei den Fluchtbewegungen um ein voriibergehendes Problem aufgrund der Verbrechen im
Zweiten Weltkrieg handele. Da sich die Kurzfristigkeit des Problems als Irrtum herausstellte,
wurde die IRO im Jahr 1950 durch die United Nations High Commissioner for Refugees
(UNHCR) ersetzt. Im Jahr 1951 folgte die Verabschiedung der Genfer Flichtlingskonvention,
welche mit einem Zusatzprotokoll vom Jahr 1967 erganzt wurde. Die Genfer
Flichtlingskonvention bildet weltweit noch heute die wichtigste Rechtsgrundlage fur die
Rechtsstellung und den Schutz von Geflichteten (vgl. Nowak & Walter 2017: 173-174). Sie
legt die Definition und die Rechte von gefliichteten Menschen fest und definiert den Begriff
des Flichtlings wie folgt:
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»eine Person, die sich aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden der Rasse, Religion,
Nationalitit, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen
Gesinnung verfolgt zu werden, auRerhalb ihres Heimatlandes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes
zu bedienen” (UNHCR 2018: 6).
Die Konvention schreibt auBerdem die Gefliichteten zustehenden Rechte, wie beispielsweise
den Zugang zu Bildung, Sozialleistungen und Arbeit, fest. Das VVerfahren zur Anerkennung des
Schutzstatus von Gefluchteten wird Asylverfahren genannt und liegt in der Zusténdigkeit des
jeweiligen Staates, in dem der Asylantrag gestellt wird. Das Abkommen galt zu Beginn nur flr
Menschen, die vor dem 1. Janner 1951 aus ihrem Heimatland geflichtet sind. Die Annullierung
dieser zeitlichen Begrenzung erfolgte mit dem Zusatzprotokoll im Jahr 1967 (vgl. Nowak &

Walter 2017: 174-175).

Zur Regelung der Aufnahme von Gefliichteten in den Mitgliedstaaten der Europdischen Union
(EV) beschloss die EU im Laufe der Jahre ein Bindel an Verordnungen und Richtlinien wie
unter anderem die Anerkennungsrichtlinie und die Dublin-111-Verordnung. Wéhrend die Genfer
Flichtlingskonvention nur jenen Menschen den anerkannten Asylstatus gewahrt, die ihre
Verfolgung in ihrem Herkunftsland beweisen kdnnen, sieht die Anerkennungsrichtlinie vor,
dass geflichteten Menschen subsididrer Schutz zusteht, auch wenn sie ihre personliche
Verfolgung nicht beweisen konnen, ihnen aber bei einer Rickkehr ins Heimatland
Lebensgefahr droht. Diese Richtlinie basiert auf dem Refoulement-Verbot, welches sich aus der
Genfer Flichtlingskonvention, der Europaischen Menschenrechtskonvention und der UNO-
Konvention gegen Folter ableitet (vgl. Nowak & Walter 2017: 178). In der Praxis bedeutet dies,
dass Gefliichtete in der EU, mit dem Beweis Uber eine personliche Verfolgung im
Herkunftsland, zu Asylberechtigten werden. Wenn eine solche Verfolgung nicht beweisbar ist,
aber die Ruckkehr ins Heimatland aufgrund jeglicher Lebensgefahr unmoglich ist, wird den

Betroffenen subsididrer Schutz zuerkannt.

Die Dublin-I11-Verordnung regelt das Dublin-System, welches die Zustandigkeiten der EU-
Mitgliedstaaten fur die Abwicklung der Asylverfahren festlegt. Dem Dublin-System nach ist
,jener Staat, in welchem ein Flichtling erstmals EU-Boden betritt, fir die Abwicklung des
Asylverfahrens zustandig [...] Der Flichtling soll dann wéhrend des Asylverfahrens in diesem
Land bleiben und dort versorgt werden (Nowak & Walter 2017: 179). Daraus ergibt sich fur
einen Mitgliedsstaat in dem ein/e Asylwerber/in nicht zum ersten Mal EU-Boden betritt das
Recht, die Person in jenen Staat, den er als erstes betrat, abzuschieben. Das Dublin-System

basiert auf der Annahme, dass die Mitgliedstaaten sichere Staaten fiir die Drittstaatsangehdrige
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sind. Deshalb stellt das Abschieben von Asylwerber/innen in solchen Fallen keinen Versto3
gegen das Refoulement-Verbot dar. Zusatzlich zu den 27 Mitgliedstaaten der EU umfasst das
Dublin-System die L&nder Norwegen, Island, die Schweiz und Lichtenstein
(vgl. Moreno-Lax 2012: 4-5).

Flucht und die Fluchtbewegungen sind kein neues Phanomen. Die Regelungen dazu und der
Umgang der Staaten damit entwickelten sich im Laufe der Zeit. Am Anfang beschrankten sich
diese Regelungen auf die nationale Ebene, weshalb nur nationale Interessen bericksichtigt
wurden. Seit der Griindung der internationalen Organisationen, wie der UNHCR und des
Staatenverbundes der EU, werden die Regelungen betreffend Flucht und Asyl zum Grof3teil auf
internationaler Ebene beschlossen. Wie in dem vorangegangenen Absatz erdrtert, setzt sich das
européische Asylgesetz aus mehreren internationalen und europdischen Konventionen und
Ubereinkommen zusammen. Allerdings haben dabei die Mitgliedstaaten, wie zum Beispiel bei
der Genfer Fliuchtlingskonvention, gewisse Freiheiten bei der Durchfiihrung und dem

Abschluss des Asylverfahrens.

2.2 Gefliuichtete und Fltchtlinge

In den letzten Jahren waren die Begriffe Fliichtlinge und Gefliichtete in politischen Debatten,
in den Medien und auch innerhalb der europdischen und Osterreichischen Gesellschaft sehr
prasent. Merkbar ist jedoch, dass die Bezeichnung ,Fliichtling” ofters als ,,Gefliichtete*
Verwendung findet. Der Ursprung des Flichtlingsbegriffs findet sich im 17. Jahrhundert. Zu
Beginn fand er cine religiose Anwendung und bedeutete ,,der verlorene Sohn, der vom Vater
wiederaufgenommen wird* (Oltmer 2021: 1). Vom 17. Jahrhundert bis zum 19. Jahrhundert
entwickelten sich weitere Begriffsverwendungen. Der Terminus des Fluchtlings wurde als ein
Synonym fir den Begriff AusreiRer verwendet und beschrieb damals Personen, die aus dem
Gefangnis ausbrachen oder eine Strafverfolgung umgingen. Zudem bezeichnete der Begriff in

diesen Zeiten Deserteure, die bei militarischen Niederlagen flohen (vgl. ebd. 1-2).

Ahnlich wie bei den rechtlichen Regelungen zur Flucht steigerte sich die Popularitit des
Begriffs des Flichtlings mit dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs und wurde gleichzeitig
haufiger in Publikationen verwendet. Eine Verstarkung der Verwendung dieses Begriffs ist
nach dem Zweiten Weltkrieg feststellbar. Als Flichtlinge wurden in dieser Phase vornehmlich
Menschen, die aus dem Osten bzw. aus den sowjetischen Besatzungsgebieten in Richtung
Westen flohen, bezeichnet (vgl. Oltmer 2021: 3). Im Jahr 1954 nahm das Nachschlagewerk der

Brockenhaus Enzyklopadie den Flichtlingsbegriff auf und definierte Fliichtlinge als Personen,
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die vor Verfolgung oder Gefahr fur ihren Leib und ihre Seele ins Ausland flichten. Ab den
1960er Jahren etablierte sich die Bundesrepublik Deutschland als Ankunftsland fiir Gefluichtete,
wodurch zeitgleich der Fluchtlingsbegriff mehr an Bedeutung gewann. Ab diesem Zeitpunkt
deckt die Bezeichnung samtliche sich auf der Flucht befindlichen Schutzsuchenden ab und nicht
mehr nur Gefluchtete aus Osteuropa oder Gefliichtete aus der Deutschen Demokratischen
Republik (DDR). In dieser Phase etabliere sich die Verwendung des Begriffs Fluchtlinge in

Pluralform anstelle von Flichtling im Singular (vgl. ebd. 4).

Als in den 1980er Jahren die Fluchtbewegungen in Richtung Deutschland zunahmen,
intensivierten sich die Debatten rund um die Themen Flucht und Asyl und damit einhergehend
die Anwendung des Fllchtlingsbegriffs. Oltmer (2021: 5) behauptet, dass der
Fluchtlingsbegriff in dieser Phase positiv konnotiert war. Ein negativ besetzter Gebrauch des
Begriffs war in diesem Zeitraum selten festzustellen. Ein mit Negativem verbundener Begriff
war in den Jahren zwischen 1970 und 1990 der Begriff Asylanten, welcher eine Abwertung von
gefluchteten Menschen mit sich brachte. Wahrend der Fluchtlingsbegriff fur Gefliichtete aus
Osteuropa verwendet wurde, bezeichnet der Begriff Asylanten sich auf der Flucht befindende

Menschen mit aulRereuropaischer Herkunft.

Seit dem Anfang des 21. Jahrhunderts und nach dem Anstieg von Fluchtbewegungen in
europdischen Staaten vermehrt sich die Kritik an der Anwendung des Begriffs Fluchtlinge.
Nach Stefanowitsch (2012) und Oltmer (2021: 5) ist diese Kritik auf unterschiedliche Griinde
zuriickzufiihren. Der erste Grund ist die negative Konnotation des Begriffs. Dieser wird oft in
einem negativen Kontext und vielfach abwertend verwendet. Den Autoren zufolge stellt nicht
das Wort an sich das Problem dar, sondern die Verwendung des Terminus in einer abschatzigen
Verbindung. Das Wort Flichtling/e kann sowohl im negativen Sinne, wie beispielsweise
Flichtlingskrise, als auch im positiven Sinne, wie Flichtlingsréte, in Zusammenhang gebracht
werden. Das Hauptproblem stellt ,,die Zuweisung von Bedeutung im Kontext intensiver

gesellschaftlicher Aushandlunge* (Oltmer 2021: 6) dar.

Ein weiterer Kritikpunkt am Flichtlingsbegriff ist das Suffix -ling. Die meisten Worter mit
diesem Suffix haben eine negative Konnotation. Ausdriicke, die aus Adjektiven abgeleitet
werden, sind h&ufig negativ konnotiert. Zwei Beispiele dafur sind die Worter Feigling oder
Schonling. Auch aus Verben abgeleitete Worter kénnen abschétzig assoziiert werden, wie
beispielsweise das Wort Schreiberling. Eine weitere negative Andeutung findet sich aufgrund
des Aufzeigens eines starken Abhéngigkeitsverhdltnisses wie an den Wortern Prifling,
Lehrling oder Impfling feststellbar ist (vgl. Stefanowitsch 2012). Darliber hinaus l&asst sich von
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dem Wort Fliichtling kein Femininum bilden. Diese Tatsache vermittelt den Eindruck, dass ein
Fliichtling in der Regel mannlich ist, was in der Realitdt nicht verifiziert werden kann (vgl.
Oltmer 2021: 5).

Stefanowitsch (2012) und Oltmer (2021: 6) empfehlen die Verwendung des Wortes
Gefllchtete/r als Alternative fir den Begriff Flichtling/e. Im Gegenteil zu Wortern mit dem
Suffix -ling kann dem Ausdruck eine neutrale Konnotation bzw. Bedeutung zugeschrieben
werden. Worter, welche die Ableitung der Substantive aus Partizipien als Wortbildungsmuster
haben, sind in der Regel neutral konnotiert. Dazu z&hlen beispielsweise Begrifflichkeiten wie

Genesene, Geschworene und Gelehrte.

Um eine negative Konnotation des Fluchtlingsbegriffs zu vermeiden, findet in dieser

Masterarbeit das Wort Gefluchtete Anwendung.

14



3 Partizipation: Eine theoretische Einbettung

Die theoretische Einbettung dieser Masterarbeit setzt sich aus drei Teilen zusammen. Im ersten
Teil wird der politische Partizipationsbegriff, der dieser Masterarbeit zugrunde liegt, erléutert.
Mit dieser Erdrterung erfolgt die Festlegung der untersuchten Partizipationsformen. Im zweiten
Teil wird das Civic Voluntarism Model (CVM) zur Erklarung von politischer Partizipation nach
Sidney Verba, Kay Lehman Scholzman und Henry E. Brady (1995, 2018) dargestellt. Im dritten
Teil erfolgt die Entwicklung von spezifischen Faktoren zur Erklarung der politischen
Partizipation von Gefllchteten in Form von Annahmen. Dieser Abschnitt ergédnzt somit die
ersten beiden Teile. Dadurch soll ein Erklarungsmodell entstehen, welches sowohl allgemeine
als auch fur Gefliichtete spezifische Faktoren beinhaltet. Dieses Modell bietet eine Grundlage
fur die Formulierung der im empirischen Teil verwendeten Interviewfragen und -leitfaden und

ist bestimmend fiir die spatere Auswertung und Interpretation der erhobenen Daten.

3.1 Politische Partizipation

Politische Partizipation hat verschiedene Definitionen bzw. Konzeptualisierungen und das
Verstandnis davon verdndert sich mit der Zeit aufgrund der Entwicklung des
Demokratiekonzepts. Zudem spielen die gesellschaftlichen und technologischen
Entwicklungen eine entscheidende Rolle - diese tragen zur Erweiterung des Konzepts der
politischen Partizipation inklusive ihrer Moglichkeiten bei (vgl. Hooghe et al. 2014: 337).

Ein zentrales Konzept wurde vom Politikwissenschaftler Jan van Deth (2014) entwickelt und
von ihm als operationale Definition bzw. operationales Konzept bezeichnet. Dieser Definition
liegen vier Punkte zugrunde. Im ersten Punkt wird die politische Partizipation als eine Aktivitat
bzw. Handlung dargestellt. In diesem Fall reicht eine einzelne Behauptung, wie das reine
Interesse an Politik, nicht aus, um von einer Partizipation sprechen zu kdnnen. Es bedarf daftr
einer spezifischen Handlung bzw. einer Aktivitat. Der zweite Punkt stuft eine Partizipation
seitens Politiker/innen oder Lobbyist/innen nicht als politische Partizipation ein, weil diese im
Rahmen des Berufes stattfindet. Um von politischer Partizipation sprechen zu kénnen, muss sie
von Menschen in ihrer Rolle als Burger/innen betrieben werden. Der dritte Punkt legt die
Pramisse fest, dass die politische Partizipation auf freiwilliger Basis stattfinden muss.
Burger/innen sollen ohne einen (gesetzlichen) Zwang oder Anwendung von Drohungen, wie
beispielsweise einer gesetzlichen Wahlpflicht oder wirtschaftlicher Erpressung, partizipieren.

Der letzte Punkt sieht vor, dass sich die Partizipation bzw. der Partizipationsakt mit der
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Regierung, der Politik oder dem Staat im weitesten Sinne des Wortes befassen muss, damit sie
als politische Partizipation gilt (vgl. van Deth 2014: 351-352).

Van Deth fasst mit seinem operationalen Konzept von politischer Partizipation drei
Definitionen zusammen und erweitert das eng gefiihrte Verstandnis der politischen
Partizipation auf eine breitere Betrachtungsweise. In den folgenden Abséatzen findet eine

detaillierte Beschreibung davon statt.

Die Minimalist Definition stellt das enge Verstandnis der politischen Partizipation nach van
Deth (2014: 354-356) dar. In Bezug auf den Aktivitatsaspekt sieht diese Definition allerdings
vor, dass nicht nur Aktivitaten, sondern auch konkrete Unterlassungen von Aktivitaten, wie
beispielsweise der Boykott bestimmter Produkte oder die Nicht-Teilnahme an einer Wahl, als
Muster politischer Partizipation bezeichnet werden. Diese Aktivitaten oder Unterlassungen von
Aktivitaten muissen freiwillig begangen werden und sollen somit auf freiem Willen beruhen. In
diesem Sinne ist die Teilnahme an einer Wahl aufgrund einer vorherrschenden Wahlpflicht,
nicht als politische Partizipation zu betrachten. In der Minimalist Definition geht es
vordergriindig um erkennbare Zwange, welche sich direkt auf die Aktivitat auswirken. Des
Weiteren legt diese Definition fest, was ein/e Birger/in ausmacht. Von Birger/innen ist die
Rede, wenn ihre ausgelbten Tatigkeiten keinen professionellen, unbezahlten, dilettantischen
Charakter haben. Politiker/innen, Amtstrager/innen, professionelle Delegierte, Berater/innen,
Beauftragte oder Lobbyist/innen z&hlen dieser Definition nach nicht zu den Burger/innen. In
Bezug auf den Rahmen der Partizipationsaktivitat, welcher auf die Regierung, die Politik und
den Staat beschrénkt ist, bestimmt diese Definition die institutionelle Architektur des
politischen Systems. In der Politikwissenschaft ist dies als Polity bekannt und legt eine
Abgrenzungsbedingung fur die politische Partizipation fest. Dieser Definition zufolge z&hlen
zu den Partizipationsformen unter anderem das Waéhlen, das Einreichen von Petitionen, die
Parteimitgliedschaft und die Kontaktaufnahme mit Politiker/innen. Die politische Partizipation,
welche in diesen Formen bzw. im Rahmen dieser Definition stattfindet, wird konventionelle,

formelle oder institutionelle Partizipation genannt (vgl. van Deth 2014: 354-356).

Die Minimalist Definition sagt nichts Uber die Partizipationsaktivitaten aus, welche auRRerhalb

der politischen Strukturen stattfinden aber politischen Ziele folgen bzw. einen politischen

Output erzielen. Um diese Liicke zu schliel3en, erganzt die Targeted Definition die Minimalist

Definition mit zwei Aspekten. Der erste Aspekt besagt, dass Aktivitaten, welche aul3erhalb des

Politikbereichs stattfinden aber auf die Regierung, Politik oder den Staat ausgerichtet sind, als

politischen Partizipation gelten (vgl. van Deth 2014: 357). Solche Partizipationsaktivitaten
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werden zumeist verwendet, um auf bestimmte Probleme aufmerksam zu machen, welche nicht
auf der politischen Agenda der Regierenden stehen oder von ihnen noch nicht als Problem
anerkannt sind. Hierbei sind die Ziele der Aktivitat insgesamt zu betrachten und nicht die Ziele
und Absichten der einzelnen Personen. Das bedeutet, dass bei solchen Aktivitaten die
Gemeinschaft im Mittelpunkt stehen soll ,,actions might be deemed political only in so far as
they either arise out of situations of collective choice or are likely to have collective
consequences, at whatever point these consequences arise” (Hay 2007: 70, zitiert
nach van Deth 2014: 357).

Im zweiten Aspekt der Targeted Definition wird die Eingrenzung des Ziels einer Aktivitat auf
das Politische aufgehoben. Somit ist es ausreichend, wenn die Aktivitat auf das Ldsen eines
kollektiven oder gemeinschaftlichen Problems abzielt, damit sie der politischen Partizipation
zugeordnet werden kann. Beispiele fur solche Aktivitdten sind Birgerinitiativen oder
Nachbarschaftskomitees. Wie bereits beim ersten Aspekt diirfen diese Aktivitaten nicht der
Ausdruck von Interessen oder Absichten einer einzelnen Person sein, sondern missen durch
einen kollektiven Zweck gekennzeichnet sein (vgl. van Deth 2014: 358). Die politische
Partizipation, welche im Rahmen der Targeted Definition stattfindet, wird unkonventionelle
oder nicht institutionalisierte Partizipation genannt. Zu diesen unkonventionellen oder nicht-
institutionalisierten Partizipationsaktivitdten zahlen unter anderem das Unterschreiben von
Petitionen, die Teilnahme an Demonstrationen, das Protestieren oder zivilgesellschaftliches

Engagement wie beispielsweise die Freiwilligenarbeit (vgl. ebd. 361).

In der letzten Auslegungsvariante, der Motivational Definition, geht van Deth noch einen Schritt
weiter und bezeichnet all jene ausgelibten Aktivitdten als politische Partizipation, welche die
politischen Ziele und Absichten der Teilnehmer/innen ausdriicken. ,,Any activity that fulfils the
first three rules — activity, voluntary, citizen — but is neither located in the political arena nor
aimed at political actors or collective problems can be depicted as a form of political
participation if it is used to express political aims and intentions by the participants” (van Deth
2014: 359). Die politische Partizipation, welche im Rahmen der ,, Motivational Definition
stattfindet, wird als expressiv-politische Partizipation bezeichnet. Zu solchen expressiv-
politischen Partizipationsaktivitdten zéhlen unter anderem der politische Konsum oder
Boykotte (vgl. ebd. 361).

Diese drei Definitionen bilden das operationale Konzept von Partizipation nach van Deth. Die

Struktur seines Konzepts veranschaulicht die nachstehende Darstellung 1.
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Diese Konzeptualisierung “is characterized by two important attempts: the expansion of the
definition of political participation and the differentiation between analytical types of
participation, both along a series of criteria derived from participatory theory and practice”
(Hosch-Dayican 2014: 342). Vor allem bietet die neu aufgenommene Komponente, und zwar
die politische Motivation von Aktivitaten als entscheidenden Faktor bei politischer
Partizipation, eine Mdglichkeit daftir, neue Formen von politischen Aktivitaten ebenso als eine
Auspragung von politischer Partizipation anzusehen. Hosch-Dayican (2014: 343) beschreibt
dies als wesentlich fur ein Zeitalter, in dem sich digitale Informationen und Kommunikation
rasant entwickeln und verbreiten. Mit dieser neuen Betrachtungsweise werden Online-
Aktivitaten wie das Posten von Kommentaren, Meinungen, Informationen auf Websites, Blogs
oder sozialen Netzwerken in den Begriff der politischen Partizipation aufgenommen, sofern sie

auf die AuRerung eines politischen Motivs ausgerichtet sind.

3.2 Das Civic Voluntarism Model (CVM)

Das Civic Voluntarism Model ist ein Erklarungsmodel der politischen Partizipation, welches
die Politikwissenschaftler/innen Sidney Verba, Henry E. Brady, Kay Lehman Scholzman
(1995, 2018) entwickelten. Zur Identifizierung der Partizipationsfaktoren stellen sie die
folgende Frage: Warum beteiligen sich Menschen nicht an der Politik? Ihre Antwort auf diese
Frage umfasst drei Grundannahmen ,,because they can’t, because they don’t want to, or because
nobody asked“ (Brady et al. 2018: 50). Aus diesen Grundannahmen entwickelten die
Wissenschaftler/innen das CVM, welches drei Schliisselfaktoren und weitere nachgeordnete
Faktoren zur Erklarung der politischen Partizipation umfasst. Die drei Schlisselfaktoren sind

die Folgenden:

1. Resources

Unter Ressourcen verstehen Brady et al. (2018: 51-52) Geld, Zeit und Civic Skills. Der Nutzen
von bestimmten Ressourcen variiert je nach Beteiligungsart. Beitrdge oder Spenden an Parteien,
Kandidaten oder an politische Organisationen erfordern offensichtlich Geld. Andere Formen
politischer Aktivitdt wie zum Beispiel Kampagnenarbeit oder Abstimmungen erfordern
wiederum Zeit. Darliber hinaus konnen jene Biirger/innen die (ber die erforderlichen
organisatorischen und kommunikativen Féahigkeiten (Civic Skills) verfligen, einfacher an den
genannten Aktionen teilnehmen. Zudem gehen die Autoren davon aus, dass bei einer
Verbindung des Einsatzes von Zeit und Geld mit Civic Skills, die Wahrscheinlichkeit der

Beteiligung der Biirger/innen nicht nur steigt, sondern ihr Einsatz gleichzeitig effektiver ist.
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Civic Skills werden wahrend des gesamten Lebenszyklus, beginnend zu Hause in der Familie
und weiter in der Schule, erworben. Bildung wird der Ressource Civic Skills zugeordnet. Sie
fordert die Partizipation unmittelbar durch die Entwicklung von politikrelevanten
Kompetenzen, zu denen Sprach- und Schreibféhigkeit sowie Organisationsfahigkeiten und
organisatorisches Wissen zéhlen. AuRerdem vermittelt Bildung zuséatzlich Informationen tber
die Regierung und Politik und fordert dadurch unterschiedliche politische Einstellungen
(vgl. Brady et al. 2018: 54).

Des Weiteren sprechen die Autoren von Adult Civic Skills. Darunter verstehen sie jene
Fahigkeiten, die in von Erwachsenen genutzten, nichtpolitischen Institutionen, wie
beispielsweise in Vereinen oder in Kirchen, erworben werden und die allgemeinen Civic Skills
weiterentwickeln und somit die politische Partizipation der Beteiligten fordern. ,,Managing the
introduction of a firm’s new IT system, coordinating the volunteers for the PTA Teacher
Appreciation Day, or arranging the details for the church Thanksgiving food drive—all these
undertakings represent opportunities in nonpolitical settings to learn, maintain, or refine civic
skills” (Brady et al. 2018: 55).

2. Psychological Engagement with Politics

Der Besitz von Ressourcen bringt nicht automatisch eine grof3ere politische Partizipation der
Betroffenen mit sich. Das liegt daran, weil die Ressourcen, die ein politisches Handeln
ermoglichen, auch fiir viele andere, politikfremde Zwecke eingesetzt werden konnen.
Diejenigen, die diese Ressourcen fiir politische Zwecke einsetzen, beschaftigen sich
hochstwahrscheinlich psychologisch mit der Politik. Die psychologische Auseinandersetzung
mit der Politik inkludiert das Interesse an Politik und 6ffentlichen Themen und das politische
Wissen. Dazu zéhlen weiters die politische Wirksamkeit (Efficacy) sowie die Starke der
Parteiidentifikation (vgl. Brady et al. 2018: 58-60).

Das politische Interesse bezeichnet jene Biirger/innen, die sich fiir Politik interessieren und
deren Interesse sich zeigt, indem sie die Politik verfolgen, politische Geschehnisse wahrnehmen
und mitverfolgen, wer an Zustimmung gewinnt oder verliert. Solche Personen verzeichnen in
der Regel ein hdheres Partizipationsniveau. Neben dem politischen Interesse steht die politische
Efficacy fiir den Glauben, dass die politische Partizipation einen Unterschied macht und mit der
eigenen Teilhabe etwas verandert oder beeinflusst wird. Dazu kommen die politischen
Informationen und das politische Wissen, welche vielféltige Aspekte von ,,Wer-Fragen*
umfassen. Beispielsweise stellen sich die Betroffenen Fragen dartiber, wer die Personen sind,
die in der Politik und in der Regierung aktiv sind. Dariiber hinaus suchen sie Antworten auf
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,»Was-Fragen“. Solche Fragen betreffen beispielsweise aktuelle politische Kontroversen, die
tatsdchliche Funktionsweise des politischen Systems oder verfassungsmafige Prinzipien,
welche der Regierung zugrunde liegen. Bei den politischen Informationen bzw. beim
politischen Wissen handelt es sich im Gegensatz zu den anderen Komponenten des politischen
Engagements um keine subjektive Selbsteinschatzung des Individuums, sondern um ein
objektiv messbares Merkmal. Dartber hinaus spielt die Parteiidentifikation eine entscheidende
Rolle bei der politischen Partizipation. Die Starke der Parteiidentifikation wird weitgehend
dafiir verwendet, um Wahlprognosen aufstellen zu kdnnen. Allerdings kann die Stérke der
Parteiidentifikation auch Aufschluss tiber die Wahlbeteiligung und somit auf die politische
Partizipation geben (vgl. Brady et al. 2018: 59-60).

3. Recruitment to Politics

Der letzte bestimmende Haupteinflussfaktor fiir eine politische Partizipation im CVM ist die
politische Rekrutierung. Individuen werden oft deshalb politisch aktiv, weil sie sich fir
ausgewahlte Themen begeistern, sie Politik mit ihren grundlegenden Verpflichtungen und
Anliegen verbinden oder sie, wie zum Beispiel aufgrund der Wahlpflicht, zur politischen
Partizipation verpflichtet sind. Neben diesen Faktoren besteht im CVM die Annahme, wodurch
Menschen deshalb politisch aktiv werden, weil sie jemand dazu einladt oder dazu auffordert
(vgl. Brady et al. 2018: 61). Fiir solche Anfragen gibt es geniigend Beispiele ,,for example, from
a campaign that e-mails a solicitation to support a candidate, from the pastor during a sermon
in church or the officers of an organization of which one is a member, or directly from a

neighbor or co-worker” (ebd. 61).

Die Frage der politischen Rekrutierung steht in einem engen Zusammenhang mit den anderen
beschriebenen Faktoren. Allerdings ist die Wahrscheinlichkeit zu einem politischen
Engagement aufgefordert zu werden nicht zuféllig verteilt. Diejenigen Personen, die sozial mit
ihrer Familie, ihren Nachbarn, ihren Arbeitskollegen oder anderen Organisations- oder
Kirchenmitgliedern verbunden sind, erhalten in der Regel mehr Anfragen zu einer politischen
Aktivitat (vgl. Brady et al. 2018: 62). Solche Netzwerke etablieren sich zumeist durch die zuvor

genannten Civic Skills oder durch die politische Involvierung.

Wie bereits erwéhnt erfassen Brady, Scholzman und Verba neben den Hauptfaktoren auch

nachgeordnete EinflussgroRen, welche die politische Partizipation der Biirger/innen

bestimmen. Dazu z&hlt die Rolle des Issue Commitments oder des Issue Engagements, welche

die Autor/innen bereits in friheren Entwicklungen und Darstellungen des CVM erforschten

(vgl. Verba et al. 1995: 391, Brady et al. 2018: 64). Nach Miissig (2019: 52) I&sst sich das Issue
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Engagegment ,,als Themenorientierung oder Sachfragenbezug iibersetzen“. Ein solches Issue
Engagement tritt aus zwei Griinden auf: ,.first, having a personal stake in government policy;
and second, caring deeply about a particular political issue” (Brady et al. 2018: 64). Das Issue

Engagement fiihrt entweder zu einer politischen Partizipation oder erhoht sie (vgl. ebd. 64).

Als einen weiteren nachgeordneten Faktor nennen Brady et al. (2018: 65) die Familie. Aus ihrer
Sicht wirken sich Erfahrungen, die in der Familie gemacht werden, auf den weiteren
Lebensverlauf aus, erzeugen Partizipationsfaktoren und potenzieren letztlich das
politische Handeln. Die Familie beeinflusst die potentielle politische Partizipation ihrer Kinder
in zwei Formen.
,»The first emphasizes political learning: in the family, children absorb cues and lessons
about politics and the rights and responsibilities of citizens. The second [...] focuses on the
way that the SES [socioeconomic status] of one’s family of origin shapes opportunities for
educational attainment and experiences in school, which, in turn, affect the likelihood of
acquiring many other attributes that foster political participation” (Brady et al. 2018: 65).
Eine Bestatigung dieser Aussage findet sich in der Tatsache, nachdem Kinder und Jugendliche,
die aus hoheren sozialen Schichten stammen oder deren Eltern iiber ein hohes formales
Bildungsniveau verfiigen, gleichzeitig ein hoheres MalR an politischer Information und
politischem Verstandnis haben. Aulerdem sind sie politisch interessierter und aktiver als
Gleichaltrige aus bildungsferneren Familien. Dariiber hinaus beeinflusst die soziale Schicht der
Eltern die sozioGkonomische Position der n&chsten Generation. Dazu gehdren auch jene
Erfahrungen, die Kinder in der Schule machen, das erreichte Bildungsniveau, die Arbeitsplatze,
die sie als Erwachsene einnehmen und das Einkommen. Diese soziokonomische Situation
beeinflusst wiederum den Erwerb partizipativer Faktoren wie die Civic Skills. Diese werden in
institutionellen Umgebungen fiir Erwachsene entwickelt, in denen auch die Rekrutierung fiir
politische Aktivitaten stattfindet (vgl. ebd. 65). Daraus lasst sich schlieRen, dass die Familie die
politische Partizipation indirekt beeinflusst, indem sie die zuvor genannten Hauptfaktoren der

politischen Partizipation vorantreibt und verankert.

Zusétzlich zu der Familie ermdglicht der institutionelle Nexus die Anhdufung partizipativer
Faktoren im Erwachsenenalter. Unter dem institutionellen Nexus sind die unterschiedlichen
Avrbeitsplatze, unpolitische Organisationen, Vereine und Kirchen bzw. religiése Einrichtungen
zu verstehen. In solchen Institutionen sind die Chancen groR, Civic Skills zu entwickeln, die fir
die politische Partizipation notwendig sind. Natlrlich unterscheidet sich das Ausmal} des
Erwerbs und der Auslbung der Civic Skills von einer Institution zu der anderen. Brady et al.
(2018: 69-70) zufolge sind sie am Arbeitsplatz am besten zugénglich. Zusatzlich dazu dienen
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solche Institutionen der politischen Rekrutierung, indem sie einen zugéanglichen Ort fir
politischen (Rekrutierungs-)Anfragen darstellen. Im Gegensatz zur Erlangung von Civic Skills,
bei der die Arbeitsplétze eine entscheidende Rolle spielen, sind (Rekrutierungs-)Anfragen in
religiésen Institutionen am hdaufigsten, gefolgt von Arbeitsplatzen und unpolitischen
Organisationen (vgl. ebd. 72).

Basierend auf den vergangenen Ausfiihrungen l&sst sich das CVM wie folgt zusammenfassen.
Es umfasst drei Komponenten als Schliisselfaktoren zur Erklarung der politischen Partizipation
und mehrere weitere Nebenfaktoren, welche sich haufig indirekt auf die politische Partizipation
auswirken oder die Schliisselfaktoren direkt beeinflussen. Den ersten Schliisselfaktor
bestimmen die Ressourcen Zeit, Geld und Civic Skills. Der zweite Einflussfaktor ist das
Psychological Engagement with Politics und umfasst das politische Interesse, die politische
Efficacy, die politischen Informationen (politisches Wissen) und die Stérke der
Parteiidentifikation. Der letzte Hauptpunkt ist die politische Rekrutierung durch (politische)
Aktivitatsanfragen und Aufrufe. Zu den Nebenfaktoren zahlen vor allem das Issue Engagement,
die Familie, die Schule und der institutionelle Nexus. Daraus resultierend ist die politische
Partizipation das Ergebnis aus einem Komplex von vielfaltigen Faktoren. Der
Gestaltungsprozess der politischen Partizipation und die Faktoren, die diese beeinflussen,

durchlaufen mehrere Phasen und werden von unterschiedlichen Institutionen geprégt.

3.3 Erweiterung des CVM um spezifische Einflussfaktoren bei Gefllichteten

In diesem Kapitel wird das zuvor vorgestellte CVM mit Annahmen (ber die Faktoren ergénzt,
welche sich auf die politische Partizipation von Gefliichteten auswirken. Anhand von
verschiedenen Forschungen und Studien, wie jene Forschungen von Ragab (2018) oder Togeby
(1999), die sich mit Gefllichteten und ihrer politischen Beteiligung direkt und indirekt befassen,
konnen die nachfolgenden Annahmen getroffen werden.

Erfahrung mit Politik: Die erste Annahme beschaftigt sich mit dem Zusammenhang zwischen

der politischen Erfahrung im Herkunftsland und der politischen Partizipation der Gefllichteten
im Aufnahmeland. Das politische Engagement und die damit einhergehende Selbsterfahrung
im Herkunftsland prégen das politische Engagement im Aufnahmeland. Diese Auswirkung ist
allerdings umstritten. Einerseits zeigen Studien auf, dass sich die negative Erfahrung der
Gefllichteten im Rahmen ihres politischen Engagements im Herkunftsland negativ bzw.
hemmend auf ihre politische Beteiligung im Aufnahmeland auswirkt. ,,Refugees might have

had a negative experience of politics back home, or might have been personally subjected to
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persecution at the hands of the government. Any desire to get involved in politics in their host
country would therefore be a low priority” (Bekaj & Antara 2018: 40). Andererseits stehen
demgegeniber die Beobachtungen, dass Geflichtete mit ihren Erfahrungen das politische
Engagement mit in das Aufnahmeland nehmen. Wisser (2021: 38-39) unterstreicht das mit dem
Beispiel der syrischen Demokratieaktivist/innen in Deutschland. Ihrem Standpunkt zufolge
stellt die Teilnahme an der syrischen Revolution eine der ursachlichen Bedingungen der

Motivation zum Aktivismus bei syrischen Demokratieaktivist/innen dar.

Schwerpunkt Herkunftsland: Die zweite Annahme besagt, dass Themen und politische

Entscheidungen, die in Verbindung mit dem Herkunftsland stehen, die Partizipation der
betroffenen Gefliichteten beeinflussen. Diese Ansicht ist in der Studie zur politischen
Partizipation von syrischen und afghanischen Geflichteten in Deutschland zu sehen. ,,In
Germany, many felt obliged to continue their political activism from abroad by influencing
decision-making on German foreign policy and by raising awareness of the situation in
Afghanistan or Syria with the broader German public” (Ragab 2018: 23). Dieser Beobachtung
nach ist ein gréReres Ausmald an politischer Beteiligung seitens der Gefliichteten zu erwarten,

wenn es um ihre Herkunftsléander geht.

Negative Darstellung: Der dritten Annahme nach sind das negative Bild und die

Diskriminierung von Gefllchteten sowie der Diskurs des Mitleids Motivationsfaktoren fir ihre
politische Beteiligung. Fur viele Gefliichtete stellen diese Aspekte einen grundlegenden
Antriebsfaktor flr ihren politischen Aktivismus dar. Die gesellschaftlichen Vorurteile Gber
Geflichtete zu veréndern sowie ihre Ausgrenzung und Diskriminierung zu beenden sind
Hauptziele ihres politischen Engagements (vgl. Ragab 2018: 18, Wisser 2021: 41-42).

Fluchterfahrung: Die vierte Annahme geht auf die Auswirkung bestimmter Themen auf die

politische Partizipation von gefliichteten Menschen ein. Die eigene Fluchterfahrung mobilisiert
die Betroffenen zum Engagement fur die damit verbundenen Themen wie Asyl, Migration oder
Integration. In Bezug auf diese Themen zeigen Gefliichtete mehr Engagement und Interesse an
einer Beteiligung (vgl. Braun et al. 2021: 18-19). Diese Annahme ist eine Abgrenzung zum
Motivationsfaktor des Issue Engagements im CVM. Die Fluchterfahrung und die damit
verbundene Betroffenheit von politischen Entscheidungen fuhrt zu einer hoheren politischen
Partizipation seitens der Gefliichteten. Durch ihre politische Teilhabe bestreben sie mehr

Einfluss zu nehmen und die politischen Beschlisse zu ihren Gunsten zu veréndern.
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Rechtlicher Status: Die funfte Annahme beschreibt die Angst um den rechtlichen Status im

Aufnahmeland als Einflussfaktor auf die politische Partizipation von Gefliichteten. Wie
Forschungsergebnisse hervorstreichen, kann die Angst um den rechtlichen Status ein
hemmender Faktor fur die politische Partizipation von Gefliichteten sein. ,,Some also expressed
a fear of risking or losing their status, which made them reluctant to become openly politically
involved” (Ragab 2018: 19). Diese Sorge ist auf die Falschinformationen und die Erfahrungen
von Gefliichteten mit den im Asylverfahren involvierten Institutionen zurtickzufuhren. It
shows, however, that [misinformation] in combination with other experiences with the
authorities, there is reason to believe that asylum seekers make little use of their right to freedom

of expression because of concerns about negative consequences” (Pausch 2020: 8).

Doppel-Integration: Laut der sechsten Annahme ist die Doppel-Integration von Geflichteten

ein beeinflussender Faktor fiir ihre Ambitionen fur eine politische Partizipation. Mit Doppel-
Integration meint Togeby (1999: 671-672) die Integration von Gefllchteten sowohl in das
Aufnahmeland selbst als auch in ihre ethnischen Gruppen in diesem Land, wobei die letzte die
erste erleichtert. Diese Art der Integration fuhrt zu mehr kollektiver Mobilisierung, die
wiederum die politische Partizipation férdert. Gemessen wird diese Doppel-Integration durch
die Zugehorigkeit zu ethnischen Vereinigungen, die Einwanderungsdichte in der eigenen
Nachbarschaft und die Dauer des Aufenthalts in der Region. AuRerdem ergibt sich die
Annahme darliber, dass die Dauer des Aufenthalts und des Lebens in einer ethnischen
Gemeinschaft und dem Aufnahmeland die Chancen fiir eine doppelte Integration und folglich

einer kollektiven Mobilisierung in Bezug auf politische Partizipation erhéhen.

Aufenthaltsdauer: Der siebten Annahme zufolge beeinflusst die Dauer des Aufenthalts im

Aufnahmeland die politische Partizipation von Geflichteten. Diese Auffassung steht im
Zusammenhang mit der vorigen Annahme. Die La&nge des Aufenthalts beginstigt die
Integration in die ethnischen Gruppen als auch in das Aufnahmeland und wirkt sich wiederum
positiv auf eine politische Partizipation aus. Dariber hinaus spielt die Dauer des Aufenthalts
eine bedeutende Rolle im Integrationsprozess in das demokratische System des
Aufnahmelandes von Gefliichteten. Die Betroffenen erkennen dadurch ihre Partizipationsrechte

und erleben verschiedene Mitbestimmungsmaoglichkeiten.

Das nach van Deth (2014) vorgestellte operationale Konzept der politischen Partizipation, das
nach Brady et al. (2018) préasentierte CVM sowie die zuvor entwickelten theoretischen

Annahmen werden der empirischen Forschung dieser Masterarbeit zugrunde gelegt.
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4 Osterreich als Aufnahmeland

Fur Osterreich bildet die Genfer Fliichtlingskonvention, welche im April 1955 von Osterreich
ratifiziert wurde, eine Grundlage fir Flucht- und Asylfragen (vgl. BMI 2005: 56).
Fluchtbewegungen waren allerdings zum Zeitpunkt der Annahme der Konvention kein neues
Phanomen, es gab bereits die Jahrzehnte davor Zu- und Abwanderung von und nach Osterreich.
An dieser Stelle sind die Fluchtwellen im Zuge des Ersten Weltkriegs erwéhnenswert. Wie
Baubdck und Perchinig (2006: 726) in ihrer Auseinandersetzung mit der Osterreichischen
Migrations- und Integrationspolitik behaupten, ,war Osterreich Auswanderungsland,
Transitstation und Einwanderungsland; es war sowohl Ziel als auch Ursprungsgebiet
okonomisch motivierter Migration, aber auch Herkunftsregion und Aufnahmeland von

Verfolgten und Vertriebenen®.

Im Zweiten Weltkrieg waren zehntausende Menschen und vor allem Menschen judischer
Herkunft zur Flucht aus Osterreich gezwungen. Allein in den Jahren zwischen 1938 und 1941
wurden 129.000 Judinnen und Juden als Gefliichtete aus Osterreich erfasst. Der Trend von
Osterreich als Abwanderungsland anderte sich nach dem Krieg und die Geschichte der Zweiten
Republik ist von zunehmenden Zuwanderungen bzw. Fluchtbewegungen nach Osterreich
gepragt (vgl. Fassmann & Miinz 1996: 209-210). Seit der Wiederherstellung der Republik
Osterreich im Jahr 1945 bis zum Ende des 20. Jahrhunderts kam es zu mehreren groRen
Fluchtbewegungen nach Osterreich. Die erste nennenswerte Fluchtbewegung fand im Jahr 1956
statt und betraf Menschen aus Ungarn. Im Zuge der ungarischen Unruhen fllichteten rund
180.000 Menschen nach Osterreich und allen Vertriebenen wurde Asyl gewéhrt. 1968 erfolgte
die zweite Fluchtbewegung aus Tschechien und der Slowakei und umfasste ungeféahr 12.000
Asylantrdge. Nach dieser Fluchtbewegung folgte im Jahr 1981 eine grofle Welle an
Vertriebenen aus Polen, die sich mit in etwa 33.000 Asylantrdgen niederschlug. Eine weitere
groRe Fluchtbewegung ist jene aus den Kriegsgebieten Kroatien und Bosnien in den 1990er
Jahren aufgrund des Jugoslawienkriegs, welche zwischen 80.000 und 90.000 Gefliichtete mit
sich brachte (vgl. ebd. 212-214). Laut den Statistiken des Innenministeriums (BMI 2022: 1)
betrugen die jahrlichen Asylantragszahlen zu Beginn des 21. Jahrhunderts zwischen 11.000 und
40.000, bis es im Jahr 2015 zu einem massiven Anstieg an Asylantragen kam. Allein im Jahr

2015 wurden mehr als 88.000 Asylantrége gestellt.

Die verschiedenen Fluchtbewegungen préagten sowohl die politische als auch die gesetzliche

Landschaft in Osterreich. Dies spiegelte sich zum Beispiel in der Nationalratswahl 2017 wider,

in deren Wahlkampf die Themen Asyl und Integration die am hdufigsten diskutierten Themen
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unter den Wahler/innen waren. Die Geschehnisse und Debatten fuihrten zum Aufstieg von
rechten und konservativen mitte-rechts Parteien wie der Freiheitlichen Partei Osterreichs (FPO)
und der Osterreichischen Volkspartei OVP, die zu diesem Zeitpunkt eine Anti-
Migrationspolitik vertraten. Nach der Nationalratswahl 2017 bildeten die beiden Parteien

mittels Koalition die 6sterreichische Bundesregierung (vgl. Josipovic & Reeger 2021: 59-64).

In Bezug auf die gesetzliche Lage fuhrten die Fluchtbewegungen sowohl zu mehreren
Reformen bzw. Verscharfungen des Asyl- und Fremdenrechts als auch zu Anderungen in den
Aufnahmebedingungen und Abschottungspraxen. Das erste Asylgesetz in Osterreich wurde im
Jahr 1968 aufgrund der zunehmenden Fluchtbewegungen im Rahmen des Kalten Kriegs und
mit Hinblick auf die geopolitische Lage Osterreichs zwischen Ost- und Westeuropa
verabschiedet (vgl. IOM 2015: 28). Im Jahr 1987 wurden die Zustandigkeiten fir
Auslanderpolitik vom Bundesministerium fir Soziales in das Innenministerium verlagert.
Aufgrund von verschiedenen Ereignissen wie dem Fall des Eisernen Vorhangs und der
Jugoslawienkriege intensivierten sich zwei Jahre spater die Fluchtbewegungen in Richtung
Osterreich. Als Reaktion darauf wurde im Jahr 1991 ein neues Asylgesetz mit mehreren
Verscharfungen verabschiedet und ein zustandiges Bundesasylamt fiir die Abwicklung der
Asylantrage errichtet. In Folge des EU-Beitritts Osterreichs im Jahr 1995 wurde im Jahr 1997
das Asylgesetz novelliert, um die gesetzlichen Rahmenbedingungen an dem Schengener und
Dubliner Ubereinkommen anzupassen. Eine weitere Novellierung erfolgte im Jahr 2003, in der
die Regelungen von beschleunigten Asylverfahren und die Einfihrung der Mitwirkungspflicht
fir Asylsuchende aufgenommen wurden. Erneute Uberarbeitungen des Asylgesetzes und des
Fremdenrechtsanderungsgesetzes fanden im Jahr 2005, 2009, 2011 und 2015 statt, welche neue
Regelungen, wie beispielsweise verschérfte und verlangerte Verhdngung der Schubhaft und die
Einfuhrung verpflichtender Rickkehrberatung in besonderen Fallen, mit sich brachten. Im
Rahmen einer Verwaltungsreform wurde das Bundesasylamt durch das Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl (BFA) ersetzt, welches seit 2014 als erstinstanzliche
Entscheidungsbehorde fur Asylverfahren beauftragt wurde (vgl. ebd. 30-37).

Die neuen Verschdarfungen und Restriktionen im  Asylverfahren und die
AbschottungsmalRnahmen als Reaktion auf die Fluchtbewegung im Jahr 2015 waren deutlich
erkennbar. Unter anderem sind diese nach Josipovic und Reeger (2021: 66-67) dadurch
sichtbar, als die Regierung die Entscheidungsfristen des BFA von 6 auf 15 Monate anhob und
die Beschwerdefristen flr betroffene Personen gegen Entscheidung des BFA von vier auf zwei

Wochen verkiirzte. Diese Anderungen wurden vom Verfassungsgerichtshof spater als ungiiltig
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erklart und somit wieder abgeschafft. Darliber hinaus betraf diese Restriktionen auch die
Regelungen zur Familienzusammenfiihrung. Seit 2016 missen gefliichtete Menschen
spatestens drei Monate nach der Statusanerkennung ihren Antrag auf eine
Familienzusammenfuhrung stellen und fir subsididr Schutzberechtigte wurde eine Wartefrist
von mindestens drei Jahren eingefihrt, bis die Betroffenen einen Antrag (ber eine
Familienzusammenfuhrung stellen  konnen. Zusétzlich flihrte die 0Gsterreichische
Bundesregierung im Jahr 2017 eine Wohnsitzbeschrankung ein, welche Asylwerber/innen dazu
verpflichtet, sich im Bundesland, in dem sie ihre Grundversorgung beziehen, aufzuhalten (vgl.
Josipovic und Reeger 2021: 67).

Die vorgestellten Regelungen im Asylrecht, die versuchte rhetorische Abschottungspolitik der
Bundesregierung nach 2015 sowie die verschiedenen MalRnahmen auf nationaler und
europdischer Ebene, wie der EU-TUrkei-Fluchtlingsdeal im Mérz 2016 und die SchlieBung der
Balkanroute, fihrten in den Folgejahren zu einem Riickgang an Asylantréagen (vgl. Rosenberger
& Muller 2020: 98). Die Erorterung der diesbeziiglichen Zahlen und Statistiken findet im
folgenden Kapitel statt.

4.1 Asylzahlen: 2011 bis 2021

Dieses Kapitel bietet einen detaillierten Einblick ber die Entwicklung der Asylzahlen in

Osterreich in den letzten zehn Jahren.

Die Statistiken des BMI (2022:1) tiber die Jahre von 2011 bis 2021 zeigen drei Trends in Bezug
auf die Fluchtbewegungen nach Osterreich auf. Der erste Trend umfasst den Anstieg an
Asylantragen zwischen 2011 und 2015. Dieser begann im Jahr 2011 mit circa 14.000 Antrage
und stieg in den Jahren 2012 und 2013 auf 17.000 Antrage von Asylsuchenden. Im Jahr 2014
ist eine erneute Steigerung auf 28.000 Asylantrage zu beobachten, bevor der Anstieg seinen
Hohepunkt im Jahr 2015 erreicht und 88.000 Asylantrdge umfasst. Der zweite beobachtbare
Trend ist als eine Folge der im vorigen Abschnitt beschriebenen Einstellung der
Osterreichischen Bundesregierung einzustufen und zeigt eine Senkung an Asylantragen.
Wahrend im Jahr 2016 noch 42.000 Asylantrage verzeichnet wurden, betragt die Anzahl im
Folgejahr nur noch 24.000. 2018 und 2019 sank diese Zahl weiter ab und die Statistiken weisen
fur diese Jahre in etwa 12.000 Asylantrége auf. Im Jahr 2020 zeichnet sich der dritte Trend ab,
in dem nochmal eine Steigerung an Asylantrdgen zu beobachten war. Wahrend im Jahr 2020
rund 14.000 gestellt wurden, verdreifachte sich diese Zahl auf ungefahr 40.000 Ansuchen auf
Asyl im Jahr 2021. Zusammengerechnet wurden rund 314.000 Asylantrédge in den Jahren
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zwischen 2011 und 2021 gestellt (vgl. BMI 2022: 1). In diesem Zeitraum stellten die meisten
Asylantrage Syrer/innen, Afghan/innen, Iraker/innen, Iraner/innen und Pakistaner/innen. Bei
Analyse dieser Zahlen ist feststellbar, dass mehrheitlich ménnliche Asylwerber die Anzahl an
Antragsteller ausmachen (vgl. BMI 2022: 3-5).

Im Vergleich mit den Statistiken anderer EU-L&nder erscheint die Anzahl an gestellten
Asylantragen auf den ersten Blick niedrig. Gemessen an der Bevolkerungsanzahl sind die
Antragszahlen jedoch hoch einzustufen. Infolgedessen belegte Osterreich im Jahr 2021 hinter
Zypern den zweiten Platz hinsichtlich der Aufnahme von Asylwerber/innen (vgl. BMI 2022:
4). Im Jahr 2015 war Osterreich auf dem vierten Platz nach Deutschland, Ungarn und Schweden
zu finden und auch 2013 platzierte sich Osterreich auf dem dritten Platz hinter Schweden und
Malta. Dariiber hinaus uberschritt Osterreich zwischen 2013 und 2021 die jahrliche
durchschnittliche Aufnahmequote innerhalb der EU (vgl. Statistical Annex 2022: 11).

Ob diesen Asylwerber/innen Asyl gewahrt wird oder ihr Antrag abgelehnt wird, spiegeln diese
Statistiken nicht wider, da die Zahlen tber den Ausgang der Asylantrdge bzw. Uber die
Entscheidungen der Behorden nicht erfasst sind. Die Abhandlung der Zustandigkeiten im
Bereich des Asyls, den Ablauf des Asylverfahrens selbst und Ergebnisse der Verfahren mit den

verschiedenen gesetzlichen Aufenthaltstiteln erfolgt im ndchsten Kapitel.

4.2 Asylverfahren

Im Rahmen der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Bundesléndern ist der Bund fir das
Asyl- und Fremdenrecht zustandig (vgl. IOM 2015: 14). Als erste zustandige Instanz fur die
Durchfiihrung des Asylverfahrens ist das BFA verantwortlich. Das BFA hat in jedem
Bundesland eine Regionaldirektion und ist dadurch bundesweit tatig und fiir die Asylverfahren
zustandig. Es ist als Behorde unmittelbar dem Innenministerium unterstellt. Zu den zahlreichen
Aufgaben des BFA zéhlen unter anderem die Zu- und Aberkennung des internationalen
Schutzes, die Erteilung von humanitéren Aufenthaltstiteln, die Ausstellung von Dokumenten
wie den Reisepass fur anerkannte Geflichtete und der Erlass von Sicherungsmalinahmen zur

Durchsetzung einer aufenthaltsbeendenden Entscheidung (vgl. BFA: 0. D. 4).
Die Bundeslander werden lediglich bei den Grundversorgungsangelegenheiten involviert.

,Wahrend des Zulassungsverfahrens ist hauptsachlich der Bund fiir die Grundversorgung
zustandig, wéhrend in den spateren Phasen des Asylverfahrens die Lander fiir die
Bereitstellung von Unterbringung, Verpflegung, Krankenversicherung usw. zustandig
sind. Die Kosten werden zwischen Bund und Landern geméaf einem bestimmten Verhaltnis
und bis zu festgelegten Hochstbetragen aufgeteilt (IOM 2015: 22).
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Die rechtliche Grundlage des Asylverfahrens in Osterreich bildet das sogenannte Asylgesetz
2005, welches im Rahmen einer umfassenden Reform des Asyl- und Migrationsrechts im Jahr
2005 verabschiedet wurde. Dieses Gesetz regelt das Verfahren Uber die Zu- und Aberkennung
des internationalen Schutzes von Gefluchteten (vgl. IOM 2015: 17-18). Was die
volkerrechtlichen Aspekte betrifft, bilden die Genfer Fluchtlingskonvention und die
Europaische Menschenrechtskonvention die zentralen Grundlagen des Asylsystems und des
Asylgesetzes 2005. Darlber hinaus werden die verschiedenen Richtlinien und Verordnungen
der EU zur Schaffung eines gemeinsamen europaischen Asylsystems in Osterreich umgesetzt

und im Durchfiihrungsprozess der Asylverfahren miteingebettet (vgl. BFA: 0.D. 8).

Um einen Antrag auf Asyl und somit internationalen Schutz stellen zu kdnnen, miissen sich die
Antragsteller/innen in Osterreich befinden. Entsprechend dem Asylgesetz darf ein solcher
Antrag in Osterreich ausschlieBlich personlich gestellt werden. Um einen giiltigen Antrag zu
stellen ist es ausreichend, wenn der/die Antragsteller/in bei einem Organ des Offentlichen
Sicherheitsdienstes um Schutz vor Verfolgung ersucht, damit dementsprechend ein faktischer
Abschiebschutz gewahrt wird (vgl. IOM 2015: 64-65). Ein faktischer Abschiebschutz bedeutet
wiederum, dass der/die Antragsteller/in nicht abgeschoben werden darf, solange keine
Entscheidung Uber seinen/ihren Antrag getroffen wurde (vgl. BFA: 0.D. 10). Die Polizei bzw.
die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes fiihren nach der Antragstellung eine
erkennungsdienstliche Behandlung und die erste Befragung mit dem/der Antragsteller/in durch.
Im Zuge dieser Anhorung erfolgt die Beantwortung der Fragen uber die jeweilige Identitat und
Reiseroute des Asylsuchenden. Eine Befragung nach den genauen Fluchtgrinden findet
innerhalb der ersten Befragung nicht statt, da diese in den Zustédndigkeiten des BFA liegt und
im weiteren Verlauf des Asylverfahrens erfolgt. AnschlieBend (bermitteln die
Sicherheitsorgane die Informationen aus der ersten Befragung an das BFA. Durch die
Bediensteten des BFA erfolgt die Bewertung dieser Informationen und die Einschéatzung, ob
der/die Antragsteller/in aufenthaltsberechtigt ist und der Antrag als eingebracht gilt. Ein
Asylantrag kann vor der inhaltlichen Prufung als unzulédssig zuriickgewiesen werden, wenn
zum Beispiel ein anderer Staat gemaR dem Dublin-System fur den Asylantrag zustandig ist
(vgl. IOM 2015: 65-67).

Nach der Zulassung des Asylantrags wird dieser vom BFA inhaltlich geprift, indem festgestellt
wird, ob dem/der Antragsteller/in internationaler Schutz, der subsididare Schutz oder der
humanitére Aufenthaltstitel gewéhrt oder der Antrag zurlickgewiesen wird. Im Zuge dieser

Prufung findet eine Einvernahme durch einen/eine BFA-Referent/in statt, in der der/die
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Antragsteller/in nach ihren personlichen Umstadnden und Flucht- bzw. Verfolgungsgriinden
befragt wird. Nach der Bewertung der Ergebnisse der Einvernahme und unter Beriicksichtigung
der Situation in dem Herkunftsland wird eine Entscheidung Uber den Ausgang des Asylantrags
von dem/der BFA-Referent/en getroffen und in Form eines Bescheids an den
Antragsteller/innen Gbermittelt. Wie bereits erwahnt, kénnen die BFA-Referent/innen zu einer
der folgenden vier Entscheidungen kommen: einer Zuerkennung des Asyls bzw. des
internationalen Schutzes, einer Zuerkennung des subsididren Schutzes, einer Erteilung des
humanitaren Aufenthaltstitels oder einer Abweisung des internationalen Schutzes
(vgl. BFA 0.D. 16-19).

In Zusammenhang mit den Entscheidungen des BFA in den Asylverfahren finden die

nachstehenden rechtlichen Begriffe bzw. Bezeichnungen Verwendung.

,»YAsylwerber/innen* oder ,,Asylsuchende* sind fremde Personen, welche in einem Land einen
Asylantrag stellen und deren Asylverfahren noch offen ist bzw. eine Entscheidung uber ihren
Antrag noch zu treffen ist (vgl. Klimont et al. 2022: 122).

,,Asylberechtigte* oder ,,Anerkannte Fliichtlinge® sind Asylsuchende, deren Asylantrag mit
einem positiven Bescheid abgeschlossen wurde. Demzufolge wird den betroffenen Personen
der internationale Schutz im Rahmen der Genfer Konvention anlasslich der Bestétigung ihrer
Verfolgung aufgrund ihrer Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder ihrer politischen Uberzeugung gewdhrt (vgl. BMI 2022: 50, Klimont et
al. 2022: 123).

,,Subsididr Schutzberechtigte* umfasst jene Asylsuchende, deren Asylstatus im Rahmen der
Genfer Konvention mangels Verfolgung nicht gewéhrt wurde. Sie sind jedoch Lebensgefahr in
ihrem Herkunftsland ausgesetzt und erhalten deshalb einen befristeten Schutz. Dieser Schutz
kann bei Fortbestehen der Gefahr verldngert werden (vgl. BMI 2022: 50,
Klimont et al. 2022: 125).

,Personen mit humanitaren Aufenthaltstitel“ oder ,Personen mit Aufenthaltstitel aus
beriicksichtigungswiirdigen Griinden* beschreibt Asylsuchende, denen im Sinne des
Asylgesetzes 2005 ein Aufenthalt aus beriicksichtigungswirdigen Griinden wie beispielsweise
eine besondere Integration zusteht (vgl. BMI 2022: 50).

Je nach Ausgang des Asylverfahrens unterscheiden sich die weiteren Herangehensweisen und
die Rechte der Betroffenen. Bei einer Abweisung des Asylantrags kann dagegen eine

Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. Die Frist fUr das Einbringen
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einer Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht betragt in der Regel zwei Wochen bzw.
verlangert sich die Frist fir betroffene unbegleitete Minderjéhrige auf vier Wochen. Gegen
Bescheide des Bundesverwaltungsgerichts koénnen betroffene Personen wiederum eine

Beschwerde beim Verwaltungs- oder Verfassungsgerichtshof erheben (vgl. IOM 2015: 68-69).

Die Richtlinien betreffend eine Familienzusammenfiihrung unterscheiden sich je nach
rechtlichem Status der gefliichteten Personen. Laut IOM (2015: 72-73) sind Asylwerber/innen
von dieser Mdoglichkeit ausgeschlossen. Asylberechtigte und subsididr Schutzberechtigte
hingegen kdnnen unter bestimmten Voraussetzungen ihre Familienangehdrigen aus dem
Ausland nachholen. Wahrend Asylberechtigte den Antrag auf die Familienzusammenfiihrung
unmittelbar nach der Zuerkennung des internationalen Schutzes stellen kdénnen, missen
subsidiar Schutzberechtigte darauf warten, bis ihr subsidiarer Schutz verlangert wird, um einen
solchen Antrag stellen zu konnen. Das Asylgesetz 2005 legt fest, wer im Sinne der gesetzlichen
Gegebenheit als Familienangehorige z&hlt. Dazu gehdren:
»Elternteile eines minderjahrigen Kindes; Ehegatte bzw. Ehegattin oder eingetragener
Partner bzw. eingetragene Partnerin, wenn bei Antragstellung die Ehe bzw. eingetragene
Partnerschaft im Herkunftsland bereits bestanden hat; minderjahriges lediges Kind eines
Asylwerbers bzw. einer Asylwerberin oder eines bzw. einer Fremden, welchem bzw.
welcher der Status eines subsididr Schutzberechtigten oder eines Asylberechtigten
zuerkannt wurde; der gesetzliche Vertreter bzw. die gesetzliche Vertreterin der Person, der
internationaler Schutz zuerkannt worden ist, wenn diese minderjahrig und nicht verheiratet
ist, sofern dieses rechtserhebliche Verhéltnis bereits im Herkunftsland bestanden hat*
(IOM 2015: 72).
Ein bereits anerkannter Asylstatus kann gemaR dem Asylgesetz vom BFA wieder aberkannt
werden. Dies kann erfolgen, wenn der Asylberechtigte eine Gefahr fiir die nationale Sicherheit
darstellt, die Fluchtgriinde ausfallen oder der Mittelpunkt des Lebens in einem anderen Land

liegt (vgl. IOM 2015: 76).

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Osterreichische Asylrecht ein komplexer Prozess
ist. Es baut sowohl auf internationalen und europaischen als auch auf nationalen rechtlichen
Grundlagen auf. Die individuelle Verfahrensprifung lasst das Asylverfahren mehrere Phasen
und Instanzen durchlaufen, bis am Ende des Verfahrens eine Entscheidung zu treffen ist. Diese
individuelle Verfahrensprifung fihrt zu unterschiedlichen Ausgéngen der Verfahren, welche
wiederum an verschiedene Rechte gekoppelt sind. Die Vorstellung einiger dieser Rechte wie
das Recht auf Aufenthalt oder auf Familienzusammenfuhrung erfolgte in diesem Kapitel. Das

nachste Kapitel widmet sich zusatzlicher politischer und sozialer Rechte.
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4.3 Politische und soziale Rechte von Gefliichteten in Osterreich

In Bezug auf den Zugang zum Arbeitsmarkt unterscheiden sich die Regelungen zwischen
Asylwerber/innen, Asylberechtigten und subsidiar Schutzberechtigten. Die Voraussetzungen
fur einen Zugang zum Arbeitsmarkt fir Asylwerber/innen sind sehr strikt. Zunéchst sind die
ersten drei Monate nach ihrer Zulassung zum Asylverfahren abzuwarten, bis sie unter
Umstanden Zugang zum Arbeitsmarkt bekommen. Darlber hinaus muss zusétzlich der
potenzielle Arbeitgeber aktiv werden und eine Beschaftigungsbewilligung beim
Arbeitsmarktservice (AMS) beantragen. Erst nach der Absolvierung eines Arbeitsmarkttests
kann eine solche Beschaftigungsbewilligung erteilt werden. Der Arbeitsmarkttest pruft im Zuge
dieses Verfahrens, ob fir die angestrebte Stelle keine Osterreichische Person oder ausléandische
Person mit einem Zugang zum Arbeitsmarkt verfligbar und bereit ist, die offene Arbeitsstelle
anzutreten. Auflerdem prift dieser Test die Situation am Arbeitsmarkt und ob eine solche
Beschaftigung fur den Arbeitsmarkt von Noten ist (vgl. IOM 2015: 80). Im Gegensatz zu
Asylwerber/innen haben Asylberechtigte und subsididr Schutzberechtigte einen freien Zugang
zum Arbeitsmarkt (vgl. IOM 2015: 81).

Der freie Zugang zu Bildung bzw. zu den Schulen und Universitdten steht sowohl
Asylwerber/innen als auch Asylberechtigten und subsidiar Schutzberechtigten gleichermalRen
wie Osterreicher/innen zu. Die Schulpflicht, welche neun Schuljahre fiir Kinder zwischen 6 und
15 Jahr betragt, gilt gleichermalien fir sie (vgl. IOM 2015: 96).

Das Wahlrecht in Osterreich schlieRt Drittstaatsangehorige, darunter fallen Gefliichtete wie
Asylwerber/innen, Asylberechtigte und subsididr Schutzberechtigte, aus. Diese Gruppen durfen
an keinen politischen Wahlen wie Bundesprasidentenwahlen, Nationalratswahlen,
Landtagswahlen, Gemeinderatswahlen, Wienerwahlen oder Europawahlen teilnehmen.
Hingegen haben Europder/innen bei den Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlen sowie bei
den Europawahlen eine aktive und passive Wahlberechtigung (vgl. Valchars & Baubdck 2021:
179). Aulerdem sind Drittstaatsangehorige (Gefluchtete) sowie Européer/innen von der
Teilnahme an Volksabstimmungen, Volksbefragungen, Volksbegehren und Europdischen
Burgerinitiativen ausgeschlossen, weil das Recht auf eine Teilnahme an die Regeln des aktiven
Wahlrechts fur Nationalratswahlen gebunden ist (vgl. Langthaler & Trauner 2009: 62,
Osterreichs Digitales Amt 2022).

Das Wahlrecht bei Interessenverbdnden gibt Drittstaatsangehdrigen und Européer/innen die

Moglichkeit diese Verbdnde mitzugestalten. Zum Beispiel haben beide Gruppen ein aktives
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und Wahlrecht bei der Arbeiterkammer und der Osterreichischen

Hochschiiler_innenschaft (OH) (vgl. Valchars & Baubock 2021: 182). Wahrend EU-

Birger/innen ebenso eine aktive und passive Wahlberechtigung bei der Wirtschaftskammer

passives

haben, wird Drittstaatsangehdrigen lediglich ein aktives Wahlrecht in der Wirtschaftskammer

eingeraumt (vgl. Langthaler & Trauner 2009: 62).

In Bezug auf Demonstrationen und Versammlungen sind Drittstaatsangehorigen (Gefliichtete)
und Européer/innen berechtigt daran teilzunehmen. Jedoch ist es ihnen verwehrt, diese selbst
zu organisieren oder zu leiten. Das Veranstalten oder das Leiten einer Demonstration ist in

Osterreich den Staatsbiirger/innen vorbehalten (vgl. Langthaler & Trauner 2009: 62-63).

Partizipationsrechte in Osterreich

Politische Rechte Osterreicher/innen Europiier/innen Drittstaat: hirige (Gefliichtete)

‘Wahlrecht bei Nationalrats-,
Landtags- und
Bundesprisidentschaftswahlen

aktive und passive Wahlberechtigung keine Wahlberechtigung keine Wahlberechtigung

Gemeinderatswahlen und

Biirgermeister/innenwahlen aktive und passive Wahlberechtigung

aktive und passive Wahlberechtigung | keine Wahlberechtigung

Europawahlen aktive und passive Wahlberechtigung aktive und passive Wahlberechtigung keine Wahlberechtigung

Teilnahme an Volksabstimmungen,
Volksbegehren, Volksbefragungen
und Europiischen Biirgerinitiativen

moglich nicht méglich nicht méglich

Betriebsrats-, Arbeiterkammer- und

Osterreichische

Hochschiiler_i haftswahlen

aktive und passive Wahlberechtigung

aktive und passive Wahlberechtigung

aktive und passive Wahlberechtipung

Wirtschaftskammerwahlen

aktive und passive Wahlberechtigung

aktive und passive Wahlberechtigung

aktive Wahlberechtigung

Vereins- und Versammlungsrecht

Veranstaltung und Teilnahme

Teilnahme

Teilnahme

Parteimitgliedschaft

freier Zugang

freier Zugang

freier Zugang

Darstellung 2: Partizipationsrechte in Osterreich
(Eigene Darstellung nach Valchars & Baubdck 2021: 179, Langthaler & Trauner 2009: 62, Kraler und Sohler 2005: 26,
Osterreichs Digitales Amt 2022).

Kraler und Sohler (2005: 26) diskutieren in ihrer Arbeit unter anderem den einen Punkt, in dem
Gefliichtete und Drittstaatsangehorige Osterreicher/innen hinsichtlich ihrer politischen Rechte
gleichgestellt sind. Das ist die Mitgliedschaft in politischen Parteien. Politische Parteien
genieRen in Osterreich eine groRe Autonomie, weshalb es ihnen freistent, beliebige Menschen
wie auch Geflichtete, als Parteimitglieder oder Parteisprecher aufzunehmen. Diese Tatsache
sagt allerdings nichts darlber aus, ob die Parteien Gefllichtete auch tatsachlich aufnehmen. Die
Darstellung 2 bietet einen tabellarischen Uberblick tber die vorgestellten Punkte zu den

politischen Rechten fiir Gefliichtete in Osterreich.
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Basierend auf den vorigen Anflihrungen lasst sich feststellen, dass Gefllchtete in Bezug auf die
Bildung und den Arbeitsmarkt ahnliche soziale Rechte wie Osterreicher/innen geniefen und
ihnen mit ein paar Ausnahmen weitgehend gleichgestellt sind. Was die politischen Rechte
betrifft, sind die Unterschiede zwischen Gefliichteten (Drittstaatsangehdrigen) einerseits und
Osterreicher/innen und Européer/innen andererseits deutlich zu erkennen. Dies liegt daran, weil
die Staatsbirgerschaft eine weitaus gewichtigere Rolle als der Aufenthaltstitel hinsichtlich der

politischen Rechte einnimmt.

Zusammenfassung

Dieses Kapitel verdeutlicht, wie Osterreich (iber die letzten Jahrzehnte zum Zielland fir
verschiedene Fluchtbewegungen wurde. Die damit einhergehenden Auswirkungen auf die
oOsterreichische Asyllandschaft und die rechtlichen Grundlagen zeigen sich in den mehrfachen
Novellierungen des Asylgesetzes sowie in den verschiedenen nationalen und européischen
MaRnahmen zur Regulierung bzw. Senkung von Fluchtmigration. Die Folgen dieser Politik
spiegeln sich unter anderem in den zu- und abnehmenden Zahlen von Asylantragen Uber die
letzten Jahrzehnte wider. Der Unterschied zwischen den politischen Rechten von
Osterreicher/innen und jenen von Drittstaatsangehérigen (Gefliichteten) ist unter anderem
hinsichtlich des Ausschlusses von Geflichteten vom Wahlrecht deutlich. Mit diesem Kapitel

erfolgte die theoretische Abbildung von Osterreich als Forschungsfeld in dieser Masterarbeit.
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5 Syrische Geflichtete

Ab dem Jahr 2011 wurden syrische Gefluchtete weltweit zu einem Hauptthema in den Medien
und in den politischen Debatten. Die Anzahl der flichtenden Syrer/innen nahm (ber die
vergangenen Jahre hinweg kontinuierlich zu und umfasst Ende 2021 6,8 Millionen Menschen.
Damit sind Syrer/innen zu diesem Zeitpunkt die international grote Gruppe an Gefllichteten.
Prozentual gesehen macht der Anteil an Syrer/innen 27 Prozent aller Gefllichteten der Welt aus
und teilen sich auf 129 L&ndern auf. Zu den Lé&ndern, welche die meisten gefllichteten
Syrer/innen aufnahmen, zahlen die Tirkei mit 3,7 Millionen, der Libanon mit rund 840.000,
Jordanien mit 673.000 und Deutschland mit 621.000 syrischen Gefliichteten (vgl. UNHCR
2022: 17).

In Anbetracht der Anzahl an Binnenvertriebenen fiihren Syrer/innen mit 6,9 Millionen auch
diese Statistik als weltweit grote Gruppe an. Das bedeutet, dass mit Ende des Jahres 2021
jeder/jede dritte Syrer/in als Binnenvertrieben gilt (vgl. UNHCR 2022: 25).

Ein Blick auf das Datenportal der UNHCR (Oktober 2022) verdeutlicht die Entwicklung der
Zahlen rund um syrische Gefliichtete. Laut dieser Statistik kamen allein in den Nachbarlandern
bis Anfang 2013 rund 350.000 syrische Gefluchteten an. Ein Jahr spater stieg diese Zahl auf
uber zwei Millionen Menschen. Im Jahr 2015 tberschreitet die Anzahl an Gefluchteten die vier
Millionen Marke und Uberschritt mit Ende des Jahres 2017 die finf Millionen Grenze. In
Summe machen die 6,8 Millionen Gefluchteten gemeinsam mit den 6,9 Millionen
Binnenvertriebenen insgesamt rund 13,7 Millionen Menschen aus, die ihren Wohnort
gezwungenermalen verlassen mussten. Diese Zahl entspricht ungefdhr zwei Drittel der
Gesamtbevdlkerung, welche zu Beginn der Fluchtbewegung im Jahr 2011 noch circa
21 Millionen betrug (vgl. The World Bank 2022). Hinsichtlich der Geschlechterverteilung unter
den Gefluchteten zeigen die Statistiken der UNHCR (Oktober 2022), dass die Aufteilung
zwischen Frauen und Mannern in etwa gleich war. Die Verteilung in den Fluchtlandern in
50 Prozent ménnliche und 50 Prozent weibliche Gefluchtete beschrankt sich auf die
Nachbarlander, beschreibt aber nicht die landermaRige Aufteilung der geflichteten Syrer/innen
weltweit. Der im Jahr 2011 in Syrien ausgebrochene Konflikt fiihrte zu diesen
Fluchtbewegungen. Der Krieg ist mit Stand Janner 2023 noch nicht beendet und dauert bis
heute an. Im anschliefenden Kapitel werden die geschichtlichen Entwicklungen des
Konflikts erarbeitet.
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5.1 Syrien als Fluchtland

Die Geschichte Syriens ist von vielen Ereignissen gepragt. Flr diese Masterarbeit ist unter
anderem die Geschichte des neuen Syriens von Bedeutung. Die Namensgebung des neuen
Syriens ist dhnlich dem Begriff der zweiten Republik in Osterreich und bezeichnet die Ara ab
dem Jahr 1946. Nach langjdhrigem Aufstand erlangte Syrien im Jahr 1946 seine
Unabhéngigkeit von Frankreich. Zuvor teilten sich als Folge des Ersten Weltkriegs Frankreich
und GroRbritannien die arabischen Gebiete des Osmanischen Reiches untereinander in
Interessensspharen auf. Dadurch wurde Syrien zu einer Einflusszone Frankreichs (vgl. Bawey
2016: 9 & 15).

Zwei Jahre nach seiner Unabhéngigkeit beteiligte sich Syrien von 1948 bis 1949 am Ersten
Nahostkrieg gegen Israel, welcher zu einem militdrischen Desaster und zu politischen
Instabilitaten in Syrien fuhrte (vgl. Bawey 2016: 15). ,,Allein 1949 gab es in dichter Folge zwei
Militarputsche, 1951 einen weiteren und schlief3lich noch einmal Putschereignisse in den Jahren
1954 und 1955* (Hartmann 2011: 115).

Ein weiteres wichtiges Ereignis in der jungen Geschichte Syriens war die Vereinigung von
Syrien und Agypten zu der Vereinigten Arabischen Republik im Jahr 1958. Diese Vereinigung
unterstitzte hauptsachlich die Baath-Partei?. Diese Vereinigung war allerdings nicht von langer
Dauer, weil Nasser, der Prasident des damaligen Agyptens, Syrien zu einer dgyptischen Provinz
erklarte und Syrien durch die Ubertragung der politischen und wirtschaftlichen Strukturen von
Agypten zur Ganze aufgelost wurde. Dies widersprach der Erwartung der syrischen Initiatoren
der Vereinigten Arabischen Republik an einem partnerschaftlichen Verhaltnis. In Folge der
zunehmenden Empoérung der Syrer/innen kindigte eine Allianz von den Politikern und
Offizieren der Baath-Partei im Jahr 1961 die Auflosung der Vereinigung an (vgl. Hartmann
2011: 116). Die nach der Aufldsung der Vereinigung gebildete Regierung in Syrien stiitzte sich,
wie bereits vor der Vereinigungszeit, erneut ausschlie3lich auf das Militér und hielt die Baath-
Partei trotz ihrer Rolle bei der Kiindigung der Vereinigung von der Macht fern. Allerdings galt
dieser Ausschluss nicht fur das Militar, denn dort baute die Partei eine feste Basis mit

zahlreichen Verbindungen mit vielen Verblndeten auf. Zwei Jahre spéater stirzte die

2 Die Baath-Partei bedeutet ,,'Partei der arabischen, sozialistischen Wiedergeburt® [...] Sie wurde im Jahre 1946
gegrindet, tragt ihren Namen jedoch erst seit Dezember 1952 durch den Zusammenschluss der Hizb alBaath al
Arabi, der ,,Partei der arabischen Wiedergeburt“, und der Hizb al-Arabi al-Ishtaraki, der arabischen, sozialistischen
Partei [...] Ihre Grundprinzipien formuliert die arabische, sozialistische Baath mit ,,Einheit, Freiheit, Sozialismus*,
sie ist — vor allem durch ihre sozialistischen Elemente — sékular-laizistisch gepragt. Neben einem starken
Nationalismus ist der Gedanke des Panarabismus mafgeblich fir das politische Selbstverstindnis der ,friihen
Partei* (Treml 2011: 4).
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Baath-Partei mithilfe eines Militarputsches die Regierung und Gbernahm in dessen Folge die
Macht. Der néchste Militarputsch fand im Jahr 1966 innerhalb der Baath-Partei selbst statt.
Dabei putschten die alawitischen® Baath-Offiziere die Baath-Regierung und die Regierung
wurde aus dem Amt entlassen. AuRerdem wurden viele muslim-sunnitische Offiziere entlassen
und durch alawitische Offiziere ersetzt. 1968 wurde die Baath-Regierung noch einmal von
alawitischen Militarkraften gekippt. Danach brachen Revierkampfe unter den Alawiten selbst
aus, aus denen der damalige alawitische Verteidigungsminister Hafiz al-Assad im Jahr 1970 als
Sieger hervortrat und welcher folglich im Jahr 1971 Président von Syriens wurde (vgl.
Hartmann 2011: 117-118, Bawey 2016: 17).

Hafiz al-Assad konnte seine Herrschaft gewissermaRen stabilisieren. ,,Diese Stabilitat ruht auf
drei Sdulen: eine Legitimitat spendende Sozialpolitik, umfassende polizeiliche Kontrolle und
der Vorrang der Alawiten in den Schlusselstellungen des Regimes* (Hartmann 2011: 119). Die
erste grofte interne Herausforderung fiir das Regime war der Aufstand der Muslimbruder Ende
der 1970er Jahre. Diese Unruhen begannen in der Stadt Aleppo mit einem Angriff auf die
Militarakademie und entwickelten sich zu einem stadtischen Guerillakrieg. Die Stadt Hama,
welche eine Nachbarstadt von Aleppo ist, war in dieser Zeit das Zentrum fur viele konservative
syrische Muslime und eben auch fir die Muslimbrider. Als sich der Aufstand im Jahr 1982 auf
Hama ausdehnte, reagierte al-Assad darauf mit voller Hérte. Der damalige Prasident
bombardierte die Stadt mit allen Mitteln, wie unter anderem mit Luftwaffen (vgl. ebd. 120).
Die Reaktion al-Assads auf den Aufstand fiihrte zu tausenden Opfern. Statistiken gehen von
ungeféhr 40.000 Toten aus (vgl. Schneiders 2013: 231).

Nach dem Niederschlag des Aufstandes und mithilfe der Polizei und der Sicherheitskréfte,
welche zum Groliteil von Alawiten geleitet wurden, gelang es Hafiz al-Assad Syrien weiter zu
regieren. Seine Zeit an der Regierungsspitze dauerte 30 Jahre lang, bis zu seinem Tod im Jahr
2000, an. Die von ihm etablierten Machtstrukturen und der Personenkult rund um ihn ebneten
fuir seinen Sohn und Nachfolger Baschar al-Assad den Weg. Da Baschar al-Assad im Jahr 2000
erst 34 Jahre alt war, konnte er nur mit einer Verfassungsanderung die Nachfolge seines Vaters
antreten, in der das Mindestalter des Prasidenten von 40 auf 34 Jahre herabgesetzt wurde
(vgl. Bawey 2016: 18).

3 Die Alawiten als Glaubensgemeinschaft haben ihren Ursprung im 9. Jahrhundert im Irak und haben
Ankniipfungspunkte mit dem schiitischen Islam. Sie waren/sind auch als Nusairis bekannt. Aufgrund ihrer
Verfolgung durch muslim-sunnitische Dynastien zogen sie sich in die Berge im Westen von Syrien und in die
Sidtirkei zuriick. Diese Region wurde deshalb zum Kernland der Alawiten. In Syrien machen die Alawiten
ungefahr 11 Prozent der Gesamtbevdlkerung aus (vgl. Alkan 2016: 4, Rosiny 2013: 74).
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Die Strukturen des Sicherheitsapparats und die nahezu uneingeschrankte Macht der Polizei
blieben unter Baschar al-Assad weiterhin bestehen. Er setzte die Repressionspolitik seines
Vaters fort. Seine diesbezigliche Strategie war in seiner Reaktion auf den kurdischen Aufstand
im Jahr 2004 deutlich zu beobachten, als sein Handeln zu dutzenden Toten unter den Kurden
fuhrte (vgl. Schneiders 2013: 232). Die Empdérung der syrischen Bevolkerung Uber die vom
Regime ausgelibte Unterdriickung und Gewalt spitzte sich tber die Jahre weiterhin zu. Den
Hohepunkt erreichten die gesellschaftlichen Unruhen im Jahr 2011 und kamen im Zuge des

Arabischen Frihlings zum Ausdruck.

Der Arabische Friihling, welcher Ende 2010 in Tunesien ausbrach und sich auf andere Lander
der Arabischen Welt ausweitete, erreichte Syrien im Mérz 2011. Der Aufstand begann in der
Stadt Daraa in Sudsyrien. Ausloser dafiir waren die Verhaftung und Folterung von 15 Kindern,
die inspiriert von den Aufstdnden in anderen arabischen L&ndern Slogans zum Sturz des
Regimes an die Wénde offentlicher Institutionen schmierten. ,lhre Korper waren von
Misshandlungen, Folter und sogar Vergewaltigungen gezeichnet. Einigen waren die
Fingernédgel herausgerissen worden* (Bawey 2016: 33). Als Reaktion auf ihre Verhaftung
wurden die ersten kleineren Demonstrationen organisiert. Diese Demonstrationen vergrofierten
und verbreiteten sich weiter auf andere Stadte, blieben aber friedlich. Die Forderungen der
Demonstranten waren unter anderem das Ende der Korruption und mehr Freiheit und Wirde
im Leben. Einen Regimesturz forderten die Teilnehmer an den Demonstrationen zu diesem
Zeitpunkt nicht (vgl. Schneiders 2013: 238). Die Regimekrafte reagierten auf diese
Demonstrationen mit voller Harte und Gewalt und schreckten von Beginn an nicht vor tédlichen
Handlungen gegen Demonstranten zurlick. Die Reaktionen und Gewaltaktionen des Regimes
fuhrten dazu, dass aus dem friedlichen Aufstand ein bewaffneter Aufstand wurde. Mit der
Grindung der Freien Syrischen Armee von desertierten Soldaten im Juli 2011 begann die
Aufristung der Bevolkerung (vgl. Bawey 2016: 33, Schneiders 2013: 243).

Unmittelbar nach dem Ausbruch des Aufstandes zeichnete sich bereits ab, auf welcher Seite
die regionalen und internationalen Machte stehen. Sowohl staatliche als auch nichtstaatliche
Akteure spielten durch Sponsoring oder durch eine direkte Intervention eine entscheidende
Rolle in der Entwicklung des Konflikts. Saudi-Arabien und Qatar zéhlten zu den ersten
Untersttzern der syrischen Opposition. Sie boten ihr sowohl politische als auch finanzielle
Unterstitzung an. Das Sponsoring richtete sich unter anderem an islamistische

Rebellengruppen, welche die gleiche Ideologie wie die Unterstutzer selbst vertreten. Nachdem
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sich im Laufe der Jahre verschiedene GroRmachte in den Konflikt einmischten, nahm die

Unterstiitzung der beiden arabischen L&nder ab (vgl. Christopher 2019: 12).

Im Gegenteil zu Qatar und Saudi-Arabien steht der Iran seit dem Beginn des Konflikts dem
Regime zur Seite. Die iranische Unterstlitzung begann im Jahr 2011 in Form von finanzieller
Unterstiitzung und von Waffenexporten. Diese Hilfe weitete sich tber die Zeit aus und umfasst
Hilfsleistungen bei der Organisation irakischer Ollieferungen, die Ausbildung syrischer
Milizen, die Rekrutierung ausléandischer schiitischer Islamisten fiir den Kampf in Syrien und
sogar die Entsendung von Einheiten der Iranischen Revolutionsgarde (Islamic Revolutionary
Guard Corps — IRGC). Auch auf die Hilfe in Form eines Einschreitens der reguldren iranischen
Armee, um das syrische Regime bei seinem Kampf gegen die oppositionellen Kréfte zu
bestarken, konnte Baschar al-Assad zdhlen. Ende 2018 wurden in circa 40 verschiedenen
Kampforten in Syrien schiitische Milizen und reguldre iranische Armeeeinheiten festgestellt.
Die Anzahl an Kampfern wird auf zwischen 10.000 und 20.000 Soldaten geschatzt (vgl. EASO
2019: 4-5).

Ein weiterer Akteur im Syrienkonflikt ist der Islamische Staat (IS). Der IS ist im Jahr 2013 als
neue Konfliktpartei im Syrienkonflikt aufgetreten. Seine Urspriinge liegen im Irak und er
zeichnet sich durch seinen Kampf gegen alle anderen Akteure aus. Von den Vereinten Nationen
wird der IS als eine terroristische Organisation anerkannt. Von den Angriffen des IS waren und
sind immer noch alle Konfliktparteien wie die Regierungskréafte, die oppositionellen Krafte und
die Kurden inklusive ihrer Verbiindeten betroffen (vgl. Khan 2018: 595). Ende 2014 erreichte
der IS seinen Hohepunkt und kontrollierte einen grofRen Teil des syrischen Territoriums.
Aufgrund der Verbindung seiner Herrschaftsgebiete im Irak war der IS unter anderem in Nord-
und Nordostsyrien sehr stark. Durch die Kooperation verschiedener Staaten und mit lokalen
Truppen in Syrien, zu denen unter anderem kurdische Kédmpfer/innen zéhlen, konnte der IS
geschwécht bzw. besiegt werden. Im Jahr 2019 erfolgte die Befreiung des letzten vom IS
kontrollierten Gebiets in Syrien. Seitdem kommt es mitunter zu Einzelangriffen von IS-
Schléferzellen. Diese Art von Angriff fiihrt zu keiner territorialen Kontrolle durch den
IS, verursacht allerdings viele Opfer (vgl. EASO 2019: 59-60).

Als Reaktion auf die Entstehung und die verstérkte Einflussnahme des IS schaltete sich die

USA in den Syrienkonflikt ein und grindete im September 2014 die Internationale Allianz

gegen den Islamischen Staat. Diese besteht aus 81 Staaten und steht unter der Fiihrung der

USA. Die Allianz fiihrt militarische Operationen ausschlieBlich gegen den IS aus. Sie bekommt

Unterstitzung bei ihrer Bekdmpfung des IS von Bodentruppen der Syrischen Demokratischen
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Kréafte (SDF), welche unter kurdischer Fuhrung stehen (vgl. EASO 2019: 7-8). Die Rolle der
USA beschrankt sich allerdings nicht nur auf die Bekdmpfung des IS. Zu einer direkten
Konfrontation zwischen den USA und dem syrischen Regime kam es im Jahr 2017, nachdem
das Regime einen Giftgasangriff gegen die Opposition durchfihrte. Die USA reagierte auf diese
Offensive mit einem Raketenangriff auf einen Luftwaffenstiitzpunkt des syrischen Regimes.
Eine weitere Konfrontation zwischen den USA und dem von Baschar al-Assad angefiihrten
Regime erfolgte im Jahr 2018. Die USA einschritt, als das Regime erneut chemische Waffen
gegen die Rebellen im Nordsyrien einsetzte. Im Zuge der Auseinandersetzung bombardierte die
USA mittels eines Luftangriffs mehrere Militér- und Forschungseinrichtungen des syrischen
Regimes. Als Folge der Niederlage des IS Ende des Jahres 2018 kiindigten die USA den
Rickzug ihrer Einheiten aus Syrien an. Die USA reduzierte ihre Truppen auf circa 200 in
Ostsyrien stationierte Soldaten. Zu deren Hauptaufgaben zahlten die Bekdmpfung der Reste des
IS und das syrische Regime sowie seine Verbiindeten Russland und Iran daran zu hindern, die

Olfelder der Region einzunehmen (vgl. ebd. 8).

Die Rolle Russlands im Syrienkonflikt ist seit Anbeginn durch Unterstiitzung des al-Assad-
Regimes gekennzeichnet. Wie Khan (2018: 594) zeigt, bietet Russland dem Regime seine
Dienste auf verschiedene Arten an. Die diplomatische und politische Unterstlitzung zeigte sich
unter anderem in der mehrmaligen Anwendung des russischen Vetorechts im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen, als es um gegen das syrische Regime gerichtete Resolutionen ging.
Dadurch blockierte Russland Entscheidungen des Sicherheitsrates gegen das syrische Regime.
Russlands Unterstiitzung zeigt sich tber die Konfliktjahre vielschichtig. Im September 2015
weitete Russland seine Hilfe auf militarische Interventionen aus. Mit dem Vorbehalt den IS zu
bekdmpfen, begann Russland ein Jahr nach der amerikanischen Intervention seine eigenen
militdrischen Operationen in Syrien. In der Realitét richteten sich der Grofteil der Angriffe
Russlands gegen die oppositionellen Kréfte und nicht gegen den IS. Diese militarische
Unterstltzung half dem Regime bei der Zurtickeroberung mehrerer Gebiete, welche zuvor von
oppositionellen Rebellen befreit wurden. Laut dem Bericht von EASO (2019: 9-10) verfligt
Russland, zusétzlich zu seinem Marinestutzpunkt und Luftwaffenstiitzpunkt an der syrischen
Kiste, Uber eine erhebliche militarische Prasenz im Land, mithilfe derer die Angriffe auf die

Opposition fortgesetzt werden.

Einen weiteren wichtigen Akteur im Syrienkonflikt stellt die Tlrkei dar. Im Gegenteil zu
Russland ist die Einstellung der Turkei seit dem Ausbruch des Konflikts gegen das Regime

gerichtet. Die Turken unterstitzen politisch, indem sie den im Exil lebenden politischen
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Oppositionsgruppierungen, insbesondere dem Syrischen Nationalrat (SNC) und seinem
Nachfolger, die Nationalkoalition syrischer Revolutions- und Oppositionskrafte (SOC), durch
Anerkennung und finanzielle Mittel helfen. Zusétzlich unterstiitzen sie vom Anfang an die
Ausriustung zahlreicher bewaffneter Rebellengruppen, wie unter anderem die Freie Syrische
Armee und die islamistischen Rebellen (vgl. Christopher 2019: 10). Ahnlich wie bei Russland
begniigte sich die Turkei nicht nur mit politischer und logistischer Unterstiitzung der
Opposition, sondern begann im Jahr 2016 seine erste eigene militarische Intervention in Syrien.
Die Turkei nutzte ein dhnlich ambitioniertes Argument wie die Russen, namlich den IS zu
bekdmpfen. Somit entstand 2016 die erste tirkische Militaroffensive im nordsyrischen Aleppo.
Im Zuge dieser Offensive bekampfte die Turkei mithilfe von oppositionellen Rebellen den IS
und Gbernahm in Folge die Kontrolle Uber mehrere Gebiete, die vormals in IS-Hand waren.
Laut dem Bericht von EASO (2019: 8-9) erfolgten diese und weitere spéter eingetretene
militdrische Interventionen mit der Absicht, die Gewinne der von den USA unterstiitzten
kurdischen Krafte in ihrem Kampf gegen IS einzuddammen. Dies verfolgte das geopolitische
Bestreben, ein kurdisches Autonomiegebiet entlang der syrisch-tiirkischen Grenze zu
verhindern. Deutlicher wurde diese Absicht im Jahr 2018 in Folge der zweiten tlrkischen
Militaroffensive. Im Rahmen der Operation griffen die tiirkische Armee und die von der Tiirkei
unterstiitzten Rebellentruppen die Stadt Afrin neben den tirkischen Grenzen an. Dort hielten
sich jedoch keine IS-Truppen, sondern Kurden auf. Als Folge der Offensive Gbernahm die
Tirkei inklusive ihrer verblindeten Rebellentruppen die Kontrolle tber Afrin. Ende 2019
erfolgte erneut eine turkische Militaroffensive gegen die Kurden in Nordsyrien. Das Ergebnis
dieser Interventionen war wiederum eine Ubernahme von kurdischen Gebieten durch die Ttrkei
und ihre Verbindeten. Zu einem Ende dieser Offensive flihrte ein von den USA unterstltzter
Waffenstillstand sowie ein tirkisch-russisches Abkommen tber die Regelung der Herrschaft in

den kurdischen Gebieten.

Wie in den vorangegangenen Ausfuhrungen erortert, sind im Syrienkonflikt direkt und indirekt
interne, externe, staatliche, nichtstaatliche, regionale und internationale Akteure bzw.
Konfliktparteien involviert. Die kriegerischen Aktionen zwischen diesen Akteuren hatten und
haben immer noch sehr viele Opfer sowie Binnenvertriebene und ins Ausland Gefliichtete zur
Folge. Anhand der Statistiken von Syrian Observatory for Human Rights (SOHR) und den in
den vorherigen Kapiteln vorgestellten Datenmaterialien tiber gefliichtete und binnenvertriebene

Syrer/innen ist deutlich abzuleiten, wie die Zahlen ber die Konfliktjahre zunahmen.
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Die Statistik von SOHR (2021) bietet einen Uberblick iiber die Anzahl an getéteten Menschen
im Zusammenhang mit dem Syrienkonflikt und Uber die Zahlen an Todesopfern, welche auf
die im Konflikt intervenierenden Akteure zuriickgehen. Seit dem Ausbruch des Konflikts bis
Anfang Juni 2021 erfasste die Beobachtungsstelle mehr als 606.000 Todesopfer. Davon betrégt
die Anzahl an zivilen Opfern circa 160.000 Menschen. Die Mehrheit der zivilen Opfer geht auf
das Konto des syrischen Regimes und der auf deren Seite stehenden Milizen zuriick. Durch ihre
Boden- und Luftwaffenangriffe sowie durch Folterung der Haftlinge in ihren Gefangnissen
totete das Regime bis Juni 2021 ungefahr 130.000 Zivilist/innen. Die militarischen Angriffe
von Russland verzeichnen Uber 9.000 zivile Todesopfer und in Verbindung mit den
militarischen Einsdtzen der von den USA gefuhrten Allianz gegen den IS erfasste SOHR in
etwa 4.000 zivile Opfer. Als Folge der Militarangriffe der Tarkei und ihrer
Grenzschutzmissionen kamen rund 1.500 Zivilist/innen ums Leben. Der Rest der zivilen
Todesopfer betragt 9.000, welche auf dem Konto der oppositionellen Kréfte zu verzeichnen

sind und knapp 6.500 Opfer, die auf den IS zuriickzufiihren sind.

Den gleichen Statistiken nach gelten tausende Menschen als entfiihrte, verhaftete und
verschwundene Personen uber sie keine Informationen vorhanden sind. Aus diesem Grund
konnen diese Zahlen auch weder dem Regime, dem IS oder den Oppositionsrebellen
zugeschrieben werden. Darlber hinaus gehen die Statistiken von tber zwei Millionen Personen
aus, die im Rahmen des Konflikts in unterschiedlicher Starke an Verletzungen leiden
(vgl. SOHR 2021).

Aufgrund der groRen Anzahl der im Syrienkonflikt involvierten Akteure und der Variation ihrer
Interessen sowie ihrer groRen Gewaltbereitschaft verschuldet, entwickelte und entwickelt sich
der Konflikt weiterhin in eine negative Richtung. Mit dieser negativen Entwicklung gehen
Millionen an Menschen einher, die als Verschwundene, Gefangene, Verletzte oder Todesopfer
gelten. Dies fuhrt wiederum zu grofRen Bewegungen an Binnenvertriebenen und zu Flucht und

macht Syrien zu einem Fluchtland.

5.2 Politische Partizipationsrechte in Syrien

Aus der im Kapitel 5.1. dargestellten Reaktion des Regimes auf den friedlichen Aufstand im
Jahr 2011 lasst sich ableiten, wie al-Assads Familie in Syrien regierte bzw. regiert. Die Baath-
Partei, an deren Spitze der Prasident steht, wurde von 1973 bis 2012 als die fuhrende Partei im
Staat und der Gesellschaft in der syrischen Verfassung in Artikel 8 festgelegt. Dadurch konnte

sie beinahe 40 Jahre lang in einem Einparteiensystem regieren (vgl. Schneiders 2013: 232).
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Dieses politische und in der Verfassung festgeschriebene Machtmonopol der Baath-Partei
ermoglichte friher Hafiz und spéter seinem Nachfolger und Sohn Baschar als Parteifuihrer an
der Spitze der Macht in Syrien zu bleiben, da mittels dieses Verfassungsartikels die
Kandidat/innen fiir das Prasidentenamt Mitglieder der Baath-Partei sein miissen. Ublicherweise
kandidiert die/der Parteivorsitzende fir einen solchen Posten. Allerdings war dieses
Machtmonopol fir al-Assads Familie nicht ausreichend, um an der Macht zu bleiben. Deshalb
setzten sie Repression und Gewalt als zusétzliche Herrschaftsmittel ein.
,Gewalt war und ist ein spezifischer Modus des Regierens. Syrer_innen haben in ihrem
Alltag erfahren, dass es immense Gewalt nach sich zieht, sich ¢ffentlich gegen Assad-
Regime auszusprechen [...] Die Vorlage fiir diesen Herrschaftsmodus wurde in den spiten
1970er und friihen 1980er Jahren entwickelt [...] Dabei handelt sich zum einen um das
politische Gefangnis — man kdnnte es auch Internierungscamp nennen-, das zentral fir die
Art und Weise war, wie das Regime uber Syrer_innen herrschte, zum anderen um
Massaker.* (Ismail 2017: 110-111).
Die gewaltvolle Regierung schaffte in Syrien ein Klima der Angst. Diese Furcht breitete sich
auch auf Touristen/innen aus, weshalb auch diese lernten, bei Gespréchen (iber den Prasidenten

einen Decknamen zu verwenden (vgl. Schneiders 2013: 233).

Dartiiber hinaus beginstigte auch der von 1963 bis 2011 verhéngte Ausnahmezustand, der nach
dem Militarputsch durch die Baath-Partei verhangt wurde, dem Regime damit Kriegs- und
Sonderrechte einzurdumen und konnte damit seine Willkir unter rechtlichen Rahmen
rechtfertigen bzw. legitimieren (vgl. Schneiders 2013: 233). Allein unter Hafiz al-Assad
wurden circa hunderttausend Personen aus politischen Grinden festgenommen. Zahlreiche
Inhaftierte verharrten Uber zwanzig Jahre in Haftanstalten und in manchen Féllen verstarben
die Haftlinge im Geféangnis. Ein Beispiel dafur ist die Festnahme des Parteiobmanns der
Kommunistischen Partei Riad al-Turk, der 19 Jahre eingesperrt wurde. Das Regime beging
Massaker nicht nur in den StralRen Syriens, sondern schreckten auch vor den Gefangnissen, in
denen politische Inhaftierte auBergerichtlich getdtet wurden, nicht zurtick. Dazu z&hlen
beispielsweise die Massaker im Jahr 1980 in der Haftanstalt Tadmur und im Jahr 2008 im
Gefangnis Saydnaia, in denen das Regime hunderte Menschen, unter anderem Mitglieder
islamistischer Gruppen, totete (vgl. Ismail 2017: 111-112).

Der vom Regime begangene Vo6lkermord in der Stadt Hama zéhlte zehntausende Tote und war
die Folge des Aufstandes in den 1980er Jahren (vgl. Schneiders 2013: 231). Ebenso sind die
hunderten kurdischen Todesopfer nach ihrem Aufstand im Jahr 2004 und letztendlich auch der
seit 2011 andauernde Aufstand mit hunderttausenden Opfern Beispiele fir die

Herangehensweise des Regimes mit seinen politischen Gegnern und wie es mit den
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Partizipationsrechten der Bevdlkerung umgeht (vgl. Schneiders 2013: 231, SOHR 2021).
Weder konventionelle Partizipationsrechte, wie das in dem Einparteiensystem verbotene
passive Wahlrecht, noch unkonventionelle Partizipationsrechte, wie beispielsweise
Demonstrationen und Meinungsfreiheit, sind fur die Einwohner/innen Syriens austbbar, da sie

vom Regime und seinen Gehilfen mit extremer Gewalt erstickt werden.

5.3 Syrische Gefliichtete in Osterreich

Die Fluchtbewegungen aus Syrien, die eine Folge der Repression des Regimes und der
kriegerischen Aktionen zwischen den verschiedenen Akteuren in Syrien sind, dauern bis heute
an. Ende des Jahres 2021 z&hlen die Statistiken circa 6.8 Millionen Gefliichtete, welche sich
auf 129 Lander verteilen (vgl. UNHCR 2022: 17). Die Hauptfluchtmotive sind einer Umfrage
aus Deutschland zufolge die unmittelbare Lebensgefahr und die Angst vor einer Verhaftung
und Entfuhrung. Der Befragung zufolge sind fiir die Todeséngste im Herkunftsland der
Geflichteten an der ersten Stelle das Regime und an zweiter Stelle der IS verantwortlich
(vgl. Menkens 2015).

Osterreich zahlt zu diesen 129 Aufnahmelandern und nahm direkt am Anfang des Konflikts im
Jahr 2011 bereits syrische Geflichtete auf. Die Anzahl der von Syrer/innen gestellten
Asylantrage stieg Uber die Kriegsjahre stetig an und erreichte seinen Héhepunkt im Jahr 2015,
in dem circa 25.000 Antradge von den osterreichischen Behorden erfasst wurden (vgl. BMI
2015: 6). Allein im Zeitraum zwischen 2015 und 2021 stellten Syrer/innen (Uber
68.000 Asylantrage in Osterreich (vgl. BMI 2022: 2). Diese Zahl brachte die Syrer/innen auf
den 8. Platz in der Liste der Top-20-Nationalitaten in Osterreich. Im Vergleich zu anderen
Nationalitaten unterscheiden sich Syrer/innen in Bezug auf die Lange der Aufenthaltsdauer von
anderen Gefliichteten. Die meisten in Osterreich lebenden Syrer/innen weisen eine
Aufenthaltsdauer von mindestens 5 Jahren auf. AulRerdem sind sie, neben den Afghan/innen,
verglichen mit anderen in Osterreich lebenden Nationalitaten, jiingster als der Mittelwert. Ihr
Durchschnittsalter betragt 26,3 Jahre (vgl. Klimont 2022: 25-28). Ahnlich wie bei Gefliichteten
aus anderen Herkunftslandern ist die Geschlechterverteilung unter den betroffenen Personen
nicht ausgeglichen und die Mehrheit der syrischen Gefluchteten sind Manner. Circa dreiviertel
der im Jahr 2021 von Syrer/innen gestellten Asylantrage brachten mannliche Asylwerber ein
(vgl. BMI 2022: 32).

Wahrend ungefahr die Halfte der in Osterreich lebenden Syrer/innen in Wien wohnhaft ist, teilt

sich die andere Halfte auf ganz Osterreich auf. Allerdings konzentriert sich die zweite Halfte
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auf Grolistadte wie Graz, Linz und Salzburg bzw. auf groRere Gemeinden ab
5.000 Einwohner/innen. Damit weisen sie im Vergleich zu anderen in Osterreich lebenden
auslandischen Gruppen eine mittelgroRe Segregation® auf. Im Ranking des Segregationsindexes
fir die Top-20-Nationalitaten in Osterreich aus dem Jahr 2021 belegen die Syrer/innen mit
42 Prozent den 10. Platz (vgl. Klimont 2022: 81). Die Erwerbstatigkeitsquote unter ihnen
betrégt 39,6 Prozent (vgl. ebd. 52).

Den Bildungsstand von den syrischen Gefliichteten in Osterreich erfasst die Erhebung von
Buber-Ennser et al. (2016: 10-12). Diese empirische Datenanalyse zeigt, dass der Anteil der
syrischen Gefliichteten in Osterreich, die tberhaupt keine formale Ausbildung besitzen oder
nur wenige Jahre in der Grundschule verbrachten, bei sieben Prozent liegt. Hingegen verfiigen
70 Prozent der befragten Syrer/innen iber einen Pflichtschulabschluss und 47 Prozent schlossen
eine mit der Osterreichischen Matura vergleichbare Reifeprifung ab. In Bezug auf die
Hochschulbildung ergibt sich die Datenlage, dass 27 Prozent der Befragten einen
Hochschulabschluss vorweisen konnen. Die geschlechtsspezifischen Unterschiede im
Bildungsniveau sind gering. Der Unterschied ist lediglich unter den Befragten ohne eine
formale Bildung sichtbar, da der Anteil der Frauen mit zehn Prozent hoher ist als jener Anteil

der Manner mit vier Prozent.

Zusammenfassung

Das Kapitel ,,Syrische Gefliichtete behandelt die statistischen Zahlen rund um syrische
Gefluchtete in Osterreich und weltweit und verschafft einen tieferen Einblick tiber die Griinde
und Entwicklungen, welche im Zusammenhang mit diesen Zahlen stehen. Dartber hinaus
wurde in diesem Abschnitt erldutert, wie repressiv die politische Lage und die
Partizipationsrechte unter dem Regime waren und sind. Diese Ausganglage gab den Startschuss
zum Aufstand bzw. zum spateren Konflikt, in dem verschiedene Akteure involviert sind und
die Lage im Fluchtland Syrien prekarer machten und immer noch machen. Im letzten Abschnitt
findet eine gezielte Auseinandersetzung mit der erforschten Gruppe, den syrischen
Gefliichteten in  Osterreich, statt. Dies beinhaltet relevante Zahlen rund um die
Interessensgruppe, Fluchtgriinde, die rdumliche Verteilung sowie das Geschlecht und die
Merkmale rund um den Bildungsstand. Anhand dieser Kapitel erfolgte die theoretische

Abbildung der in der vorliegenden Masterarbeit erforschten Gruppe.

4 ,Segregation: Ist die im Vergleich zur {ibrigen Bevdlkerung iiberdurchschnittliche Konzentration einzelner
Bevolkerungsgruppen in wenigen rdumlichen Einheiten, z.B. Gemeinden‘; wird mit dem Segregationsindex
gemessen‘ (Klimont 2022: 125).
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6 Methodik

Die empirische Untersuchung beinhaltetet eine qualitative Datenerhebung mittels
problemzentrierter Interviews mit in Wien lebenden syrischen Geflichteten. Die gewonnenen
Daten  wurden  protokolliert und  mithilfe einer  strukturierten  qualitativen

Inhaltsanalyse ausgewertet.

6.1 Erhebung

Die Beschreibung der Erhebungsmethodik bzw. des Erhebungsprozesses erfolgt in vier
Unterkapiteln, welche die problemzentrierten Interviews selbst, den Interviewleitfaden, die

Auswahl der Interviewpartner/innen sowie die Durchfiihrung der Interviews behandeln.

6.1.1 Das problemzentrierte Interview

Das problemzentrierte Interview zahlt zu den qualitativen Methoden in der Sozialforschung und
wurde von Andreas Witzel (2000) in den 1980er Jahren entwickelt (vgl. Mayring 2016: 67).
Die Methode ermdglicht die Datenerhebung fiir Forschungen mit einer bestimmten
Problemstellung bzw. die sich mit einem bestimmten Thema beschaftigen. Durch eine offene
bzw. halbstrukturierte Befragung entsteht sowohl fiir Ad-hoc-Fragen vom Interviewer als auch
fir freie Erzdhlungen der interviewten Person freier Raum, der eine Form des offenen
Gespraches zulasst. ,,Es ist aber zentriert auf eine bestimmte Problemstellung, die der
Interviewer einfuhrt, auf die er immer wieder zuriickkommt. Die Problemstellung wurde vom
Interviewer bereits vorher analysiert; er hat bestimmte Aspekte, die in einem Interviewleitfaden
zusammengestellt sind und im Gesprachsverlauf von ihm angesprochen werden* (ebd. 67). Aus
diesem Grund bedarf es an einem Leitfaden, welcher einerseits auf zuvor analysiertem
theoretischem Wissen basiert und andererseits zur Gewinnung neuer Erkenntnisse Uber das
Forschungsthema beitragt. Es handelt sich dabei um eine Verknupfung von Theorie und Praxis.
Da das Interview nicht zur Ganze durchstrukturiert ist, sind Abweichungen vom erstellten
Leitfaden in Form von spontanen Zwischenfragen vom Interviewer moglich und
eroffnet die Maoglichkeit fur die interviewte Person frei von seinen Standpunkten oder

Erlebnissen zu erzahlen.

Die Methode des problemzentrierten Interviews hat drei Hauptinstrumente und ein viertes

erganzendes Instrument, welche die Durchfiihrung des Interviews unterstiitzen. Das erste

Instrument ist der Kurzfragebogen zur Erhebung der Sozialdaten der interviewten Person und

dient gleichzeitig als Gesprachseinstieg. Der Leitfaden stellt das zweite Instrument dar und
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ubernimmt die Rolle einer Gedachtnis- und Orientierungsstutze ein. In einem solchen Leitfaden
werden Fragen zum Einstieg in die Thematik sowie zur Einleitung und Vertiefung einzelner
Themenbereiche im Voraus formuliert. Das dritte Hauptinstrument ist die Tonaufzeichnung
und somit die prazise Erfassung der Interviewinhalte. Im Gegenteil zu Gespréachsprotokollen,
welche der Interviewer parallel zum Interview selbst anfertigen muss, ermdglicht die
Audioaufnahme dem Interviewer sich vollstdindig auf das Gesprach zu konzentrieren.
Ergénzend zu diesem Instrument kénnen unmittelbar nach dem Interview Postskripte erstellt
werden, in denen beispielsweise Anmerkungen zu den situativen und nonverbalen Aspekten
oder thematische Auffélligkeiten und Interpretationsideen dokumentiert werden
(vgl. Witzel 2000: 5).

Bei der Entwicklung der Methode stitzte sich Witzel (2000: 6-8) auf erz&hlungs- und
verstandnisgenerierende Kommunikationsstrategien, welche auch bei der Durchfiihrung des
Interviews selbst umgesetzt werden. Dazu z&hlen die Einleitungsfragen bzw.
Sondierungsfragen, die Leitfadenfragen sowie die Ad-hoc-Fragen. Waéhrend die
Sondierungsfragen als Mittel zum Einstieg in die Thematik und zur Zentrierung des Gesprachs
auf das zu untersuchende Thema dienen, helfen die Leitfadenfragen, die wesentlichsten
Aspekte des untersuchten Themas aufzugreifen und das Interview in eine vertiefende Richtung
zu lenken. Im Verlauf des Interviews konnen sich Fragen, wie beispielsweise klérende
Verstandnisfragen, ergeben, welche fur die Forschung bedeutsam sind. Diese konnen als Ad-
hoc-Fragen wahrend der Durchfuhrung der Interviews formuliert werden. Wie bereits erwéhnt,
zeigt die Methode des problemzentrierten Interviews dadurch ein gewisses Mal3 an Flexibilitét
und garantiert zudem gleichzeitig eine Wissensgenerierung durch den Einsatz von

verschiedenen Kommunikationsstrategien im Erhebungsprozess.

6.1.2 Leitfaden

Der Leitfaden ist fiir die Umsetzung des Interviews insofern wichtig, weil er eine thematische
Fokussierung auf das Forschungsthema schafft und eine Auflistung der fir das Interview
relevanten Themenkomplexe und Fragen ermdglicht. Darlber hinaus erleichtert er den
Kommunikationsprozess innerhalb des Interviews und hilft bei der Zuordnung und dem
Vergleich der gewonnenen Informationen (vgl. Misoch 2019: 66). Um eine bessere Zuordnung
der Informationen zu ermdglichen und den Gespréchseinstieg zu gestalten, sieht diese Methode

vor, am Anfang des Interviews die personlichen Daten der interviewten Person zu erheben.

Die Interviews, die dieser Arbeit zugrunde liegen, beinhalten auBerdem vier Themenbldcke.
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Der Themenblock ,,Verstandnis von politischer Partizipation* bildet den Einstieg. Im Zuge
dessen sind allgemeine Fragen Uber das Verstdndnis von politischer Partizipation, die
Partizipationsformen sowie die Hurden wund Erleichterung fur die politische
Partizipation formuliert. Im Anschluss erfolgt mittels der Leitfadenfragen eine vertiefende
Auseinandersetzung mit dem Forschungsthema. Die Fragen werden in Anlehnung an das
Kapitel 3 ,Partizipation: Eine theoretische Einbettung“ erstellt und decken den zweiten
Themenblock ,,Civic Voluntarism Model* und den dritten Themenblock ,,Spezifische Faktoren
bei Gefliichteten™ ab. Diese Themenblocke beinhalten gezielte Fragen Uber die Faktoren,
welche eine politische Partizipation der zu untersuchenden Gruppe férdern oder hemmen. Zu
den Faktoren zdhlen unter anderem die sozibkonomischen Ressourcen, das Issue Engagement,
die Erfahrung im Herkunftsland, der rechtliche Aufenthaltsstatus sowie die Aufenthaltsdauer.
Der vierte Themenblock mit der Bezeichnung ,,Blick in die Zukunft* hat die Aufgabe, den
Interviewpartner/innen die Mdoglichkeit zu geben, frei Gber ihre politische Meinung und
Einstellung bzw. tber ihre zuklnftigen Plane in Bezug auf Politik zu erzéhlen. Dahinter steht
die Absicht moglicherweise erganzende Erkenntnisse aus diesen Erzdhlungen ableiten zu
koénnen. Nach der Beantwortung dieser letzten Fragen ist das Interview beendet. Die Stellung
von spontanen Ad-hoc-Fragen ist in allen Themenbldcken mdglich und wird nach Bedarf vom

Interviewenden in Anspruch genommen.

6.1.3 Interviewpartner/innen

Die syrischen Gefluchteten in Wien lassen sich wie folgt definieren. Die Zielgruppe schlief3t
jene Syrer/innen ein, welche nach dem Ausbruch des Syrienkonflikts im Jahr 2011 nach
Osterreich fliichteten und zum Zeitpunkt der Interviewdurchfiinrung in Wien leben. Die
Bezeichnung Gefluchtete umfasst in dieser Masterarbeit Asylwerber/innen, Asylberechtigte,
subsidiar Schutzberechtigte und Personen mit humanitdrem Aufenthaltstitel. Die
Interviewpartner/innen missen zum Zeitpunkt der Interviewdurchfiihrung nicht Gber einen der
zuvor genannten Aufenthaltstitel verfugen, sondern es reicht aus, wenn sie einen dieser
rechtlichen Status hatten, bevor sich ihr Aufenthaltsstaus verédnderte. Damit inkludiert diese
Definition gleichermalien gefliichtete Syrer/innen, die in den letzten Jahren die Osterreichische
Staatsbirgerschaft erhielten oder deren Aufenthaltsstatus sich beispielsweise auf einen

Daueraufenthalt-EU veranderte.

Da diese Masterarbeit auf die spezifischen Faktoren einer politischen Beteiligung von

Gefluchteten und im Zuge dessen auf ihre Erfahrungen mit der Politik im Herkunftsland und
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ihrer Fluchterfahrung aufbaut, wird das Mindestalter der Interviewpartner/innen auf 18 Jahre
zum Zeitpunkt ihrer Flucht festgelegt. Diese Eingrenzung basiert auf der Annahme, dass
erwachsene Menschen bereits Erfahrung mit Politik und politischen Themen sammeln und ihre
Fluchterfahrung besser wahrnehmen kénnen. Beziiglich des Alters der Interviewpartner/innen
soll eine moglichst breite Sichtweise wiedergegeben werden, weshalb keine VVorgaben oder
Einschrankungen auf eine bestimmte Altersgruppe festgelegt werden. Diese Freiheit
hinsichtlich des Alters der Teilnehmer/innen wird mit dem Bewusstsein tiber das im Kapitel 5.3
Durchschnittsalter von 26,3 Jahren (vgl. Klimont 2022: 28) von gefliichteten Syrer/innen in
Osterreich definiert. Das begriindet sich darin, weil die anderen Faktoren wie die personliche
politische Erfahrung oder das Engagement relevanter fiir die Masterarbeit sind. Bezogen auf
das Kriterium des Geschlechts der Interviewpartner/innen wird daflir gesorgt, dass ein
ausgeglichenes Geschlechterverhaltnis vorherrscht, indem gleichermalien Frauen und Ménner

fur die Datenerhebung herangezogen werden.

Eine weitere Bedingung fir die Rekrutierung der Interviewpartner/innen ist die politische
Aktivitat. Wie bereits erwéhnt, findet die politische Partizipation in Form einer Aktivitat bzw.
einer Handlung statt. Deshalb ist die politische Partizipation mit Aktivitaten verkoppelt (vgl.
van Deth 2014: 351). Auf diesem Verstandnis beruht die Auswahl der Interviewpartner/innen
und setzt zugleich voraus, dass die Interviewpartner/innen politisch aktiv sind. Die ausgelibte
Tatigkeit muss auf kein definiertes Themengebiet begrenzt sein oder in keiner vorgegebenen
Form erfolgen. Dieses Auswahlkriterium basiert auf der Annahme, dass politisch aktive
Personen aufgrund ihres Engagements und der damit einhergehenden Erfahrung (ber

Spezialwissen verfligen und dementsprechend wertvolle Informationen liefern.

6.1.4 Durchfihrung der Interviews

Durch das Nutzen von Netzwerken und anhand der im vorigen Abschnitt festgelegten
Kriterien werden Interviewpartnerinnen rekrutiert. Die Teilnehmer/innen bekommen zur
Vorbereitung im Zuge der Rekrutierung ein kurzes Exposé tiber den Ablauf des Interviews. Das
schriftliche Exposé bietet, neben der personlichen Ansprache, die ersten Informationen zum
Interviewinhalt und lasst die Interviewpartner/innen auf das Thema einstimmen. Die
Einladung zu einem Interview inklusive des Exposés erging lediglich an politisch engagierte

gefliichtete Syrer/innen.

Acht Personen folgten der Einladung zu dem Interview. Unter den Interviewpartner/innen

befinden sich vier Frauen und vier Manner, die am Tag der Durchfiihrung zwischen
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26 und 60 Jahre alt waren. Davon waren sechs Personen zum Zeitpunkt der
Interviewdurchfiihrung asylberechtigt und zwei von den Teilnehmer/innen Gsterreichische
Staatsbirger/innen. Beide bekamen die Staatsburgerschaft im Jahr 2022 verliehen und waren
davor asylberechtigt. Eine einzige Interviewpartnerin erhielt nach ihrem Asylantrag subsidiéren
Schutz. Nach dem Einbringen einer Beschwerde vor Gericht wurde ihr das Asyl vollstandig
anerkannt und sie wurde dadurch zu einer Asylberechtigten. Die Tatsache, dass alle
Interviewpartner/innen asylberechtigt sind oder waren, liegt vermutlich an dem beschriebenen
Umstand, dass Syrer/innen aufgrund ihres Herkunftslandes mit einer hohen Wahrscheinlichkeit
einen positiven Asylbescheid erhalten. Beispielsweise wurden im Jahr 2021 lber 77 Prozent

der Asylantrage von Syrer/innen in Osterreich positiv entschieden (vgl. BMI 2022: 4).

Die Durchfiihrung der Interviews fand zwischen 17.11.2022 und 08.12.2022 statt. Dem
Wunsch der Interviewpartner/innen entsprechend wurden alle Interviews auf Arabisch
durchgefiihrt. Wéhrend sechs Interviews im Prasenzformat durchgefuhrt wurden, fanden die
anderen zwei Interviews online statt. Die Gesamtdauer der einzelnen Interviews betrug
zwischen 40 und 70 Minuten. Die unterschiedliche Dauer ergab sich aus der ungleichen
Erfahrung und der individuellen Freiziigigkeit der Wissensweitergabe der einzelnen

Interviewpartner/innen.

Alle Interviews er6ffneten mit einer kurzen gegenseiteigen Vorstellungsrunde und der Klarung
der organisatorischen Rahmenbedingungen sowie dem Ablauf der Interviews. Alle
Interviewpartner/innen stimmten eine Audioaufnahme zu und brachten die Bitte um eine
Anonymisierung der personlichen Daten ein. Der Ablauf der Fragen wurde an der
Informationswiedergabe der interviewten Person angepasst. Im Zuge dessen brachte der
Interviewende je nach Bedarf Ad-hoc- bzw. Verstandnisfragen ein oder es wurden Fragen
ubersprungen, wenn der/die Interviewpartner/in diese Fragen im Zuge von anderen
Ausflihrungen bereits beantwortete. Den Abschluss der Interviews bildeten eine Danksagung

und das Beenden der Audioaufnahme.

6.2 Auswertung

Die Auswertung der in den Interviews erhobenen Informationen und Daten erfolgt in mehreren
Vorgangen. Im ersten Schritt findet die Verschriftlichung der verbalen Daten in Form von
zusammenfassenden Interviewprotokollen auf Deutsch statt. Aufgrund der Wiedergabe von
sehr personlichen Informationen und zur Gewéhrleistung der Anonymitat der

Interviewpartner/innen befinden sich die Protokolle nicht im Anhang, kénnen jedoch auf
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Anfrage beim Verfasser der Masterarbeit eingesehen werden. Das Aufbereitungsverfahren in
Form eines zusammenfassenden Protokolls hat nach Mayring (2016: 94) unter anderem die
Aufgabe, die Materialfulle zu reduzieren. Die Materialreduktion darf nur kontrolliert und
anhand vorab festgelegter Kriterien erfolgen, mithilfe derer das Abstraktionsniveau erhéht wird
und sich folglich der Materialumfang verringert. Zu diesen Kriterien zahlen das Auslassen, die
Generalisation, die Konstruktion, die Integration, die Selektion und die Biindelung. Diese
Kriterien lassen sich in der Beschreibung des Ablaufmodells des zusammenfassenden
Protokollierens von Mayring (2016: 96) gut erkldren. ,,Zunichst wird das Abstraktionsniveau
bestimmt und das Material auf dieses Niveau hin generalisiert. Dann werden solche
verallgemeinerten Bedeutungseinheiten werggelassen, die bereits vorgekommen sind.
SchlieBlich werden &hnliche oder zusammenhangende Bedeutungseinheiten gebiindelt,
integriert und umfassende Einheiten konstruiert™. Ebendieser theoretischen Beschreibung der
Herangehensweise folgte die Umsetzung im Rahmen der Erstellung der Interviewprotokolle.
Das Abstraktionsniveau basiert in Anlehnung an die Themenblécke. Dariber hinaus wurden
wiederholte Aussagen mit gleicher Bedeutung ausgelassen und zusammenhangende Aussagen
in eine AuBerung zusammengefasst. Anhand dieser Methode konnten die Kernaussagen bzw.
die thematischen Inhalte aus dem Material in das Protokoll aufgenommen werden. Mit der
Erstellung der Interviewprotokolle findet der erste Schritt in der Auswertung seinen Abschluss

und bildet gleichzeitig die Grundlage fir den n&chsten Vorgang im Auswertungsprozess.

Nachdem die Interviewergebnisse in Protokollen zusammengefasst wurden, kdnnen diese
anhand einer strukturierten qualitativen Inhaltsanalyse ausgewertet werden. In dieser Methode
ist das Ableiten und Bilden von Kategorien in Form eines Kategoriensystems mafRgeblich, was
bei Zuordnung der Informationen unterstutzt und dadurch die Analyse erleichtert (vgl. Mayring
2016: 118). Im Zuge dieser Arbeitsschritte kann festgehalten werden, dass das
zusammenfassende Protokollieren sich in diesem Abschnitt als Vorteil erweist. Ein hohes
Abstraktionsniveau und die damit verbundene Reduktion des Datenumfangs in Form von
Protokollen fuhrt zu einer Vorstrukturierung der Daten. Die reduzierte Komplexitat bringt eine
Erleichterung bei der Definition von Kategorien und verringert ihre Anzahl. Die strukturierte
qualitative Inhaltsanalyse teilt sich in drei Phasen. In der ersten Phase werden die Kategorien
identifiziert, welche eine Zuordnung des erhobenen Datenmaterials ermdglichen. Dabei ergibt
sich eine genaue Definition, welche Themen jede dieser Kategorien umfasst. In der zweiten
Phase werden die Textstellen diesen Kategorien zugeordnet. Fir die Textstellen, welche
Uberschneidungen zwischen mehreren Kategorien aufweisen, sind Regeln festzulegen, anhand

derer entschieden wird, welche Textstelle welcher Kategorie zugeordnet wird. Die
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Formulierung dieser Regeln ist Bestandteil der dritten Phase der strukturierten qualitativen
Inhaltsanalyse. Wie beim zusammenfassenden Protokollieren empfiehlt sich diese
Auswertungsmethode unter anderem flr theoriegeleitete Textanalysen, bei denen eine

Reduzierung des Materialumfangs bestrebt wird (vgl. Mayring 2016: 118-121).

In dieser Masterarbeit werden die Kategorien theoriegeleitet erstellt. Danach findet die
Zuteilung der Aussagen der Interviewpartner/innen zu diesen Kategorien statt. Anschliellend
an die Zuordnung der Textstellen werden diese Aussagen mit den theoretischen Ansétzen und
Annahmen aus dem Theorieteil verglichen und analysiert. Um die Zuordnung der Aussagen zur
jeweiligen Kategorie Ubersichtlicher darzustellen, eignet sich die Gestaltungsform einer
Tabelle. Diese Auswertungstabelle befindet sich im Anhang dieser Masterarbeit und

veranschaulicht die Ergebnisse der Analyse.
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7 Empirischer Teil: Partizipationsfaktoren

Der empirische Teil dieser Masterarbeit teilt sich auf zwei Kapitel auf. Der erste Abschnitt stellt
die Kerninformationen aus den Interviews vor. Diese werden den Interviewprotokollen
entnommen und anhand der vorab definierten Themenbldcke konsolidierend zusammengefasst.
Der zweite Teil diskutiert die erarbeiteten Ergebnisse in Anlehnung an die bereits vorgestellten
Theorieansétze uUber die politische Partizipation und das Civic Voluntarism Model sowie die

theoretischen Annahmen Uber die spezifischen Einflussfaktoren bei Gefluchteten.

7.1 Forschungsergebnisse

Die nachstehenden Ausfiihrungen umfassen die Interviewinhalte und folgen der Vier-Blocke-
Struktur des Leitfadens.

1. Verstandnis von politischer Partizipation

Die Mehrheit der befragten Personen beschreibt politische Partizipation als die Beeinflussung
von politischen Entscheidungen und das Miteinbeziehen der Birger/innen in den politischen
Entscheidungsprozess. Drei der Interviewpartner/innen erganzen ihre Aussagen mit den
Begriffen der Meinungsfreiheit und -auBerung als Teil ihres Verstandnisses wvon

politischer Partizipation.

Zwei der Interviewpartner/innen beschreiben das Verstandnis von politischer Partizipation
noch umfassender und eine Interviewpartnerin weicht von dieser Auffassung ganzlich ab. Sie
geht rein von einer umfassenderen Auffassung von politischer Partizipation aus und
unterstreicht dies mit der folgenden AuRerung:
,Ich habe ein breites Verstdndnis von politischer Partizipation. Fir mich bedeutet das
namlich nicht nur eine Mitgliedschaft in politischen Parteien oder die Teilnahme an
Wahlen. Alles was wir Menschen machen, hat einen politischen Hintergrund und wir
zeigen damit unsere politische Einstellung. Zur politischen Partizipation z&hlen meiner
Meinung nach alltdgliche Handlungen wie beispielsweise unsere Erndhrung, ob wir
Fleisch essen oder uns vegan ernahren oder uns fir ein bestimmtes Studium entscheiden.*
(Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 1).
Bei der Frage nach jenen Aktivitaten, die sie einer politischen Partizipation zuordnen wirden,
zeigen die interviewten Personen Einigkeit bei den Aktivitaten ,, Teilnahme an Wahlen und
Demonstrationen, Meinungsauerung, Parteimitgliedschaft, das birgerliche Engagement, die
Ausiibung von Politik als Beruf und die Teilnahme an Workshops und Veranstaltungen, welche
sich mit Politik befassen“. Ausnahmen von dieser Einigkeit unter den Befragten bilden die
Aufzéhlungen von Aktivitaten wie ,,die Unterstiitzung von Politikerinnen, die Beschaffung von
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Informationen Uber Politik, die Teilnahme an Protesten und die Grindung von politischen
Bewegungen und Organisationen. Diese Tatigkeiten werden lediglich von einzelnen

Interviewpartner/innen genannt.

Die Antworten nach der Form des politischen Engagements zeigen, dass sich die Mehrheit der
Interviewpartner/innen durch ihre Teilnahme an Demonstrationen und an Workshops bzw.
Veranstaltungen Uber Politik, Mitgliedschaften in Vereinen, Organisationen, Institutionen,

welche sich mit Politik beschaftigen, und durch ihre Meinungsauf3erung politisch engagieren.

Zwei Interviewpartner/innen mit dsterreichischer Staatsbiirgerschaft zéhlen die Teilnahme an
Wahlen zu ihren politischen Aktivitaten. Einer der Interviewpartner/innen ist Mitglied in einer
Partei und zéhlt diese Mitgliedschaft zu seinen politischen Aktivitaten. Die Kontaktaufnahme
mit Politiker/innen wird von drei Interviewpartner/innen als Teil ihres politischen Engagements
genannt. AulRerdem wird das burgerliche Engagement von zwei befragten Personen und die
Mitbegriindung eines Vereins, der sich mit Politik auseinandersetzt, von einer

Interviewpartnerin im Zuge der Aufzahlungen ihrer politischen Aktivitaten angefihrt.

Auf die Frage nach der Art des Engagements und ob dieses in der Gruppe oder als Einzelperson
erfolgt, wird ein Engagement als Einzelperson von zwei Interviewpartner/innen
ausgeschlossen. Dies duRert sich in der folgenden Aussage:
,»Mein Engagement findet immer gemeinsam mit anderen Personen bzw. in Gruppen statt,
weil ein kollektives Engagement besser und starker wirkt als ein individuelles
Engagement.” (Interviewpartnerin 5 5.12.2022: 1).
Die anderen sechs Interviewpartner/innen beteiligen sich sowohl in Gruppen als auch als
Einzelpersonen politisch, wobei die Befragten ihr Engagement in Gruppen hervorheben. In den
néchsten beiden Aussagen zeigt sich das besonders deutlich.

»Manchmal betatige ich mich alleine, aber oft engagiere ich mich in Gruppen, damit wir
einen besseren Output erzielen kdnnen.* (Interviewpartnerin 8 8.12.2022: 2).

,»Ich mag das individuelle Arbeiten nicht und bin deshalb oft in Gruppen aktiv. Hin und
wieder nehme ich als Einzelperson an Aktivitdten wie beispielsweise Workshops oder
Demonstrationen teil.* (Interviewpartnerin 6 6.12.2022: 1).
In Bezug auf die Erleichterungen fir eine politische Partizipation zédhlen die
Interviewpartner/innen zahlreiche Aspekte auf. Drei der befragten Personen geben an, dass ihre
guten Deutschkenntnisse sowie ihr breites Netzwerk ihre politische Partizipation erleichtern.
Eine gute Ausbildung, das Interesse an Politik, das vorhandene Sicherheitsgefiihl sowie ein

demokratisches politisches System und dazugehérige Freiheitsrechte werden jeweils von zweli
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Interviewpartner/innen als Erleichterung fiir die politische Partizipation hervorgehoben. In
Bezug auf diese Aspekte fiihlen sich die Interviewpartner/innen in ihrer Partizipation in
Osterreich beschrankt. Ein Interviewpartner filhrt in seiner Antwort auf die Frage nach den
Erleichterungen fiir die politische Partizipation an, dass er in Osterreich kein ausgepragtes
Sicherheitsgefiihlt hat. Das fiihrt er auf seinen rechtlichen Status und den vorgegebenen

Rahmen flr seine Redefreiheit zurtick. Dies unterstreicht seine nachstehende Aussage.

,,Die Sicherheit! Damit meine ich, dass ich am Abend nach Hause gehen kann, ohne dabei
Angst zu haben. Dieses Sicherheitsgefilhl ist bei mir in Osterreich nicht sehr stark
ausgepragt. Es besteht die Moglichkeit, dass einem Dinge vorgeworfen werden, die zur
Aberkennung seines Asyls flihren oder den Erwerb der 6sterreichischen Staatsblrgerschaft
verhindern. Es gibt immer Grenzen dafiir, wo und was man reden darf. Zum Beispiel darf
ich als Gefluchteter Israel nicht kritisieren. Wenn man als syrischer Gefliichteter iber den
Konflikt zwischen Paléastina und Israel spricht und dabei Israels Angriffe kritisiert, wird
einem automatisch Antisemitismus vorgeworfen. Das passiert sogar dann, wenn man sich
klar ausdriickt und Israel selbst und nicht die Juden kritisiert. (Interviewpartner 4
30.11.2022: 2-3).

Waihrend eine Interviewpartnerin ,,Freiheit“ zu den Erleichterungen fur die politische
Partizipation zahlt, flihlt sie sich aufgrund der Verkoppelung des Wahlrechts mit der
Staatsbiirgerschaft in Osterreich in ihrer Freiheit beschrankt. Eine andere Interviewpartnerin
hebt die Wichtigkeit der Demokratie fiir eine politische Partizipation hervor und kritisiert dabei
gleichzeitig, dass sie trotz der vorhandenen Demokratie in Osterreich aufgrund des fehlenden

Wahlrechts nicht mitbestimmen darf.

,Die allgemeine Freiheit und die Meinungsfreiheit sind die wichtigsten Erleichterungen
fir die politische Partizipation. Hier in Osterreich gibt es zwar die Meinungsfreiheit, aber
meine Freiheit bleibt trotzdem beschréankt, weil ich keine 6sterreichische Staatsbiirgerin
und somit vom Wahlrecht ausgeschlossen bin. Deshalb bildet die Staatsbiirgerschaft eine
Erleichterung fir die politische Partizipation, weil durch die 06sterreichische
Staatsbiirgerschaft die erforderliche Freiheit gewahrleistet ist. In Syrien war ich zwar eine
syrische Staatsbiirgerin, aber dort gibt es flir mich keine Freiheit. Deshalb nutzt mir die
syrische Staatsbirgerschaft flr eine politische Beteiligung nichts.« (Interviewpartnerin 6
6.12.2022: 2).

,,Eine Erleichterung ergibt sich aufgrund eines demokratischen Umfelds bzw. der Existenz
von Parlamenten, welche mich représentieren und sich fur meine Rechte einsetzen.
Deshalb steht an erster Stelle die Demokratie. Ohne Demokratie wére eine Partizipation
nicht moglich. Osterreich ist ein demokratisches Land aber mir selbst fehlt hier ein Teil
meiner politischen Rechte, weil ich kein Wahlrecht habe und deshalb nicht mitbestimmen
darf. (Interviewpartnerin 5 5.12.2022: 2).

Die Staatsbirgerschaft als Erleichterung fur politische Partizipation erwahnt ein weiterer

Interviewpartner und verbindet diese mit der Wirksamkeit der politischen Partizipation.
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,Die Staatsbiirgerschaft! Ohne die Staatsbiirgerschaft nimmt man keine Riicksicht auf dich
oder auf deine Meinung. Wenn du Wahlen kannst und eine Stimme hast, konnte deine
Meinung wichtig sein.“ (Interviewpartner 1 17.11.2022: 2).
Aullerdem werden eine gute wirtschaftliche Situation, die Unterstltzung der Familie und der
Gesellschaft, die Existenz von Plattformen und Organisation fur politische Partizipation sowie
eine gerechte Représentation aller Menschen in der Politik wvon einzelnen

Interviewpartner/innen zu den Erleichterungen fir eine politische Partizipation gezahlt.

Die Antworten auf die Frage nach den Hindernissen flr eine politische Partizipation sind
ebenso vielféltig. Ein Teil der Auskiinfte stellt das Gegenteil zu den Antworten auf die Frage
nach den Erleichterungen. Dazu zahlen beispielsweise fehlende Deutschkenntnisse und
politische Bildung, das Fehlen der Staatshiirgerschaft und eines demokratischen politischen
Systems, Armut, fehlendes Interesse an Politik und fehlende Unterstitzung und Akzeptanz der
Gesellschaft flr eine politische Partizipation von fremden Menschen. Eine fehlende
Staatsbirgerschaft wird von vier befragten Personen zu den Hindernissen gezéahlt und die
fehlenden Deutschkenntnisse von funf Interviewpartner/innen als hinderlich fir eine
Beteiligung angesehen. Diese beiden Aspekte erreichen damit die groRte Einigkeit der

Interviewpartner/innen.

Gleichzeitig dulRern die einzelnen Interviewpartner/innen in ihren Erz&hlungen auch bisher
nicht erwéhnte Aspekte. Eine Interviewpartnerin spricht von politisierten Medien und den
Ausschluss von Gefliichteten aus der Politik als Hindernisse fiir ihre Partizipation. Aul’erdem
kritisiert sie, dass Gefllichtete nicht in Organisationen und Institutionen organisiert sind, weil
dies wiederum eine kollektive Mobilisierung verhindert.
,In Osterreich stellen die Medien ein Hindernis fir die politische Partizipation von
Gefllichteten dar. Es herrscht eine einseitige Berichterstattung, welche gegen Gefliichtete
gerichtet ist. Auflerdem finden Gefliichtete nicht in Form von Organisationen oder
Institutionen zusammen, was eine organisierte mobilisierte Partizipation unméglich macht.
Dartiber hinaus werden Geflichtete von Politiker/innen in Osterreich nicht gehort. Die
Regierung beschloss zum Beispiel das Integrationsgesetz, ohne dass sie gefliichtete
Menschen bei seiner Initiierung miteinbezogen hat.* (Interviewpartnerin 8 8.12.2022: 2).
Dartiber hinaus ist ein Interviewpartner der Meinung, dass die Konkurrenz zwischen den linken
Parteien und die asylfeindliche Politik anderer politischer Parteien hinderlich sei. AufRerdem
hebt er den Fokus auf die kulturellen Aspekte im Integrationsprozess hervor und empfindet das
Fehlen von politischen Malinahmen in der Einburgerungsphase als hemmend fiir die politische

Partizipation gefliichteter Menschen.
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,,Die erste Hurde ist die Konkurrenz zwischen den politisch linksorientierten Parteien. lhre
wackligen Einstellungen zu Asylthemen und Asylpolitik fuhrt dazu, dass sich geflichtete
Menschen von der Politik und somit von diesen Parteien fernhalten. Eine weitere Hirde
bildet die asylfeindliche Politik bestimmter politischer Parteien, welche die
Aufnahmegesellschaft gefliichtete Menschen nicht akzeptieren l&sst. Und zuletzt erschwert
der kulturelle Fokus im Integrationsprozess die Beteiligung, da in diesem Prozess keine
politische Integration von Gefliichteten vorgesehen ist. (Interviewpartner 7 8.12.2022: 2).

Die Herausforderungen fur Gefliichtete beim Aufbau eines neuen Lebens sowie die bei den
Betroffenen hervorgerufene Instabilitat aufgrund ihres rechtlichen Aufenthaltsstatus werden als

weitere Hindernisse fiir ihre politische Partizipation angeftihrt.

»Wir wollen im ersten Schritt ein neues Leben anfangen und eine neue gesellschaftliche
und wirtschaftliche Basis aufbauen. Erst danach kénnen wir uns politisch beteiligen [...]
Aullerdem behindern die Instabilitit oder die fehlende Gewissheit Uber den
Aufenthaltsstatus eine moglich politische Partizipation. Wir haben ein gewisses Mal? an
Instabilitat, weil wir nicht wissen, ob wir irgendwann in unsere Heimatlander
zuriickgeschickt werden oder wir hier fir immer bleiben durfen.* (Interviewpartnerin 6
6.12.2022: 2).

,,Ein weiteres Hindernis ist die Geschichte Osterreichs, welche fiir mich als Gefliichteter
unbekannt ist. Viele politische Aspekte sind historisch bedingt und man miusste den
historischen Hintergrund kennen, um man damit richtig umgehen zu konnen.‘
(Interviewpartner 4 30.11.2022: 2).

Eine Interviewpartnerin hebt aulerdem die psychischen Probleme, welche Geflichtete

aufgrund ihrer Erfahrung mit Krieg und Konflikten haben, hervor und zahlt diese zu den

Hindernissen fir ihre politische Partizipation. Die Befragte geht auf die negative Erfahrung

syrischer Gefliichtete mit Politik in Syrien und ihre Angst vor Repression aufgrund dieser

Erfahrung genauer ein und stuft diese als Erschwernis flr ihre politische Partizipation ein.
,Dariiber hinaus haben Gefliichtete zumeist aufgrund Ihrer Erlebnisse in Kriegen und
Konflikten psychische Probleme, welche auch Hindernisse fur ihre politische Partizipation
darstellen. Der Vertrauensverlust in die Politik aufgrund von negativen Erfahrungen in
Syrien ist ein Hindernis. Auch Die Angst vor Repression haben viele Menschen aus Syrien
mitgenommen und diese hindert sie an einer Partizipation.“ (Interviewpartnerin 2
27.11.2022: 3).

2. Civic Voluntarism Model (CVM)

Den Antworten der Interviewpartner/innen zufolge geht es vier befragten Personen finanziell

mittelmaRig und zwei Personen gut. Den anderen beiden Interviewpartner/innen geht es

finanziell eher schlecht, da sie alters- und krankheitsbedingt nicht beruflich arbeiten.

Hinsichtlich der Fragen nach den zeitlichen Ressourcen bzw. dem personlichen Freizeitanteil

bestatigen zwei der befragten Personen eine gute Work-Life-Balance zu haben. Ihren Angaben
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entsprechend verfiigen sie Uber genug Freizeit. Die anderen sechs Interviewpartner/innen geben
an, wenig bzw. keine Freizeit zu haben. Das ist auf unterschiedliche Griinde zuruckzufihren.
Eine Person begrindet es mit dem hohen Zeitaufwand fir seine familiaren Aufgaben und die
anderen mit zeitaufwandigen Aktivitdten wie zum Beispiel dem Studium, der Arbeit oder

Tatigkeiten rund um das eigene burgerliche Engagement.

Auf die Fragestellungen zur Feststellung der sogenannten Civic Skills antworten die Befragten
sehr unterschiedlich. Bezogen auf den Ausbildungsgrad der Interviewpartner/innen besitzen
finf Personen einen Maturaabschluss, eine Interviewpartnerin einen Bachelorabschluss und
zwei Interviewpartner/innen ein abgeschlossenes Masterstudium. Laut eigenen Angaben haben
drei der Befragten sehr gute und drei gute Deutschsprachekenntnisse. Die anderen zwei
Interviewpartner/innen stufen ihre Deutschkenntnisse schlecht ein. Wéhrend eine
Interviewpartnerin ihr Engagement in Vereinen aufgrund ihrer mangelnden deutschen
Sprachkenntnisse auf arabische Vereine begrenzt, nimmt der andere Interviewpartner oftmals
gemeinsam mit anderen Personen, welche fur ihn dolmetschen, auch an deutschsprachigen
Veranstaltungen teil.

»Ich bin nur in arabischen Organisationen und Vereinen aktiv. Ich habe einmal an einer

Veranstaltung von der kommunistischen Partei in Osterreich teilgenommen. Aber

aufgrund meiner geringen Deutschkenntnisse habe ich nicht viel verstanden und ich bin
deshalb nicht mehr hingegangen. (Interviewpartnerin 5 5.12.2022: 2).

,Oft habe ich Probleme mit der Sprache, da ich bei Veranstaltungen und Austauschtreffen
nicht alles verstehe. Oft brauche ich dabei eine Ubersetzung. Deshalb gehe ich oft mit
jemandem hin, der fur mich dolmetschen kann.* (Interviewpartner 3 29.11.2022: 2).
Drei der befragten Personen studieren und arbeiten zugleich und drei weitere
Interviewpartner/innen sind berufstatig. Die weiteren beiden Interviewpartner/innen haben
pensions- und/oder krankheitsbedingt zum Zeitpunkt der Interviews keinen Job. Alle befragten
Personen sind entweder Mitglieder in arabischen und/oder osterreichischen Vereinen oder

nehmen freiwillig an von diesen Vereinen organisierten Aktivitaten teil.

In Bezug auf das Geschlecht als moglichen Einflussfaktor auf die politische Partizipation
aulern alle vier weiblichen Teilnehmerinnen, dass Frauen in der Regel aus der Politik
ausgeschlossen werden. Fir die Befragten selbst stellt dieser Ausschluss einen
Motivationsfaktor flr die eigene Partizipation dar. Dies ist anhand der folgenden Aussage einer
Interviewpartnerin deutlich feststellbar.
,Dass ich eine Frau bin, ist fiir mich ein Motiv, um mehr zu partizipieren. Meiner Meinung
nach ist die politische Partizipation von Frauen sehr wichtig. Frauen wurden friher immer
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aus der Politik und von einer politischen Partizipation ausgeschlossen. Dieses Bild von
Frauen, dass sie flur Politik nicht geeignet sind bzw. diese zugeschriebenen
Geschlechterrollen, bestehen immer noch. Da ich eine Frau bin und mir dieses Problem
bewusst ist, fihle ich mich dazu verpflichtet, mich mehr politisch zu beteiligen.*
(Interviewpartnerin 2 27.112022: 4).
Gleichzeitig geben auch zwei der befragten Méanner an, dass ihrer Ansicht nach ménnliche
Gefllichtete im Gegensatz zu geflichteten Frauen groRere Chancen und Moglichkeiten fir eine
politische Partizipation haben. Wahrend einer der Befragten dies auf die Lage in Syrien
zuriickflhrt, bringt ein anderer diesen Ausschluss mit der Religion und mit der allgemeinen

Gleichstellungsproblematik in Zusammenhang.

,»In Bezug auf gefliichtete Syrer/innen haben syrische Ménner bessere Grundlagen daftr
partizipieren zu kénnen. Das ist historisch bedingt, weil sich Frauen in Syrien weniger mit
Politik beschaftigten und damit weniger Erfahrung mit Politik sammeln konnten.*
(Interviewpartner 7 8.12.2022: 3).

,Als gefliichteter Mann in Osterreich habe ich mehr Chancen politisch zu partizipieren als
eine Frau, die ein Kopftuch trégt. Kopftuchtragende Frauen werden in der Politik nicht
ernstgenommen. Auch Frauen ohne Kopftuch werden immer nur dann, wenn
Politiker/innen daran Interesse haben, flr politische Positionen mitherangezogen.
(Interviewpartner 4 30.11.2022: 4).
Wahrend sich ein weiterer befragter Mann bisher keine Gedanken tber den Zusammenhang
zwischen dem Geschlecht und der politischen Partizipation machte, vertritt ein anderer die
Meinung, dass Frauen und Manner gleichgestellt sind und somit auch die gleichen

Voraussetzungen haben.
,,o0wohl Ménner als auch Frauen haben hier ihre Chance und es gibt ein ausgeglichenes
Verhaltnis zwischen der Arbeit der Ménner und Arbeit der Frauen* (Interviewpartner 3
29.112022: 2).
In den Antworten auf die Frage nach dem politischen Interesse der Interviewpartner/innen
spiegelt sich wider, dass alle Befragten politikinteressiert sind - dies hangt auch mit den
Auswahlkriterien zusammen. Unterschiede zeigen sich in den unterschiedlichen

Wahrnehmungen hinsichtlich der Wirksamkeit ihres eigenen Engagements.

Zwei der befragten Personen vertreten die Meinung, dass ihr Engagement einen geringen
Einfluss auf die politischen Geschehnisse hat. Vier von den anderen Interviewpartner/innen
sind davon Uberzeugt, dass zwar keine sofortige Auswirkung feststellbar ist, allerdings
zukunftige Geschehnisse von ihrem Engagement beeinflusst werden.
»Praktisch oder direkt merkbar habe ich nicht das Gefuhl, dass mein Engagement etwas
andert. Das liegt unter anderem daran, weil viele Probleme historisch bedingt sind und sich
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uber Jahre hinweg erstrecken. Eine Anderungﬂkann deshalb nicht so einfach oder schnell
erfolgen. Auf der anderen Seite bin ich der Uberzeugung, dass politisches Engagement
kumulativ wirkt. Das heil3t, dass ein wiederholtes Engagement mit der Zeit etwas bewirken
konnte.* (Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 4).
Die anderen beiden Interviewpartner/innen haben eine gegenteilige Einstellung zu dem Thema.
Wahrend sich eine Person sicher ist, mit seinem Engagement etwas bewirken zu kénnen, dufRert
sich die andere Person resigniert und meint, dass er mit seinem Engagement zwar Présenz zeigt,

jedoch hat diese Prasenz keinen Einfluss.

,Naturlich kann mein Engagement etwas bewirken. Wenn man seine Meinung zum
Ausdruck bringt, muss sich etwas andern. (Interviewpartner 3 29.11.2022: 3).

,Die Politiker/innen haben uns gesehen und ihnen ist bewusst, dass wir da sind. Aber
geéndert hat sich dadurch nichts.* (Interviewpartner 4 30.11.2022: 4).
Bezogen auf den allgemeinen politischen Wissensstand stufen zwei der befragten Personen
diesen als sehr gut ein und die restlichen Interviewpartner/innen beschreiben ihn als gut. Bis
auf eine befragte Person stellen alle Interviewpartner/innen fest, dass ihr politisches Wissen
rund um Osterreich und Wien gut ist. Die Befragte mit dem vermeintlich geringen lokalen
Politikwissen gibt an, zwar die Grundlagen des politischen Systems in Osterreich zu kennen,

aber keine detaillierten Informationen Uber die dsterreichische Politik zu haben.

In Bezug auf die Identifikation mit den 0&sterreichischen Parteien weisen die
Interviewpartner/innen unterschiedliche Einstellungen auf. Drei der befragten Personen
kritisieren alle Parteien in Osterreich und fiihlen sich von keiner einzigen davon reprasentiert.
Die nachstehenden Aussagen verdeutlichen diesen unzufriedenen Zustand.
,,Das politische System und die Parteien in Osterreich erleben eine Stagnation. Die Parteien
sind seit langer Zeit unveréndert geblieben. Auch wenn eine Partei als modern auftritt und

etwas verandern will, andert die Partei ihre Meinung, sobald sie in der Regierung ist.*
(Interviewpartner 1 17.11.2022: 3).

,,Di“e Parteien in Osterreich und unter anderem die groBen Parteien wie die OVP und die
SPO brauchen eine Umstrukturierung. Sie sind immer noch konservativ und die Rolle der
Frauen ist bei ihnen immer noch beschrankt. Sie konnen nicht mit der Zeit Schritt halten.
Ich flihle mich von keiner einzigen politischen Partei als eine in Osterreich lebende
syrische gefliichtete Frau reprasentiert.” (Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 4).
Drei weitere Interviewpartner/innen duf3ern ihre positive Einstellung gegentber den Griinen
und der SPO und begriinden das damit, dass die beiden Parteien keinen Hass gegeniiber
Gefllichteten verbreiten und die Bevolkerungsgruppe teilweise reprasentieren. Eine

Interviewpartnerin verbindet mit der SPO und NEOS positive Aspekte, fiihlt sich allerdings von
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den beiden Parteien nicht vollstandig repréasentiert. Nur eine von den acht interviewten
Personen ist ein Mitglied in einer Partei, der SPO, und filhrt seine Mitgliedschaft auf die

positive Einstellung der SPO gegeniiber gefliichteten Menschen zuriick.

,,Da ich Parteimitglied in der SPO bin, ist es uberfliissig meine Meinung zu anderen
Parteien zu duRern. Die SPO hat eine Willkommenskultur gegeniiber Gefliichteten und hat
wahrend der Flichtlingskrise im Jahr 2015 sehr viel geholfen. Die Partei fordert
Erleichterungen beim Erwerb der Osterreichischen Staatsbirgerschaft. Das alles finde ich
gut.” (Interviewpartner 3 29.11.2022: 3).

Im Zusammenhang mit der Frage nach der Rekrutierung in die Politik und die Auswirkung von
Einladungen zu einem politischen Engagement auf die eigene Motivation antwortet die
Mehrheit der Interviewpartner/innen darauf, dass sie solche Einladungen dazu anspornen,
intensiver zu partizipieren. Allerdings ist den Antworten der Befragten zu entnehmen, dass
solche Einladungen zumeist von zivilgesellschaftlichen Organisationen und nicht von
staatlichen Institutionen erfolgen. Wie an folgenden Beispielen zu erkennen ist, kritisieren die
Interviewpartner/innen diesen Umstand.
,Ich erhalte sehr wenige Einladungen fur politische Events. Das enttduscht mich. Ich habe
mir erwartet, dass die Regierung an meinen Erfahrungen, die ich als gefliichtete syrische
Frau im Krieg gemacht habe, interessiert ist und bei politischen Entscheidungen in Bezug
auf Geflichtete stérker berucksichtigt bzw. geflichtete Frauen beim Entwurf der

zukiinftigen politischen Agenda miteinbeziehen wiirde. Das passierte bisher leider nicht.
Von NGOs bekomme ich Einladungen.* (Interviewpartnerin 6 6.12.2022: 4).

»lch bekomme leider nur wenige Einladungen. Die meisten erhalte ich wvon
Einzelpersonen, welche in politischen Parteien in Osterreich aktiv sind. Vom Staat und
staatlichen Intuitionen bekomme ich keine Einladungen, obwohl mich solche Einladungen
motivieren wirden, mehr am politischen Leben teilzunehmen.” (Interviewpartner 7
8.12.2022: 4).

Eine Interviewpartnerin weicht von der Einstellung der Mehrheit ab. Sie halt fest, von solchen

Einladungen in ihrer Entscheidung teilzunehmen, unbeeinflusst zu sein und fiihrt das auf ein

vorgetauschtes Interesse der einladenden Institutionen zurck.

»Diese Einladungen erfolgen oftmals nur mit dem oberfldchlichen Ziel, die von ihnen
angesetzte Quote zu erfullen, wie beispielsweise die Anzahl an weiblichen
Teilnehmerinnen oder an syrischen Teilnehmerinnen mit Kopftuch oder ohne Kopftuch
usw. Meistens, wenn ich an solchen Veranstaltungen teilnehme, spire ich, dass ich nur da
bin, um diese Quote zu erfillen und nicht, weil sie das Interesse an einem Austausch
zwischen uns haben.* (Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 5).

Die politischen Themen, fur die sich die befragten Personen interessieren, variieren von einer

Person zur anderen. Es zeigen sich aber auch ein paar Uberschneidungen in Form von einem

gemeinsamen Interesse an bestimmten Themen, als auch in Bezug auf jene Themen, die die
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Befragten nicht interessieren. Die Teilnehmer/innen Uberschneiden sich in ihrem Interesse an
Themen im Zusammenhang mit Menschenrechten, Asyl, Integration, Migration, Klimapolitik
und der Politik in Syrien. Drei der befragten Personen geben an, sich nicht fir Wirtschaftspolitik
zu interessieren, weil sie diesbezuglich nur wenig Wissen haben. Einzelne
Interviewpartner/innen antworten auf die Frage nach den politischen Themengebieten, die sie
nicht interessieren, damit, der Raumordnungspolitik oder Gemeindepolitik auRerhalb von Wien
nur wenig Aufmerksamkeit zu schenken. Die Art und Weise wie sich das Interesse der
Interviewpartner/innen zeigt, ist sehr breit gefachert. Die Teilnehmer/innen engagieren sich in
Vereinen und Organisationen mit gleichen Themenschwerpunkten und nehmen zu diesem

Zweck an Workshops, Diskussionen und Demonstrationen teil.

Das CVM umschlief3t in den Betrachtungen auch die familidren Aspekte des politischen
Engagements mit ein. Die Antworten auf die dazugehorigen Fragen ergeben, dass die meisten
Familienangehorigen der befragten Personen weder politisch aktiv noch interessiert sind.
Einige der Befragten fuhren diesen Umstand auf die politische Lage in Syrien zuriick, da dort
politische Aktivitaten verboten sind.
,»In Syrien gibt es keine politische Partizipation oder politische Aktivitdten. Politik und
politische Partizipation sind in Syrien Tabus.* (Interviewpartner 1 17.11.2022: 4).
Die finanzielle Lage der Familien von den befragten Personen wird von den
Interviewpartner/innen dahingehend beschrieben, als sie sich zwischen der Mittel- und der
Unterschicht befinden. Dies wiederum ist laut den Angaben der befragten Personen in Syrien
der Normallfall.

»Meine Familie gehort zur Mittelschicht, so wie viele andere Familien in Syrien. Thr geht
es finanziell okay.* (Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 6).

3. Spezifische Faktoren bei Gefliichteten

Die befragten Personen sammelten &hnliche Erfahrungen in Sachen Politik in Syrien. Sechs
Interviewpartner/innen hatten vor dem Ausbruch der Revolution® in Syrien im Jahr 2011 keine
Beriihrungspunkte mit Politik und Ubten keine politischen Aktivitaten aus. Das lag vor allem
an dem regimeseitigen Verbot von der Teilnahme an politischen Aktivitaten und generell der
Beschrankung der politischen Partizipation.

,»Ich iibte vor der Revolution 2011 gar keine politischen Aktivititen aus. Erst nach dem

Beginn der Revolution habe ich gegen die syrische Regierung und fur mehr Freiheit,
Demokratie und Gerechtigkeit demonstriert. Aber vor 2011 gab es keine Aktivitaten. Alle

® Die Interviewpartner/innen sprechen in den Interviews von einer Revolution und nicht von einem Konflikt.
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politischen Aktivitaten, bis auf jene welche Baschar al-Assad unterstiitzen, waren
verboten.* (Interviewpartner 1 17.11.2022: 5).

Zwei Interviewpartner/innen waren in Syrien bereits vor 2011 politisch aktiv. Allerdings
beschreiben sie diese Erfahrung aufgrund der damit verbundenen Festnahmen und

Verfolgungen als negativ und geféhrlich.

,,Bis zum Jahr 1987 war ich Mitglied in der ,,Kommunistischen Arbeitspartei®. Die Partei
war in Syrien nicht registriert bzw. verboten. Damals konnten politische Parteien in Syrien
nur unter dem Schirm der ,,Nationalen progressiven Front®, welche ein Produkt der Baath-
Partei war, gegrindet werden. Ich wurde 1987 aufgrund meiner Mitgliedschaft in dieser
Partei, gemeinsam mit 60 anderen Frauen, fir circa 5 Jahre verhaftet. Wé&hrend meiner
Haft wurde ich massiv gefoltert und ich habe immer noch Narben auf meinem Korper.
Diese undemokratische Lage zwang die Menschen dazu, ihre politischen Aktivitaten
heimlich auszuliben.* (Interviewpartnerin 5 5.12.2022: 4-5).

,»Meine Erfahrung mit Politik in Syrien war schwer und geféhrlich. Mein Engagement
zielte auf die Unterstutzung der Rechte der kurdischen Minderheit in Syrien ab und dieses
Engagement hat das Regime verboten. Ich war Mitglied des Kurdish National Council,
welcher heimlich gearbeitet hat. Dieser Rat setzt sich fur politische und kulturelle Rechte
von Kurden in Syrien ein. Wir haben in diesem Rat heimliche Versammlungen organisiert
und im Zuge derer Uber Politik in Syrien diskutiert. Wir waren auch auf sozialen Medien
sehr aktiv. Diese Aktivitaten fanden sowohl vor 2011 als auch danach statt. Vor 2011
wurden diese Aktivitdten vom Regime selbst verboten und nach 2011 wurden diese
Aktivitaten von der Partei der Demokratischen Union verboten. Die Union stand der
Arbeiterpartei Kurdistans PKK nahe und ubernahm im Zuge des Machtwechsels auf
meinem Gebiet die Vorherrschaft vom Regime.* (Interviewpartner 7 8.12.2022: 5).

Sieben der Interviewpartner/innen berichten, erst nach dem Beginn der Revolution im Jahr 2011
in Syrien politisch aktiv geworden zu sein. Die Mehrheit von ihnen engagierte sich durch ihre
Teilnahme und Organisation von Demonstrationen gegen das Regime. Sie beschreiben ihre
Erfahrung ahnlich negativ wie die anderen beiden Interviewpartner/innen, die sich bereits vor
2011 politisch engagierten. Wahrend finf Personen aufgrund ihres Engagements mittels

Haftbefehles verfolgt werden, wurde ein Interviewpartner festgenommen.

,Meine Erfahrung mit der Politik in Syrien ist wie die Erfahrung aller Syrer/innen. 2011
kam es zu friedlichen Demonstrationen, die Lage eskalierte weiter und entwickelte sich zu
einem bewaffneten Konflikt, welcher zu Vertreibungs- und Fluchtbewegungen fiihrte.
Mein Vater wurde aufgrund eines Haftbefehls verfolgt und musste deshalb Syrien
verlassen. Spater wurde auch ich aufgrund eines Haftbefehls verfolgt und musste ebenso
aus Syrien flichten.* (Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 6).

,Ich habe an der Revolution in Form von Demonstrationen, der Verteilung von

Informationsblattern und der Organisation von Protesten teilgenommen und wurde
infolgedessen vom Regime verhaftet.“ (Interviewpartner 4 30.11.2022: 5-6).
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Alle befragten Personen zeigen bis heute Interesse an den politischen Geschehnissen in Syrien
und setzen sich in unterschiedlichem Ausmal} dafir ein. Die befragten Personen interessieren
und engagieren sich flr die Themen wie die Lage von Gefllichteten und Binnenvertriebenen,

Menschenrechte und Kriegsverbrechen in Syrien und Syriens Zukunft ohne das Regime.

,,Mein politisches Engagement in Bezug auf Syrien habe ich hier in Osterreich fortgesetzt.
Ich nehme an Konferenzen uber die Zukunft Syriens und an Demonstrationen gegen das
Regime teil. Unter anderem beteilige ich mich an Demonstrationen, welche eine
Freilassung von politischen Haftlingen des Regimes fordern.” (Interviewpartnerin 5
5.12.2022: 5).

,Ich bin bei jenen Themen politisch aktiv, welche im Zusammenhang mit der politischen
Lage der Kurden in Syrien stehen. Ich nehme hierfiir an virtuellen politischen Treffen und
Veranstaltungen teil und bin auch in sozialen Medien sehr aktiv. Dariiber hinaus habe ich
die Funktion als Drehscheibe zwischen den Kurd/innen in Syrien und den Politiker/innen
und der Gesellschaft in Osterreich und in Europa eingenommen.* (Interviewpartner 7
8.12.2022: 1).

»lm Rahmen meiner Arbeit suche ich nach Beweisen zur Feststellung von
Kriegsverbrechen und unterstiitze Internvertriebene in den Camps mit Spenden.*
(Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 7).

Alle Interviewpartner/innen nehmen eine negative Darstellung von Gefllichteten in den
Medien, in der Politik und der Gesellschaft wahr. Finf der befragten Personen sehen das als
Antrieb und Motivationsfaktor fur die Intensivierung ihrer eigenen Partizipation.
,.Ich erlebe oft eine verdeckte Stereotypisierung. Wenn ich die Osterreicher/innen rund um
mich mit irgendetwas begeistere, loben sie mich, indem sie sagen, dass ich keine Syrerin
waére. Es gibt eine negative Einstellung gegeniber Gefliichteten und am Beispiel wird

deutlich, dass diese manchmal verdeckt vermittelt wird. Diese Einstellung motiviert mich,
mehr an der Politik zu partizipieren.* (Interviewpartnerin 8 8.12.2022: 5).

,Die Linie zwischen Freiheit und Hassreden ist sehr diinn. Vor allem in Wahlkampagnen
vermischen sich die Grenzen zwischen diesen beiden Aspekten. Bestimmte Parteien haben
in ihren Wahlkampagnen mehrere migrations- und asylfeindliche Slogans, was fur mich
die Freiheitsgrenze (berschreitet.« (Interviewpartnerin 6 6.12.2022: 4).
Zwei von den Interviewpartner/innen ist die mediale negative Darstellung von Gefliichteten
zwar bewusst, sie sehen aber trotzdem nur einen kleinen oder gar keinen Zusammenhang
zwischen ihrer eigenen Partizipation und negativen Verkdrperung. Anhand der nachstehenden
AuRerungen ist dies besonders ersichtlich.
,,Die Politik der FPO motivierte mich dazu, gegen die FPO zu sein [...] Die Medien,
welche gegen Gefllichtete berichten, beeinflussen mich allerdings nicht. Wenn

beispielsweise 3.000 Gefluchtete berufstétig sind, aber ein Gefluchteter nicht arbeitet,
sprechen sie nur von dem einen. Ich blende es deshalb aus. Wer so etwas glaubt, ist selbst
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schuld. Ich bin aber mit und ohne diese Darstellung in den Medien politisch aktiv.*
(Interviewpartner 1 17.11.2022: 5).

»lch sehe keinen Zusammenhang zwischen dieser Darstellung und meiner politischen

Beteiligung.* (Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 7).
Ein Interviewpartner weicht von der Einstellung der Mehrheit ab und sieht diese negative
Darstellung als demotivierend. Seiner Meinung nach verbreitet die negative Berichterstattung
Angst in der Aufnahmegesellschaft und das wirkt sich wiederrum schlecht auf die politische
Partizipation geflichteter Menschen aus.

,Wenn bei Gefliichteten von Antisemitismus oder bei Muslimen immer von politischem

Islam gesprochen wird, macht mir bzw. macht das allen Menschen Angst davor, sich
politisch zu beteiligen. Darliber hinaus erzeugen solche Bezeichnungen auch bei

Osterreicher/innen Angst davor, solche Menschen bei ihrer Partizipation zu unterstiitzen.
Das beeinflusst gleichzeitig die Partizipation von Gefllichteten negativ, weil sie kein
Publikum bzw. keine Unterstiitzung aus der Aufnahmegesellschaft rund um sich haben.

Das alles wirkt wiederum sehr demotivierend.* (Interviewpartner 4 30.11.2022: 6).
Im néchsten Schritt gilt es herauszufinden, ob die Themen Asyl, Integration und Migration bei
geflichteten Menschen einen thematischen Schwerpunkt in ihrem politischen Engagement
bilden. Bis auf eine der befragten Personen sind alle an den Themen interessiert und engagieren
sich fur diese Themen. Dies zeigt sich in Form ihrer Teilnahme an Demonstrationen und
Veranstaltungen zur Unterstiitzung von Gefliichteten und deren Rechte. Dartiber hinaus &uf3ern
sie ihre Meinung zu diesen Themen auf verschiedenen Plattformen, wie unter andrem auf
sozialen Medien.

,Ich war auf mehreren Demonstrationen, welche gegen GrenzschlieRungen fur Gefluchtete

gerichtet waren. Zuletzt war ich auch auf einer Demonstration zur Starkung von iranischen
Frauen und gegen das Regime im Iran.” (Interviewpartnerin 8 8.12.2022: 6).

,Ich habe meine Meinung dazu und nehme an Aktivitaten teil, welche sich mit Themen
Uber meine Interessen auseinandersetzen. Dazu gehdren beispielsweise meine Teilnahme
an Workshops Uber die Rechte von gefliichteten Menschen oder mein Mitwirken an
Demonstrationen zur Unterstiitzung von Gefliichteten® (Interviewpartner 4 30.11.2022: 5).

,.In Osterreich beschaftige ich mich mit Integrationspolitik und engagiere mich freiwillig
bei der Unterstlitzung des Integrationsprozesses von gefliichteten Menschen. Ich versuche
bei Informationsveranstaltungen und Aktivitaten geflichteten Menschen die politische
Lage in Osterreich zu erklaren, weil diese neu fiir die angekommenen Menschen ist und
sie die Sprache noch nicht gut genug beherrschen, um sich diesbezigliche Informationen
selbst beschaffen zu kénnen.« (Interviewpartner 7 8.12.2022: 1).

In Bezug auf den Zusammenhang zwischen dem rechtlichen Status und der eigenen politischen

Partizipation haben die Interviewpartner/innen bis auf kleine Abweichungen eine sehr &hnliche
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Haltung. Eine politische Partizipation der Interviewpartner/innen wahrend ihres Asylverfahrens
bzw. ihrer Zeit als Asylwerber/innen fand nicht statt. Die Teilnehmer/innen fiihren das unter
anderem auf ihr Instabilitatsgefiihl wahrend des Asylverfahrens zuriick, welches aufgrund des
Warte- und Angstzustands entstand. Wahrend dieser Phase lag ihr Fokus auf den Ausgang des
Asylverfahrens und sie hatten deshalb nur wenig Interesse an anderen Themen.
,»Im Asylverfahren habe ich weder an die Politik noch an eine politische Partizipation
gedacht. Ich war damals in einem Warte- und Angstzustand. Ich hatte Angst, dass mir der
Asylstatus nicht zuerkannt wird oder ich nach Syrien abgeschoben werde. Wir haben nicht

gewusst, was mit uns passiert oder welche Rechte uns zustehen. Uns hat niemand dariiber
informiert.« (Interviewpartnerin 5 5.12.2022: 6).

,Die Anerkennung des Asylstatus schafft einem personlich mehr Sicherheit, welche man
in der Wartezeit im Asylverfahren nicht hat. Die Wartezeit lahmt Menschen dabei etwas
zu unternehmen und sich Gedanken (ber etwas anderes, auler Uber den Ausgang des
Asylverfahrens, zu machen. Abgesehen von jenen Mdglichkeiten, welche zur Verfiigung
standen, hatte ich als Asylwerberin keine Kapazitat, politisch etwas zu machen. Das lag an
mir selbst und nicht an den zur Verfligung stehenden Moglichkeiten.* (Interviewpartnerin
227.11.2022: 7).

Eine Interviewpartnerin stellt hingegen fest, dass ihr rechtlicher Aufenthaltsstatus aufgrund der
schnellen Erledigung ihres Asylverfahrens sich nicht auf ihre politische Partizipation auswirkte.
,Da mir sehr schnell - innerhalb von 20 Tagen - der Fluchtstatus zuerkannt wurde, hat
mein rechtlicher Aufenthaltsstatus keinen Einfluss auf meine politische Partizipation.*

(Interviewpartnerin 6 6.12.2022: 6).
Ein Interviewpartner geht bei der Frage auf andere Aspekte ein und hebt hervor, trotz der
Zuerkennung des Asylstatus immer noch Angst vor einer Aberkennung seines Asylstatus zu
haben. Bei seiner Teilnahme an politischen Aktivitaten fiihlt er sich aufgrund seines Status und
dem damit verbundenen Konventionsreisepass limitiert.
,»Ich habe dauernd Angst, dass mir mein Asylstatus aus irgendeinem Grund aberkannt wird.
Das verunsichert mich und lasst mich unruhig leben. Dartiber hinaus beschranken mich
mein Asylstatus und mein Konventionsreisepass in meiner Mobilitat. Einmal wurde ich zu
einer Konferenz in Irland eingeladen. Das Visum dafiir habe ich zwar bekommen, aber es
war mit sehr grofRer Mihe und Aufwand verbunden. Bei der zweiten Einladung habe ich
aufgrund des hohen Aufwands und der Komplexitdt nicht mehr teilgenommen.«
(Interviewpartner 4 30.11.2022: 6).
Ein Interviewpartner und eine Interviewpartnerin haben mittlerweile die Osterreichische
Staatsbirgerschaft und beschreiben die damit verbundenen Veranderungen in ihrer
politischen Partizipation und dem einhergehenden Sicherheitsgefiihl nach dem Erhalt

der Staatsbiirgerschaft.
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,»Mit der Staatsbiirgerschaft darf ich jetzt wihlen, was ich davor nicht durfte. Die Politik
hat mich vor meinem Erwerb der Staatsbiirgerschaft direkt beeinflusst, ohne dass ich selbst
mitbestimmen konnte. Zum Beispiel haben Politiker tber meine Rechte und Zukunft
entschieden, wie beispielsweise, ob ich einen Aufenthaltsstatus bekomme oder nicht, ohne
dass ich sie gewdhlt habe. Dieser Einfluss auf meine Zukunft war sehr einseitig, weil ich
sie nicht beeinflussen konnte.* (Interviewpartner 1 17.11.2022: 6).

,,Meine Partizipation hat sich nach dem Erwerb der Osterreichischen Staatsburgerschaft
gedndert. Fruher habe ich mich fiir ein Thema eingesetzt. Jetzt kann ich die richtige Person,
welche mich reprasentiert und dieses Thema umsetzen kann, wéhlen. Ich kann mit meiner
Partizipation mehr &ndern. AuRerdem habe ich dadurch ein verbessertes Sicherheitsgefihl.
Als ich noch asylberechtigt war, war es moglich, dass meine Asylgriinde ausfallen und ich
abgeschoben werde. Mit der Staatsblrgerschaft habe ich diese Angst nicht.«
(Interviewpartnerin 8 8.12.2022: 6).
In den Antworten der Interviewpartner/innen auf die Frage, ob Vereine aus ihrer Community
in Osterreich politisch aktiv sind, spiegelt sich wider, dass das politische Engagement unter
gefliichteten Syrer/innen in Osterreich eher auf Personenebene stattfindet. Es gibt einen Verein
namens ,, Souriat — Syrerinnen fiir Gerechtigkeit und Frieden”, der sich unter anderem auch
mit Politik beschaftigt. Dariiber hinaus wurde von einer Interviewpartnerin auch die ,, Freie
Syrer Koordination in Osterreich* genannt, sie selbst ist jedoch kein Mitglied des Vereins.
,»Ich kenne Personen aus meiner Community, welche sich mit Politik beschéftigen. Ich bin
im Verein Souriat tatig und wir versuchen in unserem Verein syrische Frauen (ber

allgemeine Themen in Osterreich aufzukliren. Ich kenne aber keine anderen Vereine.*
(Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 7).

,lch kenne nur den Verein ,Freie Syrer Koordination in Osterreich®, welche
Demonstrationen in Osterreich gegen das Regime in Syrien organisiert. Aber ich bin kein
Mitglied. Ich kenne keine anderen arabischen oder syrischen Vereine und Organisationen,
die sich mit Politik beschaftigen.* (Interviewpartnerin 6 6.12.2022: 6).
Hinsichtlich der Aufenthaltsdauer als moglichen Einflussfaktor auf die politische Partizipation
von geflichteten Menschen gehen die Ausfihrungen der Interviewpartner/innen weit
auseinander. Die Erzdhlungen deuten darauf hin, dass mit dem langeren Verbleib im
Aufnahmeland auch die Partizipation ansteigt. Diese Entwicklung steht den
Interviewpartner/innen zufolge im Zusammenhang mit dem Ausbau ihrer Civic Skills wie
beispielsweise den verbesserten Deutschkenntnissen oder ihrem rechtlichen Aufenthaltsstatus
wie der Anerkennung des Asylstatus.
,Ich habe jetzt eine andere Denkweise als friiher und mehr Maéglichkeiten zu partizipieren.
Da ich den Konventionsreisepass habe und innerhalb Europas verreisen kann, bin ich
mobiler geworden. Das war wéhrend des Asylverfahrens nicht moglich. Meine

Deutschkenntnisse sind besser geworden und helfen mir dabei, mich besser
auszudriicken.* (Interviewpartner 7 8.12.2022: 6).
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,Was sich verandert hat, ist, dass sich meine Netzwerke vergroRert haben und das verleiht
wiederum meiner politischen Partizipation mehr Qualitdt und macht mir meine eigene
Wahrnehmung von meiner Umgebung bewusster.« (Interviewpartnerin 2 27.11.2022: 8).
Zu den Hindernissen fir eine politische Partizipation zdhlen die Furcht vor der Gesellschaft und
das Gefiihl in dem Land fremd zu sein bzw. das anfangliche Unwissen (ber die
Aufnahmegesellschaft. Dies stellte insbesondere eine Interviewpartnerin fest und zeigt sich in
der nachstehenden Aussage.
»Am Anfang hatte ich Angst vor der Gesellschaft, weil sie mir fremd war. Mit der Zeit
konnte ich diese Angst Uberwéltigen und mehr partizipieren.” (Interviewpartnerin 5
5.12.2022: 6).
Ein Interviewpartner flhrt die Entwicklung seiner politischen Partizipation auf die
Veranderung in der osterreichischen Politik zuriick und behauptet, seine Partizipation als
Reaktion auf die islam- und asylfeindliche Politik in Osterreich intensiviert zu haben.
,,Meine politische Partizipation ist nach 2017 aufgrund der Anderungen in der Asylpolitik
und in den Rechten von gsefIUchteten und Muslim/innen intensiver geworden. Sie hat
zugenommen, weil diese Anderungen Herausforderungen fiir uns Gefliichtete geworden
sind. Ab 2017 war immer die Rede von illegaler Migration. Dieser Ausdruck motivierte
mich, stérker zu partizipieren, um dadurch zu zeigen, dass wir Gefliichtete sind und keine
illegalen Migrant/innen. Das gleiche gilt fur das Kopftuchverbot und das Islamgesetz.
Diese Gesetze sind eine Art von Diskriminierung und motivierten mich, mich fur die
Rechte der muslimischen Menschen in Osterreich einzusetzen.“ (Interviewpartner 4
30.11.2022: 7).
Die Ergebnisse zeigen die Vielféltigkeit der Grinde fur die Entwicklung der politischen
Partizipation von den Interviewpartner/innen. Generell wirken sich die meisten vorgestellten
Einflussfaktoren positiv auf die Partizipation der einzelnen Personen aus und lassen ihre

politische Teilnahme sogar ansteigen.

4. Blick in die Zukunft

Den Abschluss des Interviews bildete die Frage nach den zukunftigen Planen der

Interviewpartner/innen in Bezug auf Politik und ihre politische Partizipation. Die verschiedenen
Vorhaben und Winsche der Teilnehmer/innen gehen weit auseinander. Wéhrend ein
Interviewpartner eine zukiinftige Parteimitgliedschaft ablehnt, weil er sich von keiner Partei
représentiert flhlt, meinen zwei weitere Interviewpartner/innen, nach dem Erhalt der
Staatsbirgerschaft einer Partei beitreten zu wollen. Allerdings halten sie gleichzeitig fest, sich
noch fur keine konkrete Partei entschieden zu haben. Zwei andere Interviewpartner/innen

wuinschen sich fiir die Zukunft ein starkeres Einbinden von Gefliichteten als
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Entscheidungstrager in der Politik und eine bessere Repréasentation. Beide werden sich auch

klnftig weiterhin fur diese Bedirfnisse einsetzen.

Eine Interviewpartnerin, die Teil einer feministischen politischen Bewegung ist, mdchte sich

dafiir auch weiterhin engagieren und setzt sich zudem fur den Sturz des Regimes in Syrien ein.

Ein anderer Befragter hélt abschliel}end fest, Politik nicht beruflich ausiiben zu wollen, damit
er seine Objektivitat behalt.
,,Ilch habe das Gefiihl, dass es besser ist, wenn ich auflerhalb der Politik als eine Art
Beobachter fur die politischen Prozesse und Entscheidungen agiere und damit die Politik
entweder fordere oder kritisiere. Dadurch kann ich meinen objektiven Blick weiterhin
behalten. (Interviewpartner 4 30.11.2022: 7).
Die letzte Interviewpartnerin duf3ert ihren Wunsch nach Erleichterungen im osterreichischen
Wahlrecht, damit in Osterreich lebende und am gesellschaftlichen Leben teilnehmende

Personen ohne Staatsbuirgerschaft mitbestimmen kénnen.

Diese Ergebnisse stellen den Ausgangspunkt fur das nachste Kapitel dar, um darin die
empirischen Daten mit den theoretischen Ansétzen und Annahmen analysieren zu kdnnen. Im
Anschluss an die Analyse erfolgt die Ableitung von Schlussfolgerungen, welche zur

Beantwortung der Forschungsfrage hinleiten.

7.2 Diskussion der Ergebnisse

Die Evaluierung der Ergebnisse orientiert sich an den Kapiteln 3 und 7.1. Die Ergebnisse

werden entlang der vier Themenbltcke des Interviewleitfadens prasentiert.

1. Verstandnis von politischer Partizipation

Das Verstandnis von politischer Partizipation der befragten Personen deckt sich zum Grofteil
mit jenem aus der Litertaturrecherche nach dem Politikwissenschaftler van Deth. Van Deth
(2014: 352) legt fest, dass sich die Partizipationsaktivitaten mit Politik, Regierung oder Staat
beschaftigen mussen, damit von politischer Partizipation gesprochen werden kann. Dieser
Aspekt wird von der Mehrheit der Interviewpartner/innen unterstrichen. Sieben
Interviewpartner/innen definieren eine politische Partizipation als die Beeinflussung von
politischen Entscheidungen und das Miteinbeziehen des Volkes in den Entscheidungsprozess.
Sechs von den befragten Personen ergénzen ihre eigene Definition von politischer Partizipation
mit den Begriffen der Meinungsédulierung, der Meinungsfreiheit sowie der politischen
Partizipation in Form von alltdglichen Tatigkeiten. Darunter verstehen die Befragten die

politische Beteiligung im Kontext ihrer MeinungsauRerung und ihren alltaglichen Handlungen.
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Die Beschreibung dieser Aspekte ist gleichermaRen in der Motivational Definition im Kapitel
3.1 zu finden. In dieser Definition geht van Deth (2014: 361) ebenso von einem breiten Verstdndnis
von politischer Partizipation aus und umfasst jede Aktivitét als Art einer politischen Partizipation,
sofern diese dazu dient, politische Ziele und Absichten der Teilnehmer/innen zum Ausdruck zu
bringen. Diese Aktivitdt muss weder im politischen Bereich angesiedelt sein noch konkret auf

politische Akteure oder kollektive Probleme abzielen.

Eine politische Partizipation setzt nach der Definition von van Deth (2014: 351-352) eine
Aktivitat voraus. Tatséchlich z&hlen die Interviewpartner/innen verschiedene Handlungen auf,
welche sie einem politischen Mitwirken zuordnen. Die genannten Aktivitdten erstrecken sich
auf alle Formen der politischen Partizipation, welche sich in den drei Definitionen nach van
Deth wiederfinden. Die Minimalist Definition begrenzt die politische Partizipation auf die
institutionelle Architektur des politischen Systems und beinhaltet die konventionelle bzw.
formelle Partizipation wie beispielsweise das Wahlen, die Parteimitgliedschaft oder die
Kontaktaufnahme mit Politiker/innen (vgl. ebd. 354-356). Diese Mdoglichkeiten einer
politischen Mitgestaltung spiegeln sich in den Antworten der Interviewpartner/innen bei der
Frage nach den Partizipationsaktivitaten wider. Die Mehrheit der befragten Personen zéhlt in
diesem Zusammenhang die Teilnahme an Wahlen, eine Parteimitgliedschaft oder die

Kontaktaufnahme mit Politiker/innen als Partizipationsaktivitaten auf.

In Bezug auf die Targeted Definition zahlen jene Tétigkeiten zu einer politischen Partizipation,
welche aulRerhalb des Politikbereichs stattfinden, aber auf die Politik oder auf das Losen eines
kollektiven Problems ausgerichtet sind. Beispiele fur solche Aktivtaten sind die Teilnahme an
Demonstrationen, das Protestieren oder das zivilgesellschaftliche Engagement und umfasst
somit unkonventionelle bzw. informelle Formen der Partizipation (vgl. van Deth 2014: 358-
361). Mehrere Interviewpartner/innen fiihren in ihren AuRerungen ahnliche Aktivtaten an, wie
zum Beispiel die Teilnahme an Demonstrationen, das burgerliche Engagement sowie die

Teilnahme an politischen Workshops und Veranstaltungen.

Der Motivational Definition zufolge reicht es aus, die individuellen politischen Ziele der einzelnen
Teilnehmer/innen durch eine Aktivitdt auszudriicken, um diese Aktivitat der politischen
Partizipation zuzuordnen. Damit inkludiert diese Definition von politischer Partizipation Online-
Aktivitaten wie das Posten von Kommentaren, Meinungen oder Informationen auf Websites,
Blogs oder sozialen Netzwerken, sofern sie auf die AuRerung eines politischen Motivs
ausgerichtet sind (vgl. van Deth 2014: 359-361, Hosch-Dayican 2014: 343). Diese Art an

Aktivitaten werden von sechs Interviewpartner/innen ebenfalls angefiihrt. Unter anderem
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betreiben die Befragten ihre MeinungsaufRerung oder Stellungnahme zu einem politischen

Thema auf sozialen Medien.

Ein groBer Unterschied zwischen der Definition von politischer Partizipation nach van Deth
und den Interviewergebnissen findet sich in der beruflichen Auslibung von Politik. Wéhrend
die Halfte der Interviewpartner/innen die berufliche Rolle von Politiker/innen zu den Formen
der politischen Partizipationsaktivitaten zahlt, grenzt van Deth in seiner Auffassung die
politische Partizipation auf Burger/innen ein. Damit betrachtet der Wissenschaftler die
Partizipation seitens Politiker/innen oder Lobbyist/innen nicht als politische Partizipation, weil
eine solche im Rahmen des Berufes stattfindet. Um von politischer Partizipation sprechen zu
konnen, muss diese Partizipation demzufolge von Menschen in ihrer Rolle als zivile
Birger/innen betrieben werden (vgl. van Deth 2014: 351-352). Dieses unterschiedliche
Verstandnis stellt insofern kein Problem fur diese Masterarbeit dar, da alle
Interviewpartner/innen in ihrer Rolle als Burger/innen engagiert sind und sie Politik nicht als

ihren Beruf austben.

Die Antworten auf die Frage, wie die Interviewpartner/innen aktiv sind bzw. welche Aktivitaten
sie im Rahmen ihrer Partizipation austiben, zeigen, dass die meisten der zuvor genannten
Aktivitdten von den Interviewpartner/innen praktiziert werden. Die Mehrheit der
Interviewpartner/innen beteiligt sich politisch in Form von Teilnahme an Demonstrationen oder
Workshops und Veranstaltungen Gber politische Themen, der Mitgliedschaft in politischen
Organisationen und Vereinen, der Meinungsauerung beispielsweise auf sozialen Medien oder
durch ihr birgerliches Engagement. Ein einziger Interviewpartner gibt an, Mitglied in einer
Partei zu sein. Zwei Interviewpartner/innen nehmen aktiv ihr Wahlrecht wahr, was den
restlichen Befragten aufgrund der fehlenden Osterreichischen Staatsbirgerschaft verwehrt ist.
Anhand dieser Ergebnisse ist feststellbar, dass die Partizipationsaktivitaten der meisten

Interviewpartner/innen der informellen bzw. unkonventionellen Partizipation zuzuordnen sind.

Diese Partizipationsformen betreiben die meisten Interviewpartner/innen sowohl als Gruppe als
auch als Einzelperson. Allerdings ist die Auspragung des Gruppenengagements unter den
befragten Personen intensiver. Zwei von den Interviewpartner/innen schlielen ein Engagement
als Einzelperson sogar vollkommen aus und leben ihre politischen Handlungen lediglich in

Gruppenform aus.

Die Erleichterungen und Hindernisse fur eine politische Partizipation aus der Sicht der

Interviewpartner/innen im Vergleich mit den Ergebnissen der Literaturrecherche werden im
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Rahmen der nachsten zwei Themenblocke, dem Civic Voluntarism Model (CVM) und den
spezifischen Faktoren bei Gefliichteten, diskutiert. Diese Themengebiete sind den
Einflussfaktoren auf die politische Partizipation zugeordnet und werden aus diesem Grund in

den nachfolgenden Abschnitten analysiert.

2. Civic Voluntarism Model (CVM)

Die Ressourcen Zeit, Geld und Civic Skills stellen nach dem CVM die ersten Komponenten zur

Forderung von politischer Partizipation dar (vgl. Brady et al. 2018: 51-52). In Bezug auf die
Ressource Geld bestatigen die Antworten der Mehrheit der Interviewpartner/innen eine
mittelmé&Rige Finanzlage. Zwei von den befragten Personen geben an, dass es ihnen finanziell
gut geht, und zwei weitere Teilnehmer beklagen eine schlechte finanzielle Situation. Aus
diesem Grund wird dem Querschnitt der Interviewpartner/innen eine mittelmagige finanzielle
Lage attestiert. Hinsichtlich der zeitlichen Ressourcen gibt der Grofteil der Interviewten an,
nur wenig oder gar keine Freizeit zu haben. Nur zwei der befragten Personen stufen ihre
Work-Life-Balance gut ein, weil sie ausreichend Freizeit haben. Ausgehend von diesen
Anfihrungen erfolgt der Riickschluss tUber das Bestehen eines Mangels an Zeit und Geld unter
den Interviewpartner/innen. Trotz dieser Knappheit weisen die Interviewpartner/innen ein
hohes Ausmal3 an politischer Partizipation auf. Aus diesem Grund wird im Vergleich mit der
Literatur keine aussagekréftige Schlussfolgerung Uber eine mdgliche positive Auswirkung
dieser Ressourcen auf die politische Partizipation von gefliichteten Syrer/innen gezogen. Die
Nachrangigkeit der finanziellen und zeitlichen Ressourcen als Einflussfaktoren zur Férderung
der politischen Partizipation unter gefliichteten Syrer/innen werden von den Antworten der
Interviewpartner/innen auf die Fragen nach den Hindernissen und Erleichterungen fir die
politische Partizipation untermauert. Wéhrend zwar kein/e Interviewpartner/in die persénlichen
zeitlichen Ressourcen als eine Erleichterung oder ein Hindernis fur ihre politische Partizipation
deklariert, wurde jedoch die Armut von zwei Interviewpartner/innen als Hindernis fiir die

eigene politische Partizipation genannt.

Um die Auswirkung von den Civic Skills und ihre Rolle bei der politischen Partizipation von
geflichteten Syrer/innen festzustellen, wurden die Interviewpartner/innen nach ihrem
Bildungsniveau, ihren Deutschkenntnissen, ihrem Engagement in Vereinen und Organisation
sowie nach ihrer Arbeit befragt. Diese Fragen basieren auf der Annahme von Brady et al. (2018:
54-55), dass Bildung und Engagement in Vereinen und Organisationen die menschlichen
Civic Skills wie die Sprech-, Schreib- und Organisationsfahigkeiten weiterentwickeln. In Bezug

auf Bildung geben flnf der Interviewpartner/innen an, einen Maturaabschluss zu haben, zwei

73



der Interviewpartner/innen verfugen tber einen Masterabschluss und eine Interviewpartner/in
hat einen Bachelorabschluss. Sechs der Interviewpartner/innen sind berufstatig und die anderen
zwei befragten Personen gehen alters- oder krankheitsbedingt zurzeit keinem Job nach. Ein
freiwilliges Engagement besteht bei allen Teilnehmer/innen, da sie entweder Mitglieder in
arabischen und/oder 6sterreichischen Vereinen oder Organisationen sind oder freiwillig an von
diesen Vereinen organisierten Aktivitaten teilnehmen. Die Mehrheit der Interviewten verfligen
Uber gute bis sehr gute Deutschkenntnisse, die ihnen im Zuge ihres politischen Engagements
behilflich sind. Die schlechten Deutschkenntnisse von zwei Interviewpartner/innen hindern die
Betroffenen wiederum teilweise in ihrem Engagement. Diese Hindernisse schildert zum
Beispiel die Interviewpartnerin 5 in der Form, als ihr Engagement auf arabischsprachige
Vereine und Events begrenzt ist oder Interviewpartner 3, der fiir seine Teilnahme an
deutschsprachigen Veranstaltungen einen/eine Dolmetscher/in  bendtigt. Ein direkter
Zusammenhang zwischen den Civic Skills, wie unter anderem den Sprachkenntnissen, und der
politischen Partizipation von Gefluchteten ldsst sich anhand der vorangegangenen Anfuhrungen
sowie der Antworten der Interviewpartner/innen auf die Fragen nach den Erleichterungen und
Hindernissen fir eine politische Partizipation beweisen. Die Mehrheit der interviewten
Personen betrachtet fehlende oder schlechte Deutschkenntnisse als ein Hindernis fiir eine
mogliche  Teilnahme an  politischen  Aktivitdten. Aulerdem z&hlen  mehrere
Interviewpartner/innen eine gute Bildung und ein breites Netzwerk zu den Erleichterungen fir
ihre politische Partizipation. Das CVM ordnet diese Aspekte der Ressource der Civic Skills zu,
welche wiederrum forderlich fir die politische Partizipation sind. Diese Aspekte treffen auf die
befragten Personen aufgrund ihres hohen individuellen Bildungsniveaus und ihrer Aktivitaten
wie der Arbeit und das Engagement in mehreren Vereinen zu. Dies bestétigt wiederum die
Civic Skills als einen bedeutenden Einflussfaktor auf die politische Partizipation unter

gefliichteten Syrer/innen.

Im Zuge der Befragung wurden die Interviewpartner/innen Gber die Rolle ihres Geschlechts bei
ihrer politischen Partizipation befragt. Das Geschlecht kann entweder als eine eigene Ressource
oder als Teil der Civic Skills, welche zum GroRteil vom gesellschaftlichen Umfeld geprégt sind,
betrachtet werden. Die Halfte der befragten Personen ist weiblich und sieht ihr Geschlecht als
einen von mehreren Grinden fur ihre eigene Partizipation. Die Interviewpartnerinnen halten in
ihren Ausfihrungen fest, dass Frauen in der Politik benachteiligt bzw. von der Politik
ausgeschlossen werden. Diese Ausgrenzung stellt fur sie einen Motivationsfaktor dar, selbst
mehr politisch zu partizipieren. Zwei von den befragten Méannern teilen die Meinung ihrer

weiblichen Interviewpartnerinnen. Ein weiterer Teilnehmer ist von der Gleichstellung von
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Frauen und Mannern Uberzeugt, weshalb seiner Ansicht nach das Geschlecht bei der politischen
Partizipation keine Rolle spielt. Auf Basis der vorangegangenen Anflhrungen erfolgt die
Erkenntnis, dass das Geschlecht die Auspréagung der politischen Partizipation von gefliichteten
syrischen Frauen beeinflusst. Das Ungleichgewicht der Geschlechter in der Politik bzw. die
Ausgrenzung von Frauen aus der Politik motiviert syrische gefliichtete Frauen dazu, sich

politisch zu beteiligen.

Neben den bereits genannten Aspekten zahlen Brady et al. (2018: 58-60) das psychologische
Engagement mit der Politik als Treiber einer politischen Partizipation. Dieses Engagement
inkludiert das Interesse an Politik und an 6ffentlichen Themen selbst, die Uberzeugung davon,
dass jede Stimme z&hlt und etwas verdndern kann, das politische Wissen sowie die Starke

der Parteiidentifikation.

Den Aussagen der Interviewpartner/innen zufolge sind alle Interviewpartner/innen politisch
interessiert und aktiv. Zwei von den Interviewpartner/innen zahlen zudem das Interesse an
Politik zu den Erleichterungen und Motivationsfaktoren fur ihre eigene politische Partizipation.
Diese Ergebnisse bestatigen die theoretische Annahme daruber, dass ein groRes politisches
Interesse einen Forderungsfaktor fur die politische Partizipation darstellt, auch fiir syrische
Gefluchtete in Wien.

Hinsichtlich der Uberzeugung von der Wirksamkeit des eigenen politischen Engagements
vertreten die Interviewpartner/innen unterschiedliche Meinungen. Zwei der befragten Personen
gehen von einer kleinen Wirksamkeit ihres Engagements aus. Vier von den
Interviewpartner/innen sind von einer zukinftigen Auswirkung ihres Engagements uiberzeugt.
Die anderen zwei Teilnehmer/innen vertreten eine gegenteilige Meinung. Der erste Teilnehmer
vertritt den Standpunkt einer Wirksamkeit seines Engagements auf die Politik, wéhrend der
andere Interviewte eine Auswirkung seiner Anstrengungen ausschliel3t. Diese Aussagen lassen
einen Zusammenhang zwischen der Uberzeugung von der Wirksamkeit der Partizipation und
dem Engagement der syrischen Gefliichteten nur unter Vorbehalt feststellen. Sollte die
Uberzeugung von der Wirksamkeit der politischen Partizipation einen Motivationsfaktor fiir
syrische Gefliichtete hinsichtlich ihrer eigenen Partizipation darstellen, wirkt sich dieser Faktor
schwach auf ihr politisches Engagement aus. Die Zuschreibung einer schwachen Wirkung
dieses Faktors erfolgt aufgrund der mehrheitlichen Einstellung unter den interviewten

Personen, dass ihr Engagement nur wenig oder erst zukunftig etwas bewirkt.
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Ein guter Wissensstand tber Politik als Motivator lasst sich anhand der Aussagen von den
interviewten Personen als Einflussfaktor auf die politische Partizipation bei Gefliichteten
bestatigen. Sieben von den acht befragten Personen geben an, gute Sachkenntnisse in Bezug
auf die Politik in Osterreich und in Wien zu haben. Die eine Person mit einem vermeintlich
niedrigeren Wissenstand behauptet zumindest die Grundlagen des politischen Systems in

Osterreich zu kennen.

Den letzten Aspekt in Bezug auf das psychologische Engagement als Einflussfaktor fiir eine
Forderung der politischen Partizipation stellt die Starke der Parteiidentifikation dar. Eine von
den befragten Personen ist Mitglied in der SPO. Alle anderen Interviewpartner/innen verfiigen
zwar (iber keine Parteimitgliedschaft, sind jedoch vereinzelt den Griinen und der SPO aufgrund
ihrer Einstellung gegenuber Gefliichteten positiv eingestellt. Drei von den befragten Personen
fiinlen sich von keiner einzigen Partei in Osterreich reprasentiert und kritisieren das
parteipolitische System im Land. Begrlindet wird die Kritik unter anderem mit der Konkurrenz
zwischen den links ausgerichteten Parteien und den Hassreden von den rechten Parteien, die
Hindernisse fir die politische Partizipation gefliichteter Menschen darstellen. Basierend auf
diesen Aussagen erfolgt die Feststellung darlber, dass die Starke der Parteiidentifikation keine
oder in bestimmten Fallen eine negative Rolle fir das politische Engagement syrischer
Gefllchtete in Wien spielt. Dies begrlindet sich daran, weil sich die Betroffenen mit keiner
Partei identifizieren oder die Parteien vielmehr sogar kritisieren und sie als Hindernisse fir ihre

Partizipation einstufen.

Nach dem psychologischen Engagement mit der Politik folgt die Rekrutierung als starkender
Faktor fiir eine politische Partizipation von Menschen. Hinter diesem Treiber steckt die
Auffassung, dass Menschen politisch aktiv werden, wenn sie jemand danach fragt oder dazu
auffordert (vgl. Brady et al. 2018: 61). Um diese Annahme bei syrischen Gefliichteten zu
hinterfragen, wird das Interview um die Fragestellung erweitert, ob die Interviewpartner/innen
Einladungen zur Teilnahme an politischen Aktionen erhalten und sie diese Einladungen zu
mehr Partizipation motivieren. Anhand der Antworten ist feststellbar, dass die meisten
Interviewpartner/innen Einladungen fir eine Teilnahme an politischen Events erhalten und sie
diese in der Regel annehmen. Der Grofteil dieser Einladungen stammt von
zivilgesellschaftlichen Einrichtungen, aber die Befragten wiirden sich auch Angebote von
staatlichen Institutionen wuinschen. Auf eine Interviewpartnerin wirken die erhaltenen
Einladungen nicht motivierend daran teilzunehmen, weil ihrer Ansicht nach diese Angebote

einen bestimmten Zweck verfolgen, wie beispielsweise die Erfiillung einer vorgegebenen
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Quote. Anhand dieser Anflihrungen erfolgt der Rickschluss, dass die Rekrutierung einen
Motivationsfaktor fir die politische Partizipation von syrischen Gefllichteten in Wien darstellt.
Jedoch beschrénkt sich dieser Einflussfaktor auf nicht-staatliche politische Aktionen und
Events, weil syrische Geflichtete in Wien keine Einladungen fur eine Teilnahme an staatlichen

politischen Aktionen und Events erhalten.

Dem CVM zufolge spielt das Issue Engagement eine wichtige Rolle bei politischer
Partizipation. Issue Engagement fuhrt zu politischer Partizipation bzw. intensiviert die
politische Partizipation der Menschen in Bezug auf jene Themen, die ihre Interessen
widerspiegeln (vgl. Brady et al. 2018: 64). Im Zuge der Fragestellung nach den
Interessengebieten von den Interviewpartner/innen werden die Themen rund um
Menschenrechte, die Migration und Integration, das Asylrecht, die Klimapolitik sowie die
Politik in Syrien angefiihrt. Das Interesse zeigt sich beispielsweise in Form von der Teilnahme
an Demonstrationen und Veranstaltungen, die sich mit den erwéhnten Themen beschéftigen,
sowie durch ihr Engagement in Vereinen und Organisation mit diesen Schwerpunkten. Themen
wie zum Beispiel die Wirtschaftspolitik sind fur die Befragten weniger interessant und sie
setzen sich nicht damit auseinander und engagieren sich nicht dafur. Da die Themen Integration,
Migration, Asyl und Politik im Herkunftsland als spezifische Motivationsfaktoren fiir die
politische Partizipation bei Gefliichteten eingestuft werden, werden diese Punkte im néchsten
Themenblock intensiver diskutiert. Generell erfolgt die Feststellung, dass das Issue
Engagement als Motivationsfaktor fur die politische Partizipation auch fir die syrischen

Gefllchteten in Wien gilt.

Der letzte Einflussfaktor auf die politische Partizipation nach dem CVM ist die Familie. Die
gesammelten familidaren Erfahrungen konnen den Lebensverlauf der Betroffenen beeinflussen
und somit Partizipationsfaktoren erzeugen, welche wiederum das politische Handeln
potenzieren. Unter anderem spielen die sozio6konomische Situation der Familie, die Erziehung
der Kinder und der Erwerb von partizipativen Faktoren wie die Civic Skills eine Rolle (vgl.
Brady et al. 2018: 65). Laut den Angaben der interviewten Personen ist der Grof3teil ihrer
Familien weder politisch aktiv noch an den politischen Geschehnissen interessiert. Als
Begrundung dafiir wird zumeist die politische Lage in Syrien angegeben, da in Syrien jegliche
politischen Aktivitaten verboten sind. In Bezug auf die 6konomische Lage der Familien der
befragten Personen antworten die meisten Teilnehmer/innen, dass ihre Familie entweder der
Mittelschicht oder der Unterschicht zuzuordnen sind. Der Vergleich von diesen Aussagen mit

der Annahme des CVM ergibt, dass die Familie und Erziehung keinen direkten Einfluss auf die
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politische Partizipation von syrischen Gefllichteten in Wien haben. Die Familien der meisten
Interviewpartner/innen zeigen weder besonderes Interesse an Politik noch verfugen sie tber
eine gute 6konomische Lage, welche den Kindern ihren Partizipationsweg erleichtert oder sie

zu mehr politischer Anteilnahme motiviert.

3. Spezifische Faktoren bei Gefliichteten

Die erste Annahme Erfahrung mit Politik beschéftigt sich mit dem Einfluss der Erfahrung von
gefluchteten Personen mit Politik in ihrem Herkunftsland auf ihr Partizipationsverhalten. Die
befragten syrischen Gefliichteten berichten von ihren negativen Erfahrungen mit der Politik in
Syrien. Das politische System im Land ist von Verboten, Verfolgungen und Verhaftungen
geprégt. Der Grof3teil der befragten Personen war aufgrund des Verbots seitens des Regimes
vor 2011 nicht politisch aktiv. Im Zuge der Revolution in Syrien ab dem Jahr 2011 nimmt das
Verhalten eine Kehrtwende und alle Interviewpartner/innen werden politisch aktiv. Sowohl die
Betroffenen, die bereits vor 2011 durch ihr politisches Engagement auffliegen, als auch jene
die erst nach 2011 aktiv wurden, waren aufgrund ihres Engagements entweder Verhaftungen
oder Verfolgungen ausgeliefert. Dieser Umstand fuhrte in weiterer Folge zur Flucht aus Syrien.
In Osterreich setzen die Teilnehmer/innen ihr Engagement fort und sind bis heute politisch
aktiv. lhre negative Erfahrung mit Politik in ihrem Herkunftsland Syrien stellt keine Barriere
fur ihr politisches Engagement im Aufnahmeland Osterreich dar. Ganz im Gegenteil dazu wird
dieses Engagement nach Osterreich mitgenommen und fortgesetzt. Im Umkehrschluss ergibt
sich der Riuckschluss, dass die in Syrien gesammelten Erfahrungen als eine Art
Motivationsfaktor fiir das Engagement der Befragten im Aufnahmeland wirkt, auch wenn die
Erlebnisse in Syrien negativ behaftet sind. Eine Ausnahme davon stellt die Antwort einer
Interviewpartnerin auf die Frage nach den Hindernissen fur politische Partizipation dar. Sie
hebt in ihren Ausfiihrungen hervor, dass eine negative Erfahrung mit Politik im Herkunftsland
maoglicherweise zu psychischen Problemen flihren kdnnte, die wiederum ein Hindernis fir eine

weitere Partizipation der betroffenen Personen darstellen konnten.

Die Annahme Schwerpunkt Herkunftsland sagt aus, gefliichtete Menschen wirden sich
insbesondere fir Themen bzw. Politik im Zusammenhang mit ihrem Herkunftsland engagieren
(vgl. Ragab 2018: 23). In Bezug auf syrische Gefllichtete in Wien bestatigen die
Interviewergebnisse diese These. Die Befragten interessieren sich besonders flr politische
Themen in ihrem Heimatland Syrien. Von besonderem Interesse unter den befragten Personen
ist die Lage der Geflichteten und Binnenvertriebenen, die Menschenrechte und

Kriegsverbrechen in Syrien und Syriens Zukunft ohne das Regime. Deshalb l&sst sich die
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Annahme, dass sich Geflichtete fir Themen im Zusammenhang mit ihrem Herkunftsland
politisch beteiligen, fur syrische Gefliichtete in Wien belegen. Politik und politische Themen
im Zusammenhang mit dem Herkunftsland kdnnen als Spezialisierung des Issue Engagements
betrachtet werden und stellen einen Teil des CVM dar. Themen bzw. Aktivitaten rund um Syrien
und Syrer/innen motivieren syrische Gefllichtete in Wien zu einer intensiveren Partizipation,

wenn es diesen Themen dient.

Die Annahme Negative Darstellung, wonach eine negative Charakterisierung von Gefliichteten
in der Politik, der Gesellschaft und in den Medien die betroffene Zielgruppe zu einer starkeren
Partizipation motiviert, stellt einen weiteren inhaltlichen Schwerpunkt innerhalb der
Fragestellungen im Interview dar (vgl. Ragab 2018: 18, Wisser 2021: 41-42). Alle befragten
Personen nehmen eine negative Darstellung wahr. Die Mehrheit der befragten Personen sieht
in dieser Darstellung einen Motivationsfaktor dafir, sich politisch mehr zu beteiligen, um das
vorherrschende Bild verédndern zu kénnen. Wahrend eine Interviewpartnerin jedoch keinen
Zusammenhang zwischen der medialen Darstellung und ihrer eigenen Partizipation sieht,
behauptet ein weiterer Interviewpartner, von dieser Darstellung negativ beeinflusst zu sein und
dadurch Demotivation zu verspuren. Da allerdings die Mehrheit der Interviewpartner/innen die
Situation anders sieht, kann anhand der Interviewergebnisse die Schlussfolgerung gezogen
werden, dass eine negative Darstellung in der Regel Motivationen flr ein politisches
Engagement unter den gefliichteten Syrer/innen schafft. Kleine Abweichungen von dieser
Regel sind aufgrund der individuellen Wahrnehmungen von den Befragten aber

nicht auszuschlief3en.

Eine weitere Spezialisierung des sogenannten Issue Engagements des CVM bei Gefliichteten
stellen die in der Annahme Fluchterfahrung angefiihrten Themen Migration, Integration und
Asyl dar. Hierbei erfolgt die Behauptung, die eigene Fluchterfahrung stelle fir gefliichtete
Menschen einen Motivationsfaktor dafiir dar, sich vertiefend fiir diese Themen einzusetzen
(vgl. Braun et al. 2021: 18-19). Anhand der Antworten von den interviewten syrischen
Gefllchteten in Wien geht hervor, dass diese Annahme auch fur diese Zielgruppe gilt. Sie
engagieren sich auf verschiedene Art und Weise fur diese Angelegenheiten. Darliber hinaus
werden diese Themen und jene, die im Zusammenhang mit Syrien stehen, im Zuge der Frage
nach dem Issue Engagement von mehreren Interviewpartner/innen hervorgehoben. Sie stehen
im engen Zusammenhang mit dem Interesse an Politik, was als entscheidender Einflussfaktor

auf die politische Partizipation eingestuft wird.

79



Ein moglicher Einflussfaktor auf die politische Partizipation von gefliichteten Menschen ist ihr
Aufenthaltsstatus, wie die Annahme Rechtlicher Status vorsieht. Der rechtliche Status von
geflichteten Personen und die damit verbundene Angst kénnen ihre politische Partizipation
negativ beeinflussen bzw. ihre Teilnahme hemmen (vgl. Ragab 2018: 19). Diese Annahme
bestatigen die befragten syrischen Gefllchteten in Wien. Alle Betroffenen fiihren an, wéhrend
des Asylverfahrens keine politische Partizipation betrieben zu haben. Den Hauptgrund daftr
stellen ihre Angst vor dem Ergebnis des Asylverfahrens und das damit einhergehende
Instabilitatsgefuhl dar. Zur Bestatigung der vorherigen Aussagen konnen die folgenden zwei
Anfihrungen herangezogen werden. Einerseits behauptet eine Interviewpartnerin, ihr
rechtlicher Aufenthaltsstatus hatte aufgrund der schnellen Erledigung ihres Asylverfahrens
keinen Einfluss auf ihre politische Partizipation gehabt. Andererseits werden die Ausfiihrungen
auf die Frage nach den Hindernissen fiir eine politische Partizipation, wonach ein hemmendes
Instabilitatsgefiihls von Geflichteten aufgrund ihres rechtlichen Status vorherrscht, als Beleg
dafiir gewertet. Nach der Zuerkennung des Asylstatus begannen die Interviewpartner/innen
politisch in der Gesellschaft in Wien zu partizipieren. Allerdings behauptet ein
Interviewpartner, trotz der Zuerkennung seines Asylstatus in seiner Partizipation verhindert zu
sein. Er fuhrt diesen Zustand auf die Angst vor einer moglichen Aberkennung seines Asyls
sowie auf die Mobilitatsschwierigkeiten aufgrund des Konventionsreisepasses, welchen
geflichtete Menschen nach der Zuerkennung ihres Asyls bekommen, zurlick. Diese Hirden
kbnnen nur mit dem Erwerb der Staatsbirgerschaft bewaltigt werden. Zwei
Interviewpartner/innen verfiigen mittlerweile Uber die Gsterreichische Staatsbirgerschaft und
haben dadurch ein besseres Sicherheitsgefiihl. Mehrere Interviewpartner/innen stufen den
Besitz der Osterreichischen Staatsbiirgerschaft in zweierlei Hinsicht als Erleichterung fur ihre
politische Partizipation ein. Das liegt zum einen an dem empfundenen besseren
Sicherheitsgefiihl und zum anderen an den damit verkoppelten politischen Rechten.
Beispielsweise entfallt mit dem Verleih der Staatsbirgerschaft der Ausschluss aus dem
oOsterreichischen Wahlrecht und ermdglicht zeitgleich eine neue Form der Mitbestimmung.
Basierend auf den obigen Anfiihrungen zéhlt der rechtliche Status zu den hemmenden Faktoren
fur eine politische Beteiligung von Gefllchteten. Dieser hindert sie sowohl im Hinblick auf ihre
eigene personliche Wahrnehmung, indem sie sich aufgrund ihres rechtlichen Status unsicher
und instabil fuhlen und infolgedessen weniger teilnehmen, als auch in Bezug auf die
gesetzlichen Grundlagen, wonach Menschen ohne Staatshirgerschaft vom Wahlrecht

ausgeschlossen werden.
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Die Annahme Doppel-Integration besagt, eine Doppel-Integration von Gefliichteten sowohl in
das Aufnahmeland als auch in ihre ethnischen Gruppen fordere ihre politische Partizipation
(vgl. Togeby 1999: 671-672). Den Antworten der Interviewpartner/innen zufolge mangelt es in
Osterreich an Vereinen oder Organisationen von syrischen Gefliichteten, die sich mit Politik
beschéftigen. Im Rahmen der Befragung wurde in diesem Zusammenhang nur der Verein
Souriat mit Sitz in Osterreich genannt, in dem einige Interviewpartner/innen aktiv sind. Als
Begrundung daftir wird unter anderem angegeben, syrische Gefllichtete seien weder in
Organisationen noch in Institutionen organisiert und deshalb sei keine kollektive Mobilisierung
mdoglich. Im Zuge des empirischen Teils dieser Masterarbeit konnte die Annahme tiber die Rolle
der Doppel-Integration fiir die politische Partizipation von syrischen Gefliichteten in Wien nicht
ausreichend bestétigt werden. Ein Zusammenhang zwischen der Doppel-Integration von
Gefllchteten und ihrer politischen Partizipation war aufgrund des Mangels an Vereinen und
Organisationen nicht feststellbar. Die Aussage der Interviewpartnerin lasst allerdings die
Interpretation zu, gefliichtete Syrer/innen wiinschten sich selbst eine Doppel-Integration, um

ihre politische Partizipation in Wien verstarken zu kdnnen.

Die Annahme Aufenthaltsdauer beschéftigt sich mit dem Einfluss der Aufenthaltsdauer von
Gefllchteten im Aufnahmeland auf ihre politische Partizipation. Die Interviewpartner/innen
bringen die Entwicklung ihrer politischen Partizipation mit der Aufenthaltsdauer in
Zusammenhang. Die Dauer des Aufenthalts wirkt sich den Interviewergebnissen zufolge
positiv auf die politische Partizipation der Befragten aus. Mit der Dauer ihres Aufenthalts
verbesserten die Interviewpartner/innen ihre Civic Skills wie ihre Sprachkenntnisse und
vergrofRerten ihre Netzwerke. Da sie sich im Zuge dessen mehr mit der Aufnahmegesellschaft
auseinandersetzten, verstehen sie die Bevolkerung besser. Eine Interviewpartnerin fihrt die
Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Aufbau eines neuen Lebens von Gefliichteten
als Hindernis fur ihre politische Partizipation im Aufnahmeland an. Die Aussagen der
Interviewpartner/innen zeigen, dass die damit verbundenen Schwierigkeiten von den
Betroffenen mit der Zeit und Schritt fir Schritt bewaltigt werden. Dies bestétigt die positive

Auswirkung der Aufenthaltsdauer auf die politische Beteiligung von Gefliichteten.

AuRerdem flihren die Interviewpartner/innen im Zuge ihrer Antworten weitere Hindernisse und
Erleichterungen fir ihre politische Partizipation an, welche neue Aspekte mit sich bringen und
den bestehenden Annahmen bzw. Faktoren nicht zugeordnet werden konnten. Zu solchen
Erleichterungen zahlen beispielsweise die Unterstutzung der Gesellschaft fir die politische

Partizipation fremder Menschen, die Existenz von Plattformen und Organisation fir die
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politische Partizipation geflichteter Menschen oder eine gerechte Représentation aller
Menschen in der Politik. Als weitere Hindernisse nennen die Interviewpartner/innen den Fokus
des Staates auf eine kulturelle Integration und die gleichzeitige Vernachldssigung der
politischen Integration von Gefluchteten. AuBerdem fehlt es an Unterstiitzung und Akzeptanz
der Gesellschaft fur eine politische Partizipation von zugezogenen Menschen sowie an
Kenntnissen der Gefliichteten (ber die Geschichte Osterreichs und die historischen
Ereignisse, auf denen die aktuelle 6sterreichische Politik basiert und von denen sie immer

noch abhéngig ist.

Auf Basis der aufgezéhlten Hindernisse und Erleichterungen kdnnen drei Kategorien bzw.
Faktoren abgeleitet werden, welche die politische Partizipation von syrischen Gefliichteten in
Wien fordern bzw. bei einem Ausbleiben hemmen. Der erste Faktor ist die Akzeptanz und die
Unterstlitzung der Aufnahmegesellschaft fur die politische Partizipation bzw. politischen
Rechte von gefliichteten Menschen. Der zweite Faktor umschliel3t eine gerechte politische
Représentation von Gefluchteten. Der letzte Faktor stellt die Forderung von politischer
Integration von Gefliichteten im Aufnahmeland dar. Die Aufklarung und Unterstitzung von
gefluchteten Menschen Uber die Politik und politische Geschichte im Aufnahmeland sind
forderlich fur eine politische Integration. Bei genauerer Betrachtung von diesen Faktoren
erfolgt die Feststellung dartiber, dass diese Faktoren mehr oder weniger zusammenhangen. Im
ersten Schritt bedarf es an einer Akzeptanz und Unterstlitzung von der Gesellschaft und
darauffolgend einer politischen Integration von Gefluchteten, was wiederrum eine gerechte

Reprasentation von Gefliichteten in der Politik erfordert.

4. Blick in die Zukunft

Den Antworten auf die Frage nach den zukiinftigen Planen der Interviewpartner/innen zufolge

planen sie keine groRen Anderungen in ihrem politischen Engagement vorzunehmen. Zwei von
den Interviewpartner/innen méchten nach dem Erwerb der 6sterreichischen Staatsburgerschaft
einer Partei beitreten. Sie wissen zum Zeitpunkt der Durchfiihrung der Interviews allerdings
noch nicht, welche Partei dies sein wird. Da ein solches Vorhaben eine der befragten Personen
géanzlich abgelehnt und sich lediglich zwei Interviewpartner/innen dazu &uRern und ohne jedoch
eine konkrete Partei zu nennen, kann wiederum die schwache Parteiidentifikation der befragten
Personen aus dem vorletzten Abschnitt bestéatigt werden. Eine Interviewpartnerin kiindigt
hinsichtlich ihrer Zukunftspléne an, ihr Engagement gegen das Regime in Syrien fortzusetzen.
Diese Aussage drlckt wieder aus, dass das Issue Engagement in Bezug auf die Politik im

Herkunftsland als Motivationsfaktor fir mehr Partizipation bei geflichteten Menschen
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eingestuft werden kann. Dies gilt ebenso fiir die Aussage einer Interviewpartnerin, der zufolge
sie sich Erleichterungen im 6sterreichischen Wahlrecht fur fremde Menschen wiinscht. Diese
wiederholte Antwort wird entweder dem Issue Engagement von Gefliichteten in Bezug auf die
Themen Migration, Integration und Asyl zugeordnet oder als Bestitigung einer hemmenden

Auswirkung des rechtlichen Aufenthaltsstatus betrachtet.

Der Blick in die Zukunft eines weiteren Interviewpartners impliziert sein Misstrauen gegeniiber
Politiker/innen bzw. Personen, welche Politik als Beruf austiben, wieder. Der Befragte mochte
zukunftig sein Engagement als Blrger fortsetzen und keinesfalls Politik zu seinem Beruf
machen, damit er seiner Meinung nach objektiv bleiben kann. Dieses Misstrauen wurde auch
in den Antworten anderer Interviewpartner/innen auf die Frage nach ihrer Einstellung zu

Osterreichischen Parteien vernommen.
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8 Zusammenfassung

Gefllichtete Menschen sind aufgrund ihrer Fluchterfahrung und den damit einhergehenden
Schwierigkeiten wie beispielsweise ihrer Erfahrung mit der Politik in ihren Herkunftslandern
oder ihrem rechtlichen Aufenthaltsstatus im Aufnahmeland mit mehreren Herausforderungen
in Bezug auf ihre Maglichkeiten Uber eine politische Partizipation konfrontiert (vgl. Ragab
2018: 15). Die Hurden fiir Gefluchtete unterscheiden sich von jenen, mit denen Migrant/innen
und Einheimische umzugehen haben. Entsprechend dieser Variation an Herausforderungen
sind auch die Faktoren verschieden, welche die politische Partizipation von gefliichteten

Menschen hemmen oder férdern.

Im Zuge der Beantwortung der Forschungsfrage ,,Welche Faktoren férdern oder hemmen die
politische Partizipation von syrischen Gefliichteten in Wien?* wurden traditionelle Theorien
zur Definition und Erklarung von politischer Partizipation herangezogen. Dazu zéhlen unter
anderem die operationale Definition der politischen Partizipation nach Jan van Deth (2014) und
das Civic Voluntarism Model (CVM) nach Sidney Verba, Henry E. Brady, Kay Lehman
Scholzman. (1995, 2018). Da gefliichtete Menschen einer speziellen Ausgangssituation
ausgesetzt sind, bedarf es zusatzlicher auf die Situation der Betroffenen abgestimmter Faktoren
zur Erklarung ihrer politischen Partizipation. Zu diesem Zweck werden die theoretischen
Annahmen in Anlehnung an die verschiedenen Forschungen und Studien entwickelt, welche
die traditionellen Faktoren zur Erklarung von politischer Partizipation mit jenen spezifischen
Faktoren bei gefluchteten Menschen ergédnzen. Um die Forschungsfrage empirisch zu
beantworten, wurde die Methodik der problemzentrierten Interviews gewahlt. Diese wurden
mit acht in Wien lebenden syrischen Gefliichteten im Online- und Présenzformat in arabischer
Sprache durchgefiihrt. Die Wahl der Muttersprache entsprach einerseits dem Wunsch der
Interviewpartner/innen und andererseits konnten mogliche sprachliche Barrieren umgangen
werden. Zu den Interviewpartner/innen z&hlten vier Frauen und vier Mannern und die
Teilnehmer/innen gehorten verschiedenen Altersgruppen an. Nach der Durchfuhrung der
Interviews wurden die Inhalte in Form von Interviewprotokollen ins Deutsche Ubersetzt,

zusammengefasst und fir die weitere Analyse vorbereitet.

Im Rahmen der Analyse wurde das Verstdndnis von politischer Partizipation der

Interviewpartner/innen anhand der Konzeptualisierung von Jan van Deth abgefragt. Aus der

Analyse geht hervor, dass die Interviewpartner/innen ein &hnliches Verstandnis von politischer

Partizipation haben, wie es die Definition von Jan van Deth vermittelt. Eine Abweichung

zwischen dem Verstandnis von politischer Partizipation nach Jan van Deth und jenem von den
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Interviewpartner/innen zeigt sich in der Auffassung dariiber, dass die Interviewten eine
berufliche Austibung von Politik als eine Form der politischen Partizipation ansehen. Im
Gegensatz dazu grenzt Jan van Deth (2014: 354-356) politische Partizipation auf jene
Menschen ein, die diese in ihrer Rolle als Burger/innen betreiben. Fir diese Masterarbeit ist
diese Abweichung nachrangig. Keine/r von den Interviewpartner/innen tibt Politik beruflich aus
oder wird fur ihr/sein Engagement bezahlt, weshalb es eine unterschiedliche Betrachtungsweise

ohne jedoch gelebte Praxis und ohne jegliche Auswirkung auf die Interviews ist.

Im Anschluss an den Vergleich der begrifflichen Auffassung wurden gezielte Fragen zu den
maoglichen Einflussfaktoren fur eine Forderung oder ein Hemmnis der politischen Partizipation
von den Interviewpartner/innen gestellt. Diese Fragen bauten auf dem theoretischen Ansatz des

CVM und den theoretischen Annahmen aus den Kapiteln 3.2 und 3.3 auf.

Die traditionellen Faktoren zur Erklarung von politischer Partizipation wurden in Anlehnung
an das CVM aufgebaut und fiir die Analyse jener Faktoren verwendet, die hinter der politischen
Partizipation von syrischen Gefluchteten in Wien stecken. Fir die Analyse der gewonnen Daten
wurden im Zuge der Interviews gezielte Fragen zur Erklarung der Rolle dieser Einflussfaktoren
fur die individuelle politische Besteigung gestellt. Der erste Faktor nach CVM umfasst die
Ressourcen Zeit, Geld und Civic Skills (vgl. Brady et al. 2018: 51-52). Der Einfluss der
Ressourcen Zeit und Geld auf die politische Partizipation der Interviewpartner/innen konnte
nicht bewiesen werden, da die Mehrheit der Interviewten weder uUber ausreichende zeitliche
Ressourcen verfligen noch in einer guten finanziellen Situation leben. Trotzdem sind alle
Interviewpartner/innen politisch aktiv und die Knappheit der Ressourcen stellt kein Hindernis

fur ihre Partizipation dar.

Die Civic Skills erwiesen sich als entscheidender Einflussfaktor auf die politische Partizipation
der befragten in Wien lebenden gefliichteten Syrer/innen. Unter anderem wurden die
Wichtigkeit der Kenntnisse der deutschen Sprache und die eigenen Netzwerke von den
Interviewpartner/innen hervorgehoben. Die Befragten mit schlechten Sprachkenntnissen fuihlen
sich in ihren Partizipationsmoglichkeiten eingeschrankt und grenzen aus diesem Grund ihre
Partizipation entweder auf arabische Aktivititen oder auf Aktivititen mit einer
Dolmetschmoglichkeit ein. AufRerdem héngen die Civic Skills mit dem personlichen
Bildungsniveau zusammen. Die befragten Personen mit Matura- oder Hochschulabschluss
verfiigen tber ein hohes Bildungsniveau, welches sich positiv auf ihre Civic Skills auswirkt. Im
Umkehrschluss bedeutet das, dass die Civic Skills zwar forderlich fur die politische
Partizipation der in Wien lebenden gefliichteten Syrer/innen sind, jedoch beim Ausbleiben zu
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einem Hemmnis werden koénnen. Das Beispiel mit den Sprachkenntnissen verdeutlicht

diese Gegebenheit.

Zudem brachten die Interviews hinsichtlich des Einflusses des Geschlechts die Erkenntnis,
wonach syrische geflichtete Frauen in ihrem Geschlecht einen Motivationsfaktor fir ihre
politische Partizipation sehen. Der Ausschluss von Frauen aus der Politik und die
vorherrschenden Geschlechterrollen schaffen fir sie die Motivation, dieses Bild durch ihr

erhdhtes Engagement und ihre Teilnahme aufzubrechen.

Das Interesse an der Politik und das politische Wissen zahlen zu den Einflussfaktoren im
Bereich des psychologischen Engagements im Zusammenhang mit den Motivationsfaktoren fir
eine politische Partizipation nach CVM (vgl. Brady et al. 2018: 58) und wurden im Zuge der
problemzentrierten Interviews analysiert. Diese Faktoren beeinflussen die politische
Partizipation von syrischen Geflichteten positiv. Alle Interviewpartner/innen sind politisch
interessiert und haben einen guten bis sehr guten Wissensstand ber Politik. Die positive
Auswirkung des politischen Interesses bestatigten zwei von den befragten Personen explizit,
indem sie beschreiben, ihr politisches Interesse stelle eine Erleichterung hinsichtlich ihrer

politischen Partizipation dar.

Weniger Einfluss wird den Interviewergebnissen nach dem Faktor der Wirksamkeit
beigemessen. Dem CVM zufolge ist die Moglichkeit fur eine politische Partizipation héher,
wenn die Teilnehmer/innen von der Wirksamkeit ihrer Partizipation Gberzeugt sind (vgl. Brady
et al. 2018: 59). Fir syrische Gefluchtete in Wien findet diese Annahme nur unter VVorbehalt
ihre Gultigkeit. Das liegt daran, weil die Mehrheit der Befragten ihren Aktivitaten entweder

einen geringen oder allenfalls einen zukunftigen Einfluss zuerkennen.

Noch weniger maligeblich fur die politische Partizipation gefllichteter Syrer/innen in Wien ist
der Faktor der Parteiidentifikation. Das CVM beinhaltet die Annahme, eine starke
Parteiidentifikation starke gleichzeitig die politische Partizipation (vgl. Brady et al. 2018: 60).
Dies qgilt nicht fir die erforschte Gruppe. Die (berwiegende Mehrheit der
Interviewpartner/innen ist kein Parteimitglied und identifiziert sich mit keiner Partei. Die
oOsterreichischen Parteien wurden vielmehr kritisiert und als Hindernis fiir die Partizipation der
Befragten beschrieben. Vereinzelt sind die Interviewpartner/innen positiv gegentiber der SPO
und den Grinen eingestellt, wobei sie weder Mitglieder der Partei sind noch sich von ihnen

vollstéandig reprasentiert fihlen.
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Betreffend die Rekrutierung und Rekrutierungsanfragen als Motivationsfaktoren fiir die
politische Partizipation nach CVM (vgl. Brady et al. 2018: 61) zeigen diese ihre positive
Auswirkung fir die politische Partizipation von syrischen Gefllichteten in Wien. Fast alle
Interviewpartner/innen erhalten Einladungen zu politischen Aktivitaten und nehmen mit der
Begrundung der motivierenden Wirkung dieser Anfragen daran teil. Die Interviewpartner/innen
kritisierten jedoch die Gegebenheit, dass Einladungen bzw. Rekrutierungsanfragen fast
ausschlieBlich von NGOs initiiert sind, aber keine staatlichen Einrichtungen oder Institutionen
Teilnahmeanfragen an sie stellen. Als Beispiel daflir wurde der Abschluss des
Integrationsgesetzes angefiihrt, bei dem es zwar um Geflichtete geht, diese aber in der

Ausgestaltung des Gesetzes kein Mitspracherecht hatten.

Einen weiteren Motivationsfaktor fiir politische Partizipation nach CVM stellt das Issue
Engagement dar (vgl. Brady et al. 2018: 64). Aus der Auswertung der Interviewergebnisse geht
hervor, dass das Issue Engagement fiir syrische Gefliichtete bei ihrer politischen Partizipation
wichtig ist. Sie interessieren sich fiir Themen wie zum Beispiel Menschenrechte und
Umweltpolitik und zeigen dieses Interesse in Form ihres intensiven Engagements und erhdhter
Partizipation. Die Rolle des Issue Engagements in Bezug auf jene Themen, von denen die
syrischen Gefluchteten betroffen sind, wurde im Rahmen der spezifischen Faktoren anhand von
gezielten Fragen erforscht. Die dazugehérigen Forschungsergebnisse sind im weiteren Verlauf

dieses Kapitels zusammengefasst.

Der letzte traditionelle Faktor zur Férderung der politischen Partizipation nach CVM ist die
Familie. Kinder werden in der Regel von den Gewohnheiten und Einstellungen ihrer Familie
geprégt. Dies erfolgt den Annahmen des CVM zufolge auch hinsichtlich einer politischen
Partizipation bzw. dem politischen Interesse. Demnach tbernehmen Kinder dieses Interesse
von ihren Eltern und zeigen es durch ihre Partizipation (vgl. Brady et al. 2018: 65). Das ist fiir
syrische Gefluchtete nicht der Fall. Die meisten Familien der befragten Personen sind weder
politisch interessiert noch aktiv. Dartiber hinaus wirkt sich laut der Literatur eine gute
soziobkonomische Situation der Familie auf die Kinder aus, insofern sie den Kindern mehr
Mdoglichkeiten zum Erlangen von Civic Skills, welche fur politische Partizipation gebraucht
werden, anbietet (vgl. ebd. 65). Die meisten Familien von den Interviewpartner/innen stammen
aus der Mittel- oder Unterschicht und eine positive Auswirkung der sozio6konomischen
Situation der Familie auf ihre politische Partizipation ist somit auszuschlielen. Somit ist ein
Zusammenhang zwischen der Familie und der politischen Partizipation von gefliichteten

Syrer/innen in Wien nicht beobachtbar.
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Im Zuge der Masterarbeit wurden spezifische Faktoren, welche die politische Partizipation von
syrischen Gefliichteten hemmen oder fordern, in Form von Annahmen formuliert. Die im
Rahmen der Interviews gezielte Fragestellung sollte dahingehend die Auswirkung dieser
spezifischen Faktoren feststellen. In Bezug auf den ersten Faktor, nd&mlich der Auswirkung des
politischen Engagements im Herkunftsland auf das politische Engagement im Aufnahmeland,
konnte anhand der Ergebnisse der Datenerhebung eine Auswirkung nachgewiesen werden. Das
politische Engagement von gefliichteten Syrer/innen in ihrem Herkunftsland motiviert sie in
der Regel dazu, sich im Aufnahmeland zu engagieren, obwohl ihr Engagement in Syrien mit

negativen Erfahrungen verbunden ist.

Eng verkniipft mit dem Einfluss des politischen Engagements in der Heimat ist der Faktor des
Issue Engagements fir Themen, welche im Zusammenhang mit dem Herkunftsland stehen.
Dieser Faktor beeinflusst die politische Partizipation von gefliichteten Menschen in der Form,
weil er sie zu mehr Partizipation hinsichtlich politischer Themen und Anliegen im
Zusammenhang mit ihrem Herkunftsland bewegt. Anhand der Analyse der Interviewergebnisse
wurde diese Auswirkung auch bei syrischen Geflichteten in Wien festgestellt. Die
Wahrscheinlichkeit dafir, sich politisch zu beteiligen, ist sehr hoch, wenn es sich um Themen

im Zusammenhang mit Syrien handelt.

Dies gilt auch flr die Themengebiete Integration, Migration und Asyl. Die befragten syrischen
Gefluchteten zeigen groRes Interesse daran und ihr politisches Engagement ist in diesen
Bereichen intensivier. Geschehnisse im Zusammenhang mit dem Herkunftsland sowie die
Themen Integration, Migration und Asyl stehen im engen Zusammenhang mit den politischen
Interessen und der Betroffenheit von gefliichteten Menschen. Deshalb kdnnen diese Anliegen
als Teil des Issue Engagements zugeschrieben werden, welches im CVM einen entscheidenden

Einflussfaktor auf die politische Partizipation darstellt (vgl. Brady et al. 2018: 64).

Zusétzlich wurde angenommen, dass das negativ vermittelte Bild bzw. die negative mediale
Darstellung von Gefliichteten zu den spezifischen Motivationsfaktoren fur die politische
Partizipation von Gefllchteten zdhlen. Die Untersuchung der Interviewergebnisse bestétigt
diesen Zusammenhang, wonach die negative Darstellung weitestgehend ein Motiv fir ein
hoheres politisches Engagement fiir syrische Gefllchtete schafft. Dadurch mdchten die
Betroffenen das vorherrschende Bild tiber Gefllichtete verbessern. Allerdings kann sich diese
mediale Darstellung, der Behauptung eines Interviewpartners nach, demotivierend auf die

politische Partizipation auswirken. Seiner Meinung nach verbreitet die negative Darstellung
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von Gefluchteten in der Aufnahmegesellschaft Angst und ein negatives Bild, was wiederum

hinderlich fiir eine gesellschaftliche Unterstiitzung von Gefliichteten und ihrer Rechte wirkt.

Nicht bestreitbar ist die hemmende Auswirkung des rechtlichen Status auf die politische
Partizipation der in Wien lebenden syrischen Gefliichteten. Wéhrend des Asylverfahrens ist
eine politische Partizipation von syrischen Gefliichteten in Osterreich unmdglich. Es herrscht
in ihnen eine Art gedankliche Blockade aufgrund des unbekannten Ergebnisses ihres
Asylantrags vor. Dadurch scheint es fur die Betroffenen unmoglich sich Gedanken Uber
irgendein anderes Thema, auBer Uber den Ausgang ihres Asylverfahrens zu machen. Auch nach
der Zuerkennung des Asylstatus bleiben einige dieser Sorgen und Hindernisse bestehen, die mit
ihrem rechtlichen Status verbunden sind und ihre politische Beteiligung beschréanken. Zu diesen
Belastungen z&hlen einerseits die Sorge Uber die Mdoglichkeit einer Aberkennung ihres
Fluchtstatus und andererseits die Beschrankungen und Erschwernisse in ihrer Mobilitét
aufgrund ihres Status. Auch wenn die gefliichteten Syrer/innen diese Hindernisse und Angste
bewéltigen und sich politisch mehr beteiligen mochten, ist ihr rechtlicher Status in anderer
Hinsicht ein Hindernis fiir inr Engagement. Ohne die dsterreichische Staatsburgerschaft bleiben
sie vom Wahlrecht und von anderen Partizipationsrechten ausgeschlossen. Das bedeutet, ihr
rechtlicher Status stellt in allen Phasen ihres Aufenthalts und in verschiedenen Hinsichten ein

Hindernis fiir ihre politische Partizipation dar.

Im Zuge der empirischen Forschung konnte die Rolle der Doppel-Integration fir eine
Forderung der politischen Partizipation von gefliichteten Syrer/innen in Wien nicht ganzlich
beobachtet werden. Grund dafir ist das Fehlen von syrischen Vereinen oder Organisationen in
Osterreich, an denen syrische Gefliichtete teilnehmen oder sich integrieren konnten. Dieser
Mangel an syrischen Vereinigungen wurde von den befragten Personen Kritisiert. Zudem
behaupteten einige Teilnehmer/innen, dass die Existenz solcher Vereine eine Erleichterung fur
die politische Partizipation von gefliichteten Syrer/innen in Osterreich darstellen kénnten, weil
sie unter anderem eine kollektive Mobilisierung ermdglichen wiirden. Aufgrund des erwéhnten

Mangels an solchen Vereinen konnte diese Behauptung jedoch nicht Uberprift werden.

Die Interviewergebnisse erlauben eine aussagekraftige Schlussfolgerung in Bezug auf den
Einflussfaktor der Aufenthaltsdauer. Die seit einigen Jahren in Wien lebenden syrischen
Gefllchteten konnten ihre politische Partizipation intensivieren, weil sie sich (ber die Jahre
weiterentwickelten und dementsprechend die Mdglichkeiten fur eine Partizipation anstiegen.

Dieser Entwicklung liegen ihre Civic Skills zugrunde. Dazu gehdren zum Beispiel die
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Sprachkenntnisse oder der politische Wissensstand in Bezug auf Osterreich und Wien, da dieses

Wissen die politische Partizipation wiederum positiv beeinflusst.

Die Untersuchung der Interviewergebnisse lasst die Ableitung neuer Motivationsfaktoren zu,
welche den in Anlehnung an die Theorien entwickelten Einflussfaktoren nicht zugeordnet
werden konnten. Fir die Ergebnisse in dieser Masterarbeit und fiir zukinftige Forschungen sind
sie allerdings von groRer Bedeutung. Der erste Faktor umfasst die Akzeptanz und Unterstiitzung
der Gesellschaft fir die politische Partizipation bzw. politischen Rechte von gefliichteten
Menschen. Dazu zéhlt auch eine gerechte politische Reprasentation von gefliichteten Menschen
als neuer Motivationsfaktor. Ebenso stellt die Forderung einer politischen Integration von
Gefluchteten in Osterreich zur Forderung der Eingliederung in die Gesellschaft einen
Motivationsfaktor dar. Unterstitzung im Erwerb von Kenntnissen tber die Politik und
politische Geschichte des Aufnahmelandes fordert die Integration der Ankommenden. Diese
Faktoren erganzen die spezifischen Einflussfaktoren auf die politische Partizipation von

gefluchteten Menschen, welche im Rahmen dieser Masterarbeit entwickelt wurden.

Im Hinblick auf die zukiinftigen Partizipationspléne der Interviewpartner/innen wurden keine
neuartigen Erkenntnisse abgeleitet. Die Ausfihrungen der Interviewpartner/innen untermauern
und festigen jedoch die bereits gewonnenen Eindriicke. Dies spiegelt sich beispielsweise in den
Aussagen in Bezug auf die fehlende Parteienidentifikation der Interviewpartner/innen in
Osterreich wider. Darlber hinaus wurden in Bezug auf die Zukunftsplane von den
Interviewpartner/innen Themen wie der Kampf gegen das syrische Regime und der Ausschluss
von Gefliichteten aus dem Wahlrecht in Osterreich als zukiinftige Partizipationsschwerpunkte
angekiindigt. Diese Vorhaben bestatigen wiederrum die Relevanz des Issue Engagements in
Bezug auf das Herkunftsland und des rechtlichen Status als Einflussfaktoren auf die politische

Partizipation von gefliichteten Menschen.

Zusammenfassend l&sst sich festhalten, dass nicht alle in der Literatur zu Partizipation
angeflihrten Einflussfaktoren auf die politische Partizipation der untersuchten syrischen
Gefllchteten zutreffend sind. Wahrend die Auswirkung der Civic Skills, bei Frauen das
Geschlecht, das politische Interesse, das politische Wissen, die Wirksamkeit des Engagements,
die Rekrutierung und das Issue Engagement auf die politische Partizipation gefllichteter
Syrer/innen in Wien beobachtet wurden, konnten keine Auswirkungen von den Faktoren Geld,
Zeit, und Familie festgestellt werden. In Bezug auf den Motivationsfaktor der Starke der
Parteiidentifikation wurde eine negative Auswirkung bewiesen. Die fehlende oder schwache
Parteiidentifikation von syrischen Gefliichteten mit den politischen Parteien in Osterreich und
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die zumeist negative Einstellung gegeniber diesen Parteien lassen die Parteien zu einem

Hindernis fiir die politische Partizipation von gefliichteten Syrer/innen werden.

Das Engagement im Herkunftsland, das Issue Engagement fir Themen im Zusammenhang mit
Herkunftsland, Migration, Integration und Asyl, die negative Darstellung von Gefliichteten und
die personliche Aufenthaltsdauer sind spezifische Einflussfaktoren, die gefliichteten Menschen
zugeschrieben werden. Die problemzentrierten Interviews bestdtigen diese positive
Auswirkung auf das politische Engagement von gefliichteten Syrer/innen in Wien, wahrend
jedoch der rechtliche Status einen negativen Einfluss darauf hat. Ergénzt wurden diese Faktoren
mit weiteren drei Motivationsfaktoren von den befragten Personen selbst. Diese sind die
Akzeptanz und Unterstutzung der Gesellschaft fir die politische Partizipation bzw. politische
Rechte gefliichteter Menschen, eine gerechte Reprasentation geflichteter Menschen in der

Politik und letztendlich die Forderung politischer Integration von Gefliichteten in Osterreich.
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9 Fazit und Ausblick

Die vorliegende Masterarbeit ist eine der ersten wissenschaftlichen Arbeiten, die sich mit den
Faktoren der politischen Partizipation von Gefliichteten beschéftigt und diese anhand einer
spezifischen Gruppe untersucht. Dadurch schlielt sie eine Forschungsliicke. Im Zuge der
Interviews wurden einerseits die bereits bekannten Einflussfaktoren auf die politische
Partizipation von in Wien lebenden gefliichteten Syrer/innen auf ihre Gultigkeit Gberprift und
anderseits neue spezifische Faktoren fur gefliichtete Menschen generiert. Diese Faktoren sind
selbstverstandlich aufgrund der eingeschrankten Anzahl an befragten Personen und der
Konzentration der Forschung auf die Gruppe von gefliichteten Syrer/innen in Wien nicht auf
alle geflichteten Menschen (bertragbar, sondern sie sind speziell auf die Zielgruppe
ausgerichtet. Da kaum Forschungen und Literatur zu diesem Themengebiet aufzufinden sind,
konnen die Ergebnisse dieser Arbeit mdoglicherweise als theoretische Grundlage fur
zukinftige Forschungen dienen, die sich mit der politischen Partizipation von gefliichteten

Menschen befassen.

Ebenso ist eine Erweiterung der Forschung moglich, um représentative Ergebnisse zu
generieren. Dies konnte in Form einer quantitativen Untersuchung, wie beispielsweise anhand
eines Fragebogens fur eine grofle Gruppe an gefliichteten Syrer/innen oder mit Gefluchteten
aus anderen Herkunftslandern, durchgefuhrt werden. Dadurch kénnten die in der qualitativen
Forschung gefundenen Erkenntnisse und Ergebnisse hinsichtlich der Einflussfaktoren fur eine

politische Partizipation von Gefliichteten zahlenmé&Rig erganzt und untermauert werden.

Dartiber hinaus konnten aus dieser Masterarbeit wesentliche Schwerpunkte fur potenziell
weiterflihrende Forschungen abgeleitet werden. Zum Beispiel wére es mdglich, die
Auswirkung der negativen Darstellung von Gefliichteten in den Medien, in der Politik und
Gesellschaft auf die Einstellung der Aufnahmegesellschaft zu Gefliichteten und ihren
politischen Rechten zu erforschen. Dieser Forschungsschwerpunkt baut zum einen auf dem von
den Interviewpartner/innen erganzten Motivationsfaktor fur ihre politische Partizipation,
namlich der Akzeptanz und Unterstilitzung der Gesellschaft flr Gefliichtete und ihre politischen
Rechte, auf. Zum anderen greift die Aussage eines Interviewpartners diesen Schwerpunkt auf,
wonach das negativ vermittelte Bild von Gefliichteten die Aufnahmegesellschaft davon abhalt,

fur deren Rechte einzutreten und sie bei ihrer politischen Partizipation zu unterstiitzen.

Ein weiteres mdgliches Forschungsthema stellt das fehlende Gruppenengagement von

gefliichteten Syrer/innen dar, das im Zusammenhang mit dem vermeintlichen Mangel an
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syrischen Vereinen, die sich mit der Politik in Osterreich beschaftigen, gebracht wird. Diese
Aspekte wurden von den Interviewpartner/innen mehrfach angesprochen und erschwerten im
Zuge der Auswertung der empirischen Ergebnisse eine Interpretation der Annahme Uber die
Doppel-Integration als Einflussfaktor auf das politische Engagement von gefliichteten
Menschen. Im Zuge einer weiteren Forschungsarbeit konnten die Hintergriinde fiir diesen
Mangel im Hinblick auf eine mdogliche Vernachldssigung der politischen Integration von
Gefllichteten seitens des Staates erforscht werden. Das Fehlen dieser Form der Eingliederung

in die Aufnahmegesellschaft wurde in Aussagen der Interviewpartner/innen wiedergefunden.

AbschlieBend kdnnen die in dieser Masterarbeit herausgearbeiteten Faktoren in zwei Gruppen
eingeteilt werden. Die erste Gruppe beinhaltet jene Faktoren, welche von den Geflichteten
beeinflusst werden. Dazu geh6ren zum Beispiel die Civic Skills, das Issue Engagement oder das
politische Interesse. Die zweite Gruppe inkludiert die Faktoren, welche strukturell und
systematisch verankert sind und die politische Partizipation von geflichteten Menschen
beeinflussen. Diese umfasst den rechtlichen Status, das Wahlrecht und die Vernachlassigung
einer politischen Integration, indem von staatlicher Seite her die kulturellen Aspekte der
Integration von Geflichteten hervorgehoben werden. Allerdings stehen beide Gruppen in einer
Interdependenz zueinander und die Faktoren aus der ersten Gruppe héngen stark von der
zweiten ab. Die strukturellen Faktoren bilden die Grundlage fiir die Entwicklung der
personlichen Faktoren und prégen diese stark, beziehungsweise schrénken sie die Betroffenen
in bestimmten Fallen in ihren Partizipationsmdglichkeiten ein. Besonders deutlich ist dies am

Beispiel von der Verkopplung des Wahlrechts mit der Staatsbirgerschaft.
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Anhang
1 Abstract (Deutsch)

Mit dem Anstieg der weltweiten Fluchtbewegungen nimmt gleichzeitig der Bedarf an
sozial- und politikwissenschaftlichen Studien rund um dieses Thema zu. In Osterreich machen
Syrer/innen den groRten Anteil an Gefliichteten aus, was wiederum Forschungen Uber ihre
politische Integration und Partizipation erfordert. Verglichen mit der Anzahl an betroffenen
Personen ist vor allem die Datenlage zur politischen Partizipation unzureichend und fuhrt zu
einer Forschungsliicke bezuglich der Einflussfaktoren auf das politische Engagement. Auf
Basis dieser Kenntnisse widmet sich diese Masterarbeit der folgenden Forschungsfrage:
Welche Faktoren fordern oder hemmen die politische Partizipation von syrischen Gefliichteten

in Wien?

Um auf eine Beantwortung dieser Frage hinzuleiten, wurde flr die Datenerhebung die Methode
des problemzentrierten Interviews eingesetzt. Als Interviewpartner/innen dienten acht in Wien
lebende geflichtete Syrer/innen, die ein starkes politisches Engagement aufweisen. Nach der
Zusammenfassung der Interviews erfolgte die Ergebnisauswertung anhand einer strukturierten
qualitativen Inhaltsanalyse. Im Rahmen der Analyse wurden die Interviewdaten mit dem
Ansatz des Civic Voluntarism Models (CVM) und den aus der Literatur abgeleiteten

spezifischen Einflussfaktoren fiir Gefliichtete verglichen.

Die Beobachtungen in der Analyse ergeben, dass nicht alle herkdmmlichen Faktoren aus dem
CVM auch fir die politische Partizipation von gefllichteten Syrer/innen gelten. Keinen Einfluss
auf ihre politische Beteiligung haben unter anderem die zeitlichen und finanziellen Ressourcen,
die Parteiidentifikation oder die Uberzeugung von der Wirksamkeit der eigenen Aktivitaten.
Hingegen spielen die Civic Skills, das politische Interesse und die Rekrutierungsanfragen nach
wie vor entscheidende Rollen. Die folgenden fiir Gefllichtete neu entwickelten Einflussfaktoren
starken das politische Partizipationsverhalten der erforschten Gruppe: das politische
Engagement im Herkunftsland, die negative Darstellung von Gefliichteten und die
Aufenthaltsdauer der Betroffenen. Zudem stellte sich im Zuge der Analyse heraus, dass der
rechtliche Status hemmend auf das politische Engagement der in Wien lebenden syrischen

Geflichteten wirkt.
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2 Abstract (English)

The continuously growing refugee movements worldwide increase the need for social and
political research on refugees. In Austria, most refugees come from Syria. Although Syrian
refugees make up such a high proportion, the data on their political participation is limited and
there is a need for research on their political integration and participation. There is a lack of
research in the field of political participation of refugees in general and, more specifically, the
ways in which diverse factors affect their political participation. In order to fill a part of this
research gap the following research question is addressed in this master's thesis:

Which factors promote or inhibit the political participation of Syrian refugees in Vienna?

To answer the research question problem-centered interviews with eight politically active
Syrian refugees living in Vienna were conducted. The generated data was reviewed using a
structured qualitative content analysis. In this analysis, the data was evaluated, on the one hand,
based on the theoretical approach of the Civic Voluntarism Model (CVM) and, on the other
hand, based on the newly developed theoretical assumptions derived from the literature as

specific influencing factors for refugees.

The analysis’ results show that many factors that apply in theoretical approaches like CVM,
such as resources, time, money, strength of party identification, or political efficacy, do not
apply to Syrian refugees. However, the data shows that civic skills, political interests, and
recruitment requests strengthen their political participation. It is also observable that the specific
factors developed for refugees, namely the political engagement in the country of origin, the
negative portrayal of refugees, or the length of stay, have an immense positive impact on the
political participation of Syrian refugees living in Vienna. Conversely, the legal status has an

inhibiting effect on their political engagement.
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3 Leitfragen fur Interviews

»Politische Partizipation von syrischen Gefliichteten in Wien. Eine qualitative Untersuchung*

Bezeichnung des Interviews:

Alter:

Geschlecht:

Seit wann in Osterreich:

Staatsbirgerschaft / Aufenthaltsstatus:
Bildungsabschluss (hdchster Bildungsabschluss):
Familiensituation:

Alter zum Zeitpunkt der Flucht:

Themenblock 1: Verstédndnis von politischer Partizipation

1.
2.
3.

Was verstehst du unter politischer Partizipation (oder Beteiligung)?
Welche Aktivitaten umfasst politische Beteiligung deiner Meinung nach?
Bist du selbst politisch aktiv?

a. Wenn ja: was machst du?

b. Wie oft? Alleine oder mit wem zusammen?

Was erleichtert dir die politische Beteiligung?

Was sind Hiirden / Hindernisse fiir deine politische Beteiligung?

Themenblock 2: Civic Voluntarism Model

1.

3.

Ressourcen: Zeit, Geld, Civic Skills

a. Wie geht es dir finanziell?

Wie ist dein Deutsch?

Was arbeitest du?

Wie viel Freizeit hast du?

Falls zutreffend: Wie viel Zeit brauchst du fir Familie/Kind?

Bist du in Vereinen oder Organisationen - egal ob Osterreichische oder arabische - aktiv?
Spielt fur deine politische Aktivitét es eine Rolle, dass du Mann / Frau bist?

P h® a0 T

Psychological Engagement with Politics

Bist du politisch interessiert?

Wie wirdest du dein politisches Wissen beschreiben?

Was denkst du: Kann deine Engagement politisch etwas bewirken?
Wie sieht dein politisches Wissen in Bezug auf Osterreich /Wien aus?
Was denkst du iiber die politischen Parteien in Osterreich?

® 2o o

Recruitment to Politics

a. Bekommst du Einladungen zu politischen Aktionen wie beispielsweise von Freunden oder
Vereinen oder Facebook-Gruppen?

b. (Bei Antwort nein: Springen zu Block 4)
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c. Von wem /welchen Gruppen und Organisationen kommen diese Einladungen?
d. Motivieren dich solche Einladungen bei politischen Aktivitaten mitzumachen?
e. Warum? Warum nicht?

4. Issue Engagements
a. Interessieren dich bestimmte politische Themen besonders?
Wenn ja, welche und wie zeigt sich dieses Interesse?
b. Gibt es politische Themen, die dich gar nicht interessieren?

5. Die Familie
a. Sind deine Familienmitglieder politisch interessiert? Politisch aktiv?
b. Wie geht es deiner Familie finanziell?

Themenblock 3: Spezifische Faktoren bei Gefliichteten

1. Welche Erfahrungen hast du in Syrien mit Politik gemacht?
a. Hast du dich in Syrien politisch engagiert?
b. Wenn ja, wie (welche Beteiligungsarten)?

2. Welche Themen und Fragen interessieren dich heute im Zusammenhang mit Syrien?

3. Beeinflusst die Darstellung von Gefliichteten in Medien, Politik und Gesellschaft deine politische
Partizipation? Wenn ja, inwiefern?

4. Engagierst du dich bezlglich der Themen Asyl, Migration und Integration? Wenn ja, wie?

5. Welchen Einfluss hat dein rechtlicher Status auf dein politisches Engagement?

6. Sind Vereine aus deiner Community politisch aktiv? Wenn ja: Wo, in Osterreich oder in Syrien?
a. Welche Auswirkung haben diese Vereine /Organisationen auf deine Motivation, politisch zu

partizipieren?

7. Wie hat sich dein politisches Engagement, seitdem du in Osterreich bist, verandert?

Themenblock 4: Blick in die Zukunft

1. Was mochtest du in Zukunft in Bezug auf Politik gerne tun?
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4 Auswertung der Interviews

Themenblock Fokus Aussagen (gekirzt) Interviewpartner/in
Politische Partizipation bedeutet die Beeinflussung von politischen Entscheidungen. 1 14 15 16
Ich habe ein breites Verstandnis von politischer Partizipation. Sie findet im Alltag und in

Definition von politischer - 12 14 18

Partizipation alltdglichen Handlungen statt.
Politische Partizipation bedeutet Miteinbeziehen des Volkes bei der Entscheidungsfindung 13 14 15 17 18
Politische Partizipation bedeutet MeinungsduBerung und Meinungsfreiheit 13 16 17
Teilnahme an Wahlen 1112 15 16 18
Teilnahme an Demonstrationen 1 15 16 18
MeinungsauRerung (z.B. auf sozialen Medien) 1112 14 16 17 18
Berufliche Austibung der Politik 12 14 16 18
Informationen beschaffen (Lesen von Zeitungen, Ansehen der Nachrichten) 12

Aktivitaten, welche Unterstiitzung von Politiker/innen 13

politische Partizipation Birgerliches Engagement 12 13 14 16 17

umfassen Kontaktaufnahme mit Politiker/innen 12 14 17
Teilnahme an politischen Veranstaltungen und Diskussionen oder Workshops uber Politik 1112 14 15 16 17
Mitgliedschaft in Gewerkschaften oder zivilen Organisationen 15 17
Teilnahme an Protesten 15
Grindung von politischen Bewegungen und Organisationen 17 18
Parteimitgliedschaft 111213 1415 16 17
Ich gehe wiahlen 11 18
Ich duBere meine Meinung (z.B. auf sozialen Medien) 1112 16 17
Ich nehme an Demonstrationen teil 1112 14 16 18
Ich engagiere mich in Form von burgerlichen Aktivitaten in der Gesellschaft 12 13

. . Ich nehme Kontakt mit Politiker/innen auf 12 14 17
Politische Altivitaten, Ich organisiere Kundgebungen/Demonstrationen/Workshops mit politischen Botschaften 12 14 15 17

die von den Interviewten

" Ich bin Mitglied in Vereinen/Organisationen/Institutionen, welche sich mit Politik
ausgelibt werden

beschaftigen
Ich bin Mitglied in einer Partei 13
Ich habe einen Verein/Bewegung/Organisation, welche sich mit Politik beschéftigen,
mitgegrindet
Ich nehme an Workshops und/oder Veranstaltungen iiber Politik und politische Themen teil 11 12 14 15 16 17
Ich engagiere mich in der Gruppe 13 15
Ich engagiere mich sowohl in der Gruppe als auch als Einzelperson 1112 14 16 17 18
Die Staatsbiirgerschaft zu haben, ist eine Erleichterung 1 15 17 18
Gute Deutschkenntnisse 11 14 17
Gute wirtschaftliche Situation 11
Gute Bildung 1 18
Familidre Unterstitzung 12
Erleichterungen fiir Interesse an Politik und ein politisches Bewusstsein 12 18
politische Gesellschaftliche Unterstiitzung 12
Partizipation Breites Netzwerk 12 13 14
Informationsveranstaltungen iiber Politik/das politische System (in Osterreich) 13 17
Sicherheit und Sicherheitsgefiihl 14 18
Plattformen und Organisationen, mithilfe derer Menschen partizipieren kénnen 14
Demokratisches politisches System und Freiheit 15 16
Eine gerechte Représentation oder Vertretung 16
Politisierte Medien 18
Armut 11 18
Gefliichtete sind nicht in Organisationen oder Institutionen organisiert 18
Der Ausschluss von Gefliichteten aus der Politik durch Politiker/innen 14 18
Konkurrenz zwischen den linken Parteien in Osterreich und ihre wacklige Einstellung
zu Asylthemen
Asylfeindliche Politik, wodurch die Aufnahmegesellschaft gefliichtete Menschen nicht
akzeptiert
Der Fokus auf kulturelle Integration und nicht auf politische Integration 17
Kein oder niedriges Interesse an Politik 16
Hindernisse fir politische ~ Die Herausforderung aufgrund der Flucht sich ein neues Leben aufzubauen 16
Partizipation Keine politische Bildung 11 16
Keine Staatsburgerschaft (Ausschluss aus dem Wabhlrecht) 1112 15 16
Fehlende Sprachkenntnisse 1112 13 14 16
Instabilitat und Instabilitdtsgefihle aufgrund des Aufenthaltsstatus 16
Das Fehlen eines demokratischen politischen Systems (keine Freiheit) 14 15
Die Geschichte Osterreichs ist fiir Gefliichtete unbekannt beeinflusst aber gleichzeitig viele
politische Aspekte
Psychische Probleme aufgrund von Fluchterfahrung bzw. Kriegen und Konflikten 12
Vertrauensverlust in die Politik aufgrund negativer Erfahrung mit Politk in Syrien 12
Die Angst vor Repression aufgrund negativer Erfahrung in Syrien 12

Allein oder in Gruppe

Verstandnis von politischer
Partizipation

Fehlende gesellschaftliche Akzeptanz einer politischen Partizipation fremder Menschen 12

Meine finanzielle Situation ist durchschnittlich 11 14 16 18
Ressourcen: Geld Mir geht es finanziell gut 12 17

Mir geht es finanziell nicht so gut 13 15

Ich habe eine gute Work-Life-Balance - ich habe genug Freizeit (K8 15

Mein Work-Life-Balance ist sehr schlecht - ich habe keine Freizeit 1213 14 16 17 18

Fir die Familie brauche ich nur wenig Zeit 13 16

Ich brauche viel Zeit fur meine Familie 14

Mein Deutsch ist sehr gut 12 14 17

Ressourcen: Zeit
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Mein Deutsch ist gut
Mein Deutsch ist nicht gut

Ich habe die Matura abgeschlossen 1
Ich habe einen Hochschulabschluss

Ich bin berufstatig und studiere gleichzeitig 1
Ich bin berufstatig

Ich bin in Vereinen / Organisationen engagiert 1
Ich habe mir nie Gedanken tiber den Zusammenhang zwischen meinem Geschlecht und
meiner Partizipation gemacht

Ressourcen: Civic Skills

Das Civic Voluntarism Model

(cvm)

Spezifische Faktoren bei
Gefliichteten

Psychological Engagement
with Politics: politisches
Interesse

Psychological Engagement
with Politics: Wirksamkeit
der Partizipation

Psychological Engagement
with Politics: politisches
Wissen

Psychological Engagement
with Politics:
Parteiidentifikation

Recruitment to Politics

Issue Engagement

Familie

Politische Erfahrung in
Syrien

Issue Engagement bzgl.
Syrien

Darstellung der
Geflichteten

Issue Engagement bzgl.
Asyl, Integration
und Migration

Frauen werden aus der Politik ausgeschlossen. Um dies zu dndern, partizipiere ich mehr
Frauen und Manner haben die gleichen Chancen. Es gibt keinen Unterschied zwischen ihnen
Gefliichtete Manner haben groRere Chancen als gefliichtete Frauen

Ich interessiere mich fir Politik

Mein Engagement hat prinzipiell einen Einfluss aber keinen groBen

Mein Engagement kann mit der Zeit/in der Zukunft etwas bewirken aber jetzt (noch) nicht
Mein Engagement kann natirrlich etwas bewirken

Unser Engagement hat nichts gedndert, aber die Politiker/innen wissen, dass wir da sind
Mein politischer Wissensstand ist sehr gut

Mein politischer Wissenstand ist gut

Mein politischer Wissensstand in Bezug auf Osterreich ist gut

Mein politischer Wissensstand in Bezug auf Osterreich ist weniger gut

Friiher fand ich die Griinen gut.

Ich fiihle mich als syrische gefliichtete Frau von keiner Partei reprasentiert.

Ich bin Parteimitglied bei der SPO.

Alle Parteien in Osterreich sind interessenorientiert und haben ihre Werte aufgegeben

Ich bin kein Parteimitglied.

Ich finde die linken (Griinen und die SPO) gut, weil sie mich um Teil reprasentieren.
Die rechten Parteien haben eine schlechte Einstellung gegentiber Gefliichteten

Ich bekomme Einladungen

Ich bekomme wenige bis gar keine Einladungen

Solche Einladungen motivieren mich

Einladungen motivieren mich nicht

Oftmals sind es Einladungen zu gesellschaftlichen Events (z.B. Hilfsaktionen)

Einladungen von politischen Institutionen sind selten

Ich interessiere mich fir Menschenrechte, Asyl, Migration, Gleichstellung & Gerechtigkeit
Ich interssiere mich fir Klimapoltik

Die politische Lage in Syrien interessiert mich.

Ich bin an allgemeinen politischen Themen interessiert (z.B. Sozialstaat, Alltagsthemen)
Wirtschaftspolitik interessiert mich nicht.

Fur Gemeinde- oder Raumordnungspolitik interessiere ich mich nicht.

Ich nehme an Wahlen fir Themen die mich interessieren teil

Ich nehme an Workshops / Kundgebungen / Demos teil bzw. organisiere sie.

Mein Engagement duRert sich durch die Teilnahme an &ffentlichen Diskursen / Diskussionen
Durch meine Vereinsmitgliedschaft vertrete ich mein politisches Intersesse

Meine Familienmitglieder sind in Osterreich nicht politisch aktiv, waren es aber in Syrien
Meine Familie ist politisch interessiert

Meine Familie ist nicht politisch aktiv bzw. interessiert sich nicht

Mein Vater und meine Schwester sind politisch interessiert und aktiv, Rest der Familie nicht
Meiner Familie geht es finanziell gut

Meine Familie gehort zur Mittelschicht

Meiner Familie geht jetzt finanziell sehr schlecht

Vor 2011 iibte ich keine politische Aktivitdten aus

Bereits vor 2011 politisch engagiert

Nach 2011 Teilnahme an Demonstrationen gegen das Regime

Verfolgung durch das Regime/andere Parteien (Folge: Flucht)

Mitorganisation von Demonstrationen

Festnahme seitens des Regimes aufgrund politischer Aktivitaten

Menschenrechte in Syrien

Syriens (politische) Zukunft

Syrische Gefluchtete und Intervertriebene

Ich gehe auf Demonstrationen

Meine Arbeit selbst beinhaltet politisches Engagement

Ich spende fiir Syrien

Die mediale Darstellung von Gefliichteten empfinde ich negativ

Die negative Darstellung motiviert mich mehr zu partizipieren

Negative Darstellung wirkt auf mich sehr demotivierend

Die mediale Darstellung hat auf mein Engagement keinen Einfluss

Insbesondere die negative Darstellung von Gefliichteten durch die FPO motiviert mich
Engagement durch Demonstrationen fiir Rechte von gefliichteten

Engagement durch MeinungsauRerung auf sozialen Medien

Organisation von Integrationsveranstaltungen fur Neuankémmlinge

Teilnahme an Workshops und Veranstaltungen tiber Rechte von gefliichteten Menschen
Ich beschéaftige mich wenig mit diesen Themen
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Blick in die Zukunft

Rechtlicher Status

Doppel-Integration

Dauer des Aufenthalts

Plane fir die Zukunft

Wiinsche fiir die Zukunft

Wdhrend meines Asylverfahrens habe ich politisch nicht partizipiert

1

Mein kurzes Asylverfahren keinen Einfluss auf meine politische Partizipation.

Die Angst vor einer Aberkennung meines Asylstatus beschrankt mich in meiner Partizipation
Mit der &sterreichischen Staatsburgerschaft wiirde ich mehr an der Politik teilnehmen

Mit meiner 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft tibe ich mein Wahlrecht aus. 1

Ich treffe mich ab und zu mit einer feministischen syrischen Organisation und wir tauschen

uns iiber unsere Ideen und die Politik in Osterreich aus.

AuRBer mir sind es in meiner Community nur Einzelpersonen, die sich mit Politik

beschéftigen. Vereine kenne ich nicht. Das Engagement meiner Community motiviert mich
mehr zu partizipieren bzw. mehr Zeit in meine eigene Partizipation zu investieren.

Es gibt keine syrischen Vereine oder Organisationen in Osterreich, die politisch aktiv sind

Ich kenne nur die ,Freie Syrer Koordination in Osterreich”, welche Demonstrationen in
Osterreich gegen das Regime in Syrien organisieren. Ich bin aber kein Mitglied.

Mein politisches Engagement ist mit der Dauer meines Aufenthalts getiegen 1

Meine verbesserten Sprachkenntnisse fiihren zu intensiverem Engagement
Ein Grund fir mein erweitertes Engagement ist mein groReres Netzwerk

Meine gesellschaftliche Integration férderte meine Teilnahme an der Politik

Ich méchte politisch aktiver werden.

Ich méchte Politik kiinftig nicht beruflich austiben. Ich will auBerhalb der Politik als
Beobachter fir politische Prozesse und Entscheidungen bleiben und damit diese entweder

fordern oder kritisieren, um meinen objektiven Blick weiterhin zu behalten.

Ich werde weiterhin die ,feministische politische Bewegung* unterstitzen und mich gegen

das Regime in Syrien engagieren, bis es gestirzt wird.

Wenn sich die politische Lage in Syrien verbessert bzw. eine Partizipation moglich wird,
maochte ich mich mehr mit der Politik in Syrien beschaftigen. In Osterreich will ich nach dem
Erwerb der 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft einer Partei beitreten, ich weiR aber noch

nicht welcher.

Ich werde mich weiterhin dafiir setzen, dass Integration auch in Bezug auf Politik und nicht
nur in Bezug auf Kultur stattfindet. Sobald ich die ésterreichische Staatsbirgerschaft habe

werde ich einer politischen Partei beitreten.

Ich werde daran arbeiten, dass wir Gefliichteten zu Entscheidungstragern werden und mich

weiterhin fiir die Menschenrechte einsetzen.

Ich wiinsche mir, dass Menschen die seit mindestens sieben Jahren in Osterreich leben,

automatisch das Wahlrecht erhalten.

Ich wiinsche mir, dass es in Syrien zu einer gerechten Lésung kommt, die eine politische

Partizipation fiir alle Syrer/innen erméglicht.

Ich wiinsche mir, dass wir in Zukunft besser politisch représentiert werden und werde

weiterhin Politiker/innen unterstiitzen, die uns auch unterstiitzen.

Ich wiinsche mir, dass Frauen vermehrt zu politischen Entscheidungstragern werden und ich

werde mich weiterhin dafir einsetzen.

12 13 14 15
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13

12 13

12 13
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14

14

14
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Legende:

... Interviewpartner 1
. Interviewpartnerin 2
. Interviewpartner 3
... Interviewpartner 4
... Interviewpartnerin 5
.. Interviewpartnerin 6
... Interviewpartner 7

107




	MASTERARBEIT / MASTER’S THESIS
	Inhaltsverzeichnis
	Darstellungsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	AMS – Arbeitsmarktservice
	ESS – European Social Survey
	EU – Europäische Union
	FPÖ – Freiheitliche Partei Österreichs
	IOM – Internationale Organisation für Migration
	1 Einleitung
	1.1 Zielsetzung und Forschungsfrage
	1.2 Forschungsrelevanz und Problemstellung
	1.3 Forschungsgegenstand
	1.4 Aufbau und Struktur
	2 Zentrale Phänomene und Begriffe
	2.1 Flucht und Asyl
	2.2 Geflüchtete und Flüchtlinge
	3 Partizipation: Eine theoretische Einbettung
	3.1 Politische Partizipation
	3.2 Das Civic Voluntarism Model (CVM)
	1. Resources
	2. Psychological Engagement with Politics
	3. Recruitment to Politics
	3.3 Erweiterung des CVM um spezifische Einflussfaktoren bei Geflüchteten
	4 Österreich als Aufnahmeland
	4.1 Asylzahlen: 2011 bis 2021
	4.2 Asylverfahren
	4.3 Politische und soziale Rechte von Geflüchteten in Österreich
	Kraler und Sohler (2005: 26) diskutieren in ihrer Arbeit unter anderem den einen Punkt, in dem Geflüchtete und Drittstaatsangehörige Österreicher/innen hinsichtlich ihrer politischen Rechte gleichgestellt sind. Das ist die Mitgliedschaft in politische...
	Zusammenfassung
	Dieses Kapitel verdeutlicht, wie Österreich über die letzten Jahrzehnte zum Zielland für verschiedene Fluchtbewegungen wurde. Die damit einhergehenden Auswirkungen auf die österreichische Asyllandschaft und die rechtlichen Grundlagen zeigen sich in de...
	5 Syrische Geflüchtete
	5.1 Syrien als Fluchtland
	5.2 Politische Partizipationsrechte in Syrien
	5.3 Syrische Geflüchtete in Österreich
	6 Methodik
	6.1 Erhebung
	6.1.1 Das problemzentrierte Interview
	6.1.2 Leitfaden
	6.1.3 Interviewpartner/innen
	6.1.4 Durchführung der Interviews
	6.2 Auswertung
	7 Empirischer Teil: Partizipationsfaktoren
	7.1 Forschungsergebnisse
	7.2 Diskussion der Ergebnisse
	8 Zusammenfassung
	9 Fazit und Ausblick
	1 Abstract (Deutsch)
	Themenblock 1: Verständnis von politischer Partizipation
	Themenblock 2: Civic Voluntarism Model
	Themenblock 3: Spezifische Faktoren bei Geflüchteten
	Themenblock 4: Blick in die Zukunft

